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AlB-Aktuell: Rettung für den Schah? 
Mit der Installierung der Zivilregierung des Juristen und Schahschwa­
gers M. Schahpour Bakhtiar am 6. Januar 1979 hielt die - IIbrigens 
auf Betreiben WashingIons vom Schah eingeStutc - Militärjunta 
Azhari gerade zwei Monate. Auch ihr blieb es trotz einer "gnadenlo­
sen" I-:Iandhabung des Kriegsrechts versagt, die antidikiatorische Mjls­
senbewegung (siehe Iran-Beiträge und Dokumente in A lB 1/1979) nie­
derzuringen. Im Gegenteil. 
Der 10.111. Dezember brachte mit nationalen Dt:monstrationsm:l.r­
sehen, an denen sich 10-12 Mio Menschen beteiliglen (in Teheran al­
leine 2 Mio), den absoluttn HOhelpunkl des seil Herbst ]978 unaufhOr­
lieh anschwellenden Massenwiderslandes. Die Streikaktionen der Erd­
ölarbei ter, Eisenbahner, Postler, Zöllner, Bankangestellten, Fluglotsen 
u. a. erwirkten zur Jahreswende eine nahezu Lahmlegung des Offentli­
ehen Lebens in Teheran und andernorts. Die Azhari·Junta mußte kapi· 
tulieren. 
Der Schah erflehte &:istand von den NATO-Mächten und suchte ver­
zweifelt ein Arrangement mit der Nationalen Front bzw. Teilen der is­
lamischen Opposition, die freilich standhaft blieben. Sie beharrten auf 
der im Aufruf des Komitees zur Vorbereitung des Demonstrationsmar­
sches am 10.111. Dezember formulierten Kernforderu",: "Sturz des 
Schah und Abschaffung aller mit seiner Machtausübung verbundene 
Einrichtungen, Sturz des kaiserlich-diktatorischen Regimes und Been­
digung aller Merkmale und Einflüsse der kolonialistischen auslälldi­
schell Mllchte ulld dereIl Verwurzelullg mit dem Regime ulld deli aus­
lälldischell Ausführungsorgallen. übergabe der Macht an das Volk und 
Verwirklichu", der Rechte und Kontilluität der unabhllllgigen Macht 
des klImpfeliden islamischen Volkes des Iran." 

Bakhliar - ein großbourgeoiser "Sozialdemokrat" 

Muslimführer Khomeilli ulld Karim Sandjabi, Vorsitzender der Natio­
lIalen Front, zeigten sich auch im llcuen Jahr zu keinem Kompromiß 
mit dem Schah-Regime bereit. Bakhtiar, bis dahill stellvertretellder 
Vorsitzender der Nationalen Front, wurde wegen seiner Kollaboration 
mit dem Schah VOll der Front ausgeschlossen, seiner sog. "Obergangs­
regierung·' die Unterstützullg versagt. Aufs Neue ricfen die Opposi­
tionsführer das iranische Volk zum zivilen Ungehorsam, zum Kampf 
bis zum endgültigen Sturz des Schah und seincr "Lakaien"-Regierung 
auf. 
Während Bakhtiar ankündigte, er wolle den Iran "sozialdemokratisch" 
regieren und erbitte den Streikabbruch, um das Land "retten'· zu kOn­
nen, forderte der Einsatz von Militär am 8. Januar gegen demonstrie­
rende Schahgegner wiederum 35 Todesopfer. Die Fortdauer der Streik­
kllmpfe und landes weiten Massenproteste verdeutlichte, daß es dem 
Kabinett Bakhtiar auch mittels nennenswerter Zugeständnisse (Freilas­
sung politischer Gefangener, Abbau des Kriegsrechts, Wahlverspre­
chen, Durchgreifen gegen Korruptionsfllle, Einengung der Machtbe· 
fugnis des Schah) nur schwerlich gelingen dürfte, die Wogen der Mas­
senerhebung zu glätten. Die Radikalisierung dieser Volksbewegung ist 
zu weit fortgeschritten, ihre Opfer schon zu hoch, als daß sie sich auf 
halbem W.eg abspeisen ließe. Auch der mittlerweile selbst von den USA 
gutgeheißene Vorschlag Bakhtiars, der Schah mOge einen vorüberge­
henden Auslan..dsaufenthalt antreten, bis die Lage normalisiert sei, ver­
fängt nicht. • 
Itn Kern geht es darum, eine völlige Entmachtung Reza Pahlewis und 
damit ein Verenden der Monarchie zu vereitelll. Auch unter der 
Bakhtiar-Regierung sollen nämlich, sieht man von einer eventuellen 
Opferung des Geheimdienstes SAVAK ab, die Hauptsäulen des verhaß­
ten Re,imes unangetastet bleiben: Dem Schah soll das Oberkommando 
der 280000-Mann-Armee verbleiben, die Pfründe des imperialistischen 
Auslandskapitals und der parasitären einheimischen Großbourgeoisie 
sollen ver$thonl, die Militärpräsenz und Militärberater der USA nicht 
angetastet werden. Bakhtiars geheucheltes "sozialdemokratisches" Ge­
habe kommt heute den groß bourgeoisen Erdöl- ulld Profitinteressenten 
sehr gelegen, soll es doch vorab erst eillmal deli Ansturm der Massen 
besänftigen. Denn die von ihnen in Zweifel ,ezosenen Wirtschafts- und 
Militärinteressen der Westmächte, voran der USA, Großbritanniens, 
Frankreichs und der BRD (siehe nachstehende Beiträge) sind beträcht· 
lich. 
U!lIgst bevor die Regierungschefs der vier Westmllchte Anfang Januar 
d. J. auf ihrem Gipfeltreffen in Guadaloupe über ihre Iranpolitik 
HeimlichkeiteIl austauschten, hatten sie dem Schah-Regime tatkräftig 

Der Sdlah bel der Abnahme de! Kablnells BakhrJau fr.} 

beisestanden. Die earter-Administ rat ion bildete zum Jahresende 1978 
einen Krisenstab zum Iran, ordnete die Ausweitung des Teheraner Us.. 
Botschaftspersonals (natürlich um erfahrende CIA-Spezialisten) an 
und machte Ernst mit der Entsendung der VII. US-Flotte vom Pazifik 
in den Persischen Golf. Das Pentagon betonte ferner, die USA würden 
ihre Militärlieferungen an das Schah- Regime unvermindert fortsetzen. 
Die Bundesregierung assistierte der iranischen Diktatur analog mit der 
ad-hoc-Lieferung von Wasserwerfern und Handschellen. Die zusätzli­
che Lieferung von Handfeuerwaffen zur Massakrierung tausender 
Schahgegner erllbrigte sich, da - wie der iranische Deserteur Hekmat 
Yazdan gegenüber dem Stern (4. I. 1979) bezeugte - die Armee des 
Schah bereits hinlänglich mit bundesdeutschen G J-Gewehren ausge­
stattet ist. Zur Parteinahme der Herrschenden der Bundesrepublik für 
den Schah gehOrt auch die gängige Verzerrung der antiimperialistisch­
demokratischen &:wegung des Landes zu angeblich fortschrittsfeindli· 
ehen Fanatikern. Nach den von ultralinkeIl Kräften während einer 
Anti-Schah-Demonstration Ellde November 1978 ill Frankfurt mitpro­
vozierteIl Zwischenfällen verboten die Behörden Solidaritätsdemon­
st rationen mit dem iranischen Volk u. a. in Heidelberg und Hamburg. 
Diesen Angriffen auf das Demonst rationsrecht folgten Ausweisungsan­
träge gegen hiesige iranische Schahgegner. Die Zeichnung eines 
Schreäensbildes von den demokratischen Kräften im Irall - durch die 
Frankfurter Chaotenaktion nur bestätigt - aber soll für die Rechtferti­
gung eines westlichen Interventionismus und zur Kaschierung einer aal­
glatten neokolonialistischeIl Interessenpolitik im Perserreich herhal­
ten. 

Aus der skrupellosen Verfolgung imperialistischer ÖI- und MiliUlrinte­
ressen erklärt sich die ausgesprochene Nihelungelltreue der Washingto­
ner und Bonner Spitzellpolitiker zum Schah, dessen - lIach Präsident 
earters Sichtweise - .,fortschrittliche Regierung" fUr die sanze Welt 
großen Wert habe. Der ehemalige Teheraller US-Botschafter und CIA­
Chef Helms schloß den abgestimmten Einsatz militärischer Mittel sei­
tens der NATO-Mächte, die Interesse am mittelöstlichen Öl und an der 
Vereitelung der "Kontrolle von Kommunisten" über deli Persischen 
Golf hätten, nicht aus. Zu diesen Mächten rechnete er die USA, die 
BRD, Frallkreich, Großbritannien und Israel. Sympathisanten eines 
massivereIl militärischeIl Interventionismus der NATO-Staaten im 
Iran, einem Vorposten gegen das sozialistische Lager, finden sich in 
großbUrgerlichen Kreisen auch hierzulande zur Genüge. Ein gewisser 
Vocke rügt gar in der Frankfurter Allgemeinen vom 30. 12. 1978 unter 
der Schlagzeile "Für den Schah eint reten" die USA, weil sie den Auf­
marsch von Kriegsschi ffen im Persischen Golf ankündigtell, anstatt 
klammheimlich im Iran aufzumarschieren. FUrwahr ein "Armutszeug­
nis", denn - so der umsichtige Vocke - weiter: "Wenn sich jetzl 
westliche Regierungen scheuen, für den Schah einzutreten, dann 
schwächen sie zugleich die Monarchien in Saudi-Arabien, in den Verei­
nigten Arabischen Emiraten und in Kuweit." In der aktuellen Krise 
hätten die Westmächte die "Pflicht, gemeinsam ihre mittelöstlichen 
Freunde zu unterstützen", und nachgerade Schah Reza Pahlewi, "im­
mer noch Kaiser von Iran." 
Den imperialistischen Berürwortern des Kabinetts Bali;htiar geht es ge­
genwärtig lIach wie vor darum, mit der überbrückungshilfe des Schah­
schwagers die Haut des Schah-Regimes ulld mit ihm die eigellen neoko­
lonialist ischen Pfründe zu retten. Eine Rettungaklion ohne Zukunft. 
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Kampuchea 

Die Befreier Phnom Penhs 

Am 7. Januar 1979 gelang den revolulionlJren Streitkril!ten 
Kampucheas mit Unterstützung der aujsttlndischen BevIJfke­
rung nach der Be/reiung einer Reihe von Provinzen auch die 
der Hauptstadt des Landes. Phnom Penh. Der kampucheoni­
sehen Nachrichtenagentur Stimme des Kampucheanischen Vol­
kes (SKP) zu/alge. ist das Regimes Pol Por/ /eng Sary gestürzt. 
Die siegreiche Nationale Einheilsjronf Kompucheas zur Natio­
nafen Rellung, die inzwischen einen RevolutiontJren Volksrat 
unter l1eng Samrin als neue Regierung nominierte und die 
VOlksrepublik Kompuchea proklamierte, wand­
te sich an das Volk mit dem Aufruf, unter Fahrung der Ein­
heit$jronl der Pol POIlleng SOfy-Clique weitere Schl4ge zu ver­
setzen, bis zu deren rolliger Zerschlagung. 
"Unser Volk wird unbedingr ein friedliches, demokrarisches, 
unabhangiges und nichrpakrgebUDdenes Kampuchea aufbauen, 
das den Weg zum Sozialismus gehen wird" , beronr sie in ihrem 
Aufrufdes 8. Januar. Die BevtJlkerung wird aufgerufen, die re­
volurionaren srreirkrtifre allseilig zu unterstiJIzen sowie akriv an 
der Normallsierung des Lebens und der Aufrechterhaltung der 
tJffentlichen Ordnung milzuwirken, um das Land" von der ver­
haßten blurigen Clique und deren hegemonisrischen auslandi­
sehen Schuu,parronen" zu befreien. Davon sind vorab die auf 
CD. IjOOO bezifferten chinesischen Militarberater des Pol Pot­
Regimes betroffen. 
In den befreiten Gebieten des Landes wurde das Politische 
Minimal-Programm der Einheitsfront bzw. 8-Punkte­
Programm vertJffentlicht, das als eine A ujgabe die Beseili­
gung der Diskriminierung der BeVlJlkerung nennt. Das P~ 
gramm verkUndet gleiche Rechre fUr alle Bürger auf politi­
schem, tJkonomischem und sozialem Gebiet. Die Einwohner 
kDnnen jetzt in ihre Heimatorte zurlJckkehren bzw. einen belie­
bigen Wohnort 'K'4hlen. Das Programm sieht die AbsChaffung 
des vom gestUrzten Regime aufgebauten Zwangsapparales und 
die Bildung von VolksausschUssen als tJrtliche Machtorgane 
vor. 

Am 9. Januar hielten die Streitkrtifte der Nalionalen Einheits· 
front bereits weit uber die Hillfre des Landes unter Kontrolle. 
Die Pol Pot-Getreuen hingegen fanden mir ihren Appellen zum 
.. Vol/qkrieg" kaum Resonanz. Das nimmr nicht Wunder, denn 
mir ihrem UnterdrlJckungssystem haben sie sich selbst in eine 
Isolation manDveriert, die erst die Schnelligkeit des Vormar­
sches der Nationalen Einheitsjront erk/lirlich macht. 
Vergeblicll versuchle das Pol POl-Regime, gestützr auf mossi-
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ven chinesischen MifittJr- und Wirtschaftsbeistand, in den letz­
len Wochen das allerorts sichrbare Aufflammen von Wider­
standsaktionen in eine "Aggression Vietnams" umzuftJlschen. 
Auch seine sttindigen Bereuerungen - so z. B. noch am 28. 12. 
1978 über Rundfunk Phnom Penh - die in neun ostkambod­
schanischen Provinzen "Einmarschierten" hatten "schmach­
volle Niederlagen" erlitten, zeitigten keine Wirkung mehr bei 
einem Volk, dem nichts an' lIIusionen und Bürgerrechten mehr 
geblieben war (siehe Einschiltzung von G. Ritter in AlB 
11-/2/ 1978) - jene Rechle, die sie sich im Verein mit den re­
Yolutionaren Srreitkrti/ten der Nationalen Einheitsfront Kam­
pucheas und mithilfe der internationa/istischen SolidarittJt Viet­
narns erkampften. 
Auch die aktuellen Interyentionsdrohungen der VR China und 
der USA werden eben deshalb kein Roll Back gegen die kampu­
cheanischen Befreier Phnom Penhs enwingen k(Jnnen. Dies zu­
mal diese mit der UntersriJtzung eines gedemiJtigten Volkes 
rechnen k(jnnen, iJber ein reyolutionares Programm frei von 
Seklierertum verfügen und sich im Dezember 1978 an der Spitze 
der Nationalen Einheilsfrant Kampucheas zur Naliona/en Re/­
lung kampferfahrene und repriJsentative Führungskrtifte zu' 
sammen/anden. 

Wer Isl die Nationale Elnheitsrronl Kampucheas? 

Flugb/attaktionen, die Installierung eines Befreiungssenders, 
spektakulare militärische ErfOlge wie die Einnahme einer gro­
ßen Mili/arbasis am 3. I I. 1978 in der Provinz Kompong Cham, 
die standige Ausweirung der befreiren Gebiete zunilchst im 
Osten sowie das Oberlaufen ganzer Truppenteile wie einer gro­
ßen Anzahl von Funktionaren aus Partei und Verwaltung wo· 
ren Vorboten des raschen Falts von Phnom Penh. 
An/ang Dezember 1978 fand in einer befreiten Zone Kampu­
cheas nahe der Gummiplantugestadt Snoul der I. Kongreß der 
Nationalen Einheitsjronr stall. 

Die hislorisehe Bedeutung der Organisierung aller Gegner des 
Pol POl/ leng Sary-Regimes in einer Nationalen Fram ist rück­
blickend kaum noch zu leugnen. Bis dahin waren die Au/slande 
und Erhebungen des kampucheanischen Volkes gegen seine 
Peiniger relativ spoman und unkoordinierr geblieben. Mit der 
GrlJndungsversommlung der Nationalen Einheits/ram Kampu­
cheas. zur Nationalen Rellung, an der mehr als 100 Delegierte 
teilnahmen, veränderte sich dieser Zustand von Grund auf Es 
wurden alle organisatorischen Voraussetzungen geschaffen, um 
"alle patrio/ischen Krtifle, ungeuch/er ihrer pOlitischen und reli­
gi6sen Einstellung" im Kamp! gegen das Pol POl-Regime zu 
vereinen. 
An der Spitze der Front steht ein l4.k6pfiges Zentralkomitee, 
dessen Vorsitzender Heng Somrin ein!iJhrender Funklionardes 
KP Kampucheas war. Sein Stellvertreter Chea Sim war eben­
falls SekretiIr des Parteikomitees der 20. Region und Mitglied 
des Volkskongresses Kampucheas. Auch hohe Offiziere der 
kampucheanischen Armee, wie Sam Rom, sind in der Leitung 
der Front yerrreten. Auf der konstituierenden Versammlung 
der Front wurde eine hier in vollem Wortlaut dokumentierte Er­
klarung verabschiedet, die umfassende VorschltJgejür t!1nfried­
liches, unabhtJngiges, demokrarisches und nichtpaktgebunde­
nes Kampuchea beinhallet . 
Der Stun des Pol Pot-Regimes bewirkt so zugleich eine unver­
zugliche Beendigung des kampucheanischen Grenzkrieges ge­
gen Vietnam. Ein Sieg der Reyolution und des Friedens in Indo­
china! 



Manifest des Revolutionären Volksrates Kampucheas 

Proklamation der 
Volksrepublik Kampuchea 

Die stürmischen Erhebungen. die vom kampucheanischen Volk 
ausgelöst wurden, um das Land und sich Ribsl zu retten, sind 
von einem totalen Sieg gekrönt. Am 7. Januar 1979 wurde die 
Hauptstadt Phnom Penh \'öllig befreit. Der von mili tärischer 
Diktatur und Vetternwirtschaft geprägte Verwaltungsapparat 
der Clique Pol POIl leng Sary ist überall im Lande g:1nzlich zu· 
sammengebrochen. Am Rande des Abgrunds und in der Gefahr 
der Vernichtung hat sich das ganze kampucheanische Volk zum 
Kampf erhoben. Jetzt ist Kampuchea wahrhaft unabhängig und 
frei. Das kampucheanische Volk ist nun wirklich Herr über das 
Land und sein eigenes Geschick. 

Eine Erhebung des ganzen ksmpucheaniSthen Volkes ••• 

Nach dem großen Sieg im Kampf gegen die amerikanische Ag­
gression zur nationalen Rettung hätte sich unser land der Un­
abhängigkeit und Freiheit, unser Volk des Friedens erfreuen 
können, um Wohlstand und Glück für das Vaterland zu schaf­
fen. Doch die Clique Pol Pot/ leng Sary hat die Interessen der 
Nation verraten, sich der Errungenschaften der Revolution be­
mächtigt und ein diktatorisches Regime errichtet. Mit einer in 
der Geschichte beispiellosen Grausamkeit hat sie Kampuchea ir 
eine von Blut und Tränen bedeckte Hö lle auf Erden, in eine Ge­
fahr für Frieden und Stabilität in Südostasien, in ein Instrument 
im Dienste der expansionistischen P läne der reaktionären Kräf­
te im Ausland verwandelt. 
Sie hat das Familienleben, die Existenz der Dorfer und die 
Struktur der GesellS;.Chaft zunichte gemacht, die Bevölkerung al­
ler Freiheiten, aller demokratischen Rechte, aller Produktions­
mittel und Minel fUr den lebensunterhalt beraubt und unsere 
landsleute wie im Minelalter in Zwangsarbeitslagem zusam­
mengepfercht. Unzahlige unserer Kader, Kämpfer und Lands­
leute wurden dahingemordet oder starben in diesem Sklavenie­
ben neuen Typs an Auszehrung. 
Eine -so grausame Regierung kann einfach keinen Bestand ha­
beo_ 
Erfüllt von Haß angesichts der ungeheuerlichen Verbrechen de­
rer, die die Nation verhökern , und der Volksverräter hat sich 
unser ganzes Volk unter dem Banner der Nationalen Einheits­
front Kampucheas für Nationale Renung 'zum Kampf erhoben, 
diese Regierung gestürzt und einen ruhmreichen Sieg errungen . 
Es ist derSiegeines heldenhaften Volkes, dessen Unbeugsamkeit 
Tradition hat, eines Volkes, das den Sachwalter des Imperialis­
mus besiegt, Unabhängigkeit und Freiheit zurUckgewonnen 
und entschlossen gegenein Regime von Henkern gekämpft hat, 
vor dem die gesamte Menschheit Abscheu empfindet. 
Es ist der Sieg des heiligen Rechtes aller Völker auf Selbstbe­
stimmung, eines Rechtes, das in der E:harta der Vereinten Na­
tionen verankert ist und eines der grundlegenden Prinzipien der 
Bewegung der nichtpaktgebundenen Lander darstellt. 
Dieser große Sieg hat eine neue Ära in der Geschichte Kampu­
cheas - die Ära wirklicher Unabhängigkeit und wahrer Frei­
heit - eröffnet, in der das Land von keinem anderen Staat ab­
hlngig ist. 
Er hat einem ungerechten Krieg ein Ende gesetzt, der auf aus­
lAndisches Betreiben hin und mit ausllndischer Unterstützung 

Heng Samrin tU, Vorsitzender de, Revolullondren Vo/Jura/e. Wld de, 
Nullono/en finhell",on!, Chea SJm frJ, .eln S!eIN.et/re!er 

von der Clique Pol Pot/ leng Sary ausgelöst wurde, einem 
Krieg, der den nationalen Interessen zuwiderlief und die tradi­
tionelle Freundschaft zwischen den Völkern Kampucheas und 
Vietnams untergrub. 
Dieser Sieg eröffnet große Perspektiven für den Frieden, die 
Freundschaft und die Zusammenarbeit zwischen Kampuchea 
und den Nachbarländern und ist ein Beitrag zu Frieden, Stabili­
tät und Wohlstand in SOdostasien. 
Wir, der Revolutionäre Volksra t Kampucheas, erkllren feier­
lich im Namen des gesamten kampucheanischen Volkes: 
Das diktatorische und faschistische Regime des Völkermords 
der reaktionären Clique Pol Pot/leng Sary gänzlich abzuschaf­
fen und das Regime der Volksrepublik Kampuchea zu errich­
ten. 
Der Revolutionäre Volksrat der Volksrepublik Kampuchea ist 
entschlossen, das ganze Volk dazu zu fUhren , das l i -Punkte­
Programm der Nationalen Einheitsfront Kampucheas fI1r Na­
tionale Renung vom 2. Dezember 1978 zu verwirklichen und 
mit Erfolg ein friedliches, unabhängiges, demokrat isches, neu­
trales, nichtpaktgebundenes und zum Sozialismus schreitendes 
Kampuchea aufzubauen. 

, , . und diS Ende eines ungerechten Krieges 

Die Volksrepublik Kampuchea verwirklicht im Interesse des 
Volkes die demokratischen Freiheiten, die Freiheit des Glau­
bens, das Recht auf Arbeit, Erholung und Bildung, sie respek­
tiert die Würde und das Privatleben aller BOrger, realisiert die 
Gleichberechtigung zwischen Mann find Frau sowie zwischen 
den verschiedenen BevölkerungslTuppen der kampucheani­
schen Gesellschaft. 
Die Volksrepublik Kampuchea betreibt eine Außenpolitik des 
Friedens, der Freundschaft und der Nichtpaktgebundenheit mit 
dem Ziel, zu Frieden, Stabilität und Prosperität in SUdostasien 
sowie zur Sache des Friedens und des ·Fortschritts in der Welt 
beizutragen. 
Der Revolutionäre Volksrat der Volksrepublik Kampuchea be­
kraftigt feierlich sein Recht, als einziger rechtmäßiger und ge­
setzlicher Reprasentant in den internationalen Beziehungen, bei 
den Vereinten Nationen, der Bewegung der nichtpaktgebunde­
nen Lander und in den anderen internationalen Organisatio-
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nen, denen Kampuchea angehört , aufzutreten, und weist die 
Aktivität jeglicher anderen Kräfte zurück, die im Namen Kam­
pucheas agieren. 
Er erklärt, daß er alle zwischen Kampuchea und anderen Län­

dern bestehenden diplomatischen Beziehungen aufrechterhält 
und bereit ist, diplomatische Beziehungen zu anderen Ländern 
gemäß den Prinzipien der friedlichen Koexistenz, der gegensei­
tigen Achtung der Unabhängigkeit , Souveränität und territoria­
len Integrität, der Nichteinmischung in die inneren Angelegen­
heiten anderer U 'lder, der Gleichberechtigung und der gegen­
seitigen Interessen aufzunehmen. 
Das kampucheanische Volk hat Unabhängigkeit und Freiheit 
wiedererlangt, wofür es so viele der besten Söhne der Nation ge­
opfert hat, und ist heute der wahre Herr des Landes. Das ganze 
kampucheanische Volk ist entschlossen, seine revolutionären 

Errungenschaften um jeden Preis zu verteidigen und sich fUr 
den Wiederaufbau des von der Clique Pol Pot/leng Sary ver­
wüsteten Landes einzusetzen. 
Der Revolutionäre Volksrat Kampucheas ist fest davon Uber­
zeugt , daß die Frieden und Gerechtigkeit liebenden Völker und 
Regierungen in der Welt, die den bisherigen Kampf des kampu. 
cheanischenVolkes gegen die amerikanische Aggression zur na· 
tionalen Rettung umemUtzt und das Völkermord- Regime der 
Clique Pol Pot/leng Sary verurteilt hatten, auch weiterhin den 
gerechten, siegreichen Kampf unterstUtzen werden, den das 
kampucheanische Volk mit dem Ziel fUhrt, ein friedliches, uno 
abhängiges, .demokratisches, neutrales, nichtpaktgebundenes 
und zum Sozialismus schreitendes Kampuchea aufzubauen. 

(Quelle: SPK , Phnom Penh, 11. I. 1979) 

Nationale Einheitsfront Kampucheas für Nationale Rettung 

8-Punkte-Sofortprogramm 
I. Völlige Abschaffung der von der reaktionären Clique Pol Potlleng 
Sary verrogter. Einteilung der Bevölkerung in drei " Kategorien" und 
Verbot jedweder Diskriminierung der Bevölkerung. 
Alle im befreiten Gebiet lebenden Bürger Kampucheas aller sozialen 
Schichten und jeder ethnischen Herkunft unabhangig von ihrem Ge· 
burtsort , von ihrer Tätigkeit unter irgendeinem ehemaligen Regime. 
sind gleich, haben die gleichen Re<:hte und Pflichten auf politischem, 
wirtschaftl ichem ußd gesellschaftlichem Gebiet. Sie vereinen sich und 
unterstützen sich gegenseitig. Die Bürger sollten entspre<:hend ihrem 
Alter akliv aß der Produktion teilnehmen und den bewaffneten revolu· 
tionären Organen angehören, der Revolution Augen und Ohr leihen 
und aktiv in den revolutionären Massenorganisationetl mitarbeiten. 
Die Einwohner sind ber«htigt, zu ihren Familien und an ihre Geburt· 
sorte zUrtlckzukehren sowie ihren Aufenthallsort frei zu wählen. Ehe­
maligen Stadtbewohnern, die den Wunsch haQen, in städtische Gebiete 
zu ziehen, wird-dies erlaub t. ( ... ) 
1. Abschaffung aller einstigen administrativen Organe, aller Formen 
des Zwanges und der Geheimpolizei, Aufbau von Machtorganen der 
Selbstverwaltung unter dem Namen Selbst verwaltungs· Volkskomitees. 
Das jeweilige Kunitee , das von der Bevölkerung gewählt wird, lImfaßt 
Opfer der von der Clique Pol Poll leng Sary begangenen Verbr«hen, 
Personen mit Verdiensten an der Revolution und alle, die das Vertrau· 
en der Bevölkerung genießen. Seine Aufgabe ist es, alle Angelegenhei· 
ten der Orfschaft zu ieiten, die Bevölkerung l;U ermut igen und zu orga· 
nisieren, damit sie das g·punkte·Programm ri~htig anwendet, sowie die 
Produktion aufr«hlZuhalten und zu fördern. Es wird beauftragt, eine 
Mil iz und Selbstvertcidigungseinheiten aufzustellen, Ordnung, Sither· 
heit und Verteidigung der Dörfer zu gewährleisten, das Eindringen von 
Feinden in die revolutionaren Organisationen zu verhindern, konterre· 
volut ionare Propaganda des Feindes, das Slen von Zwietracht unter 
der BeVÖlkerung und in den revolulionären Streitkrllften zu ve rhin· 
dem, sich großherzig um das materielle und kulturelle Leben, die Ge· 
sundheit sowie ein höheres Bildungsniveau der Bevölkerung zu sorgen. 
( ... ) 
3. Auf ökonomischem Gebiet ist mit allen Mitteln zu sichern, daß die 
Bevölkerung Nahrung, Kleidung und Obdach erhält. Unverzüglich sind 
Gruppen der landwirtschaftlichen Produktion zu bi lden sowie die Bear­
bei tung und die Pflege des Bodens, das Pflanzen und die Ernte zu orga· 
nisieren, damit für jedermann und fü r jede Familie das Lebensnotwen· 
dige gesichert wird. Es ist verboten, sich Ländereien und Gärten anzu­
eignen. 
Die FrUchte der Ernte sind entsprechend der geleisteten Arbei t zu ver­
tei len. Alten Menschen, Gebr«hlichen, Kranken und Waisen ohne Un­
terstU\zung muß geholfen werden. 
Die Strukturen und die Arbeit der Fabriken, Güte r und Forstbetriebe 
sind aufr«htzuerhalten. Die Belegschaften benennen ein Komitee zur 
Leitung der Angelegenheiten und zur überwachung der Produl;tion der 
Fabriken, Güter und Forstbetriebe. 
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4. Kriegsbeschädigte und Familien, deren Eltern lind Verwandte als 
Kämpfer gefallen sind oder Verdienste an der Revolution haben oder 
deren Eltern und Verwandte den Streitkraften der Nationalen Einheits· 
front Kampucheas fIlr Nationale Rettung angehören, genießen beson· 
dere Aufmer ksamkeit der Front. ( ... ) 
Kinder von Personen. die als Kämpfer gefallen sind und Familien mit 
Verdiensten an der Revolution genießen besondere Fürsorge bei Erzie­
hung und Bildung. Familien und Verwandte jener, die von der Clique 
Pol Pot/leng Sary gemordet wurden, erhalten Hilfe. 
.5 . Die Grundschulen für Kinder von 7-10 Jahren werden wiederher· 
gestellt. Das Analphabetentum muß schrittweise beseitigt werden . 
Der Aufbau von Krippen und Kindergä.rten in Gruppen der gegenseiti· 
gen Produktionshilfe entspricht den konkreten BedUrfnissen der Bevöl· 
kerung. Schwangere erhalten einen Urlaub von einem Monat vor bis zu 
einem Monat nach der Entbindung bei vollem Lohn. Es ist ein System 
von sanitären Einrichtungen in den Ortscharten zu schaffen und dabei 
maximal die traditionelle Medizin anzuwenden. ( ... ) 
Das historische Erbe, vor allem die Kultu rdenkmäler, sind zu bewahren 
und die Sit len und Bräuche aller Nationalitäten, besonders der Minder· 
heiten, zu achten. 
6. Der Gtaube der Bevölkerung ist zu respektieren. Die Pagoden mUs· 
sen entspr«hend dem Bedarf der Bevölkerung und in übereinstim· 
mung mit den konkreten Bedingungen der Ortschaft repariert und uno 
terhalten werden, um den Einwohnern zu ermöglichen, ihrem Glauben 
nachzugehen. 
7. Jene, die eins t \'on der Admini6tration und der Armee des Feindes 
beeinfl ußt waren, nunmehr ... zu ihren Familien oder in ihren Ge· 
burtsort zurück kehren, werden herzlich aufgenommen ... Jenen, die 
in die revolutionären Streitkräfte eintre ten wollen, wird das erlaub\. 
Diejenigen. die zu ihren Familien zurückkehren möchten, erhalten die 
Erlaubnis und Hilfe ... Gefangene und Soldaten, die ihre Waffen nie· 
dergelegt und sich der Revolution ergeben haben, werden als Kinder 
des Volkes betrachtet, die sich irrten und gezwungen waren, für den 
Feind zu arbeiten. ( ... ) 
Was jene angeht, die sich weigern, ih re Fehler einzusehen oder die hart · 
näckig an ihrer reaktionären Konzeption festhalten, so ist für sie ein 
vollständiger Umerziehungslehrgang erforderlich. 
Alle Arten von Gewaltanwendung gegenüber Kriegsgefangenen und 
Personen, die die Waffen gestr«kt haben, wie Qual und körperliche 
Züchtigung, sind st rengstem verboten. 
8. Ausländische Zivi!· und Mili tärpersonen, die für das Regime Pol 
Potlleng Sary in irgendeiner Form arbeiteten und die zu den revolutio­
nlIren Kräften übergehen, werden willkommen geheißen und gut be· 
handelt ... Jene, die sich der Revolution widersetzen, werden streng 
bestraft. Die Selbstverwaltungs·Volkskomi tees erhalten den Auftrag, 
für ihre Sicherheit zu sorgen. (. .. ) 

(Quelle: ADN, Berlin, 11. I. 1979) 



Deklaration der Nationalen 
Einheitsfront Kampucheas 

Delfmbf, 11178: Wldftllandskämpler deI Na/Jonolen Einheluftonl Kampueneas auf dem Vormol.d! 

Liebe. verehrte Mitbürger, 
liebe FunktionAre, Klmpferinnen und KAmpfer. 
liebe im Ausland lebende Mitbürger! 

Viele Mitbürger, Funktionale und Soldaten sind in der langen Periode, 
wahrend der Kampuchca unter dem hx:h des Kolonialismus, Imperia­
lismus und Feudalismus schmachtete, der ruhmreichen Tradition unse­
rcr Vorfahren gefolgt. Sie haben trOtz zahlreicher Schwierigkeiten und 
9pfer. ohne Unltrlaß und liußerst heldenmütig gegen den französi­
schen und den amerikanischen Imperialismus gcklmpft, mit dem Ziel, 
Unabhllngigkcit und Freiheit fü r das Vaterlud wiederzugewinnen und 
unserer herrlichen Heimal Angkor Ehre zu machen. Besonders wlh­
rend des Widerstands kampfes gegen den amerikanischen ImpeTialis­
mus und für die nationale Rettung hat unser Volk, das sowohl auf seine 
eigenen Krlfte zahlte als auch von der Sympathie und Hilfe der soziali­
stischen \..inder und der Frieden und Gerechtigkeit liebenden Men­
schen der ganzen Weh unterschOtzt wurde, ruhmreiche Siege errungen. 
Mit dem großen Sieg vom 17. April 19n wurde unser gesamtes Land 
befreit, und fOr das Volk Kampucheas wurde eine neue Ära, die Ära 
der Unabhängigkeit, der Freiheit und des Sozialismus, eröffnet. 
Na~hdem unser Land die völlige Unabhängigkeit zurUckgewonnen hat­
te, hätte sich unser Volk Ober den Frieden freuen, a lle seine Energie 
und Kraft in den Dienst des nationalen Wiederaufbaus ste llen und mit 
den sozialistischen LIndern und allen den Frieden, die Unabhängigkeit 
und die Freiheit liebenden Staaten SUdostasiens und der ganzen Welt 
Betiehunaen der Freundschaft und Solidarität unterhalten können. 

Stattdessen ist wahrend der lellten drei Iahre eine VOliig entgeSenS'" 
seilte Situation entstanden. In Kampuchea wurde ein diktatorisches. 
militaristisches, faschistisches und in seiner Grausamkeit beispielloses 
Regime errichtet. Die reaktionlre Clique Pol Pot I leng Sary hat die ge­
samte Macht an sich gerissen. Sie unternahm alles, um das Land zu ver­
raten und dem Volk zu schaden. Sie brachte unendliches Leid und 
Elend Uber die MitbUrger und drohte, unser Volk auszurotten. Und die 
chinesischen Behörden haben diese Verräter und Tyrannen bis zum 
letzten ermuntert unu unterStUtzt. 

Das Zerstö rungswerk des PotlSary.R~imes ... 

Nur wenige Tage nach der Befreiung haben sie unter dem Etikett "radi­
kale soziale Revolution auf allen Gebieten" und "Reinheit der Gesell­
schaft" die Slldte ausgelöscht und Mill ionen Einwohner der Städte 
und Ortschaften gezwungen, ihre Häuser sowie ihr Hab und Gut zu 
verlassen und auf das Land zu gehen. Dort lebten sie in Armut und uno 
ter einem Zwangsarbeitsregime. Sie waren dem langsamen Untergang 
geweiht. Die Verräter durchschnitten alle hei ligen emotionellen Bin­
dungen der Menschen zu ihren Eltern, Ehefrauen und Ehemännern, 
BrUdern und Schwestern und selbst zu den Nachbarn. In der Tat lösch· 
ten sie die Dörfer und Landstriche aus, in denen unser Volk seit Jahr­
tausenden lebte und mit denen seine Gefllhle verwoben sind. 
Sie proklamierten die "Zwangskollektivierulll". die "Abschaffung des 
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Geldes und des Marktes" und zwangen die Menschen, gemeinschaft­
lich zu essen und zu schlafen. In Wirklichkeit aber sperrten sie unsere 
MitbQraer in getarnte Konzentrationslager, beschlagnahmten alle Pro­
duktionsmittel und Konsumgütcr, verpnichteten unser Volk zu endlo­
ser Arbeit , wlihrend sie ihm nur ein Minimum an Nahrung und Klei­
dung zur Verfllgung stellten. Sie zwangen alle Schichten der Bevolke­
rung, in Armut zu leben, und stießen sie in die Sidaverei zurtlck. Sie 
teilten die Menschen in verschiedene Kategorien ein, um sic sich leichter 
unterwerfe n zu können und um $ie $ich gegenscilig umbringen zu lu-
",. 
Die Verbrechen der Clique Pol Pot I leng Sary können bestimmt nicht 
mehr gezlihlt werden! Obera ll wurde unscr Volk Zeuge grausamster 
Schllchtereien - noch barbarischcr als im Millelalter oder Unler den 
Hit lerfaschisten. Die Verrater erkllrten selbst , sie wtlrden nicht zögern, 
Millionen unserer Mitbllrger zu opfern, um den Sozialismus nach ihrer 
Manier aufzubauen. In mehrcren Geaenden haben sie ganze Dorfer, 
aanIe Weiler ausgerottel. Sie machtcn nicht einmal vor Embryos im 
Mutterleib halt . Mehr noch. Sie hatten die Absicht , d ie mehr als 1,7 
Mio Einwohner der Osucgion zu ermorden. Angesichts dieser Situa· 
tlon haben sich Hundentausende gegen sie erhoben. Zehntauscnde, de­
ren Leben bedroht war, sahen sich gezwungen, das Vaterland zu verlas­
sen und ins Ausland zu nllchten. Jene, die blieben, leben in stlndiger 
Furcht - wie Fische im Netz - und wissen nicht, wann die Reihe an 
ihnen ist, ermordert zu w,·rdcn. 

, , , ha I nichts mH Sozialismus zu lun 

Die O ique Pol Pot / leDg Sary hat die Fllhrung der Partei an sich geris­
stn und vergessen, was das revolutionIre Volk rur sie getan hat , um sie 
zu ernähren und zu s.chüuen. Seit dem Augenblick, da sie die höchste 
Macht in ihren HInden hielten, uhlten sie mit Qulliereien und Schllch­
ttfein. Sie verrielen ihre Mitbürger und ihre Genossen. Viele Funktio­
nlre und Mitglieder der Partei, wahrhafte Revolutionäre und Patrioten 
sowie Funktionäre und Soldaten der Streitkrlfte, die zur Befreiung bei­
getragen und ihre absolute Treue zum Vaterland bewiesen hallen, wur­
den auf allen Ebenen und in allen Gegenden nur aus dem einzigen 
Grunde ermordet , weil sie die rcaktionare, barbarische Politik nicht 
unterstützten. 
Alle Traditionen, die guten Sillen und Gebriuche unseres Vqlkes, wur­
den mit Füßen getreten, und unsere, nationale Kultur wurde zerstört. 
Die Glaubensfreiheit wurde verboten, kollektive Zwangseheschließun­
gen wurden organisiert, Familien getrennt, Sillen und Gebriuche ent­
ehrt . Die Verrater zerstörten Pagoden und Tempel des Buddhismus, 
der langjAhrigen Staatsreligion Kampucheas, und nötigten die Bonzen, 
zum welt lichen Leben zuTOckzukehren. Sie verbotcn den Hinduismus 
in unserem Lande und rotteten die Nationalität der Champa aus. 
Sie liquidierten nahezu ane Sc:huleinrichtungen, angefangen von der 
Grundschule bis zur Hochschule. Alle Kinder von 13 und 14 Jahren 
wurden gczwunaen, das Lernen aufzugeben und der Armee beizutre­
ten, um den Interessen der Verräter zu dienen. 
Das Regime der Clique Pol Pot I lena Sary ist eine Sklavenhalterord· 
nung neuen Typs und hat mit dem Sozialismus nicht das Geringste zu 
tun! 
Um ihre unerhöhten Verbrechen an unscrem Volk zu verschleiern und 
ihr diktatorisches, militaristisches und barbarisches Regime aufzubau­
en, das bereit ist, jeden zu töten, der sich ihm nicht unterordnet, und 
um gleichzeitig den st rategischen expansionistischen Großmachtzielen 
der chinesischen Behörden zu dienen, haben sie den Grenzkonflikt mit 
Vietnam provoziert und damit einen Freund in einen Feind verwandelt. 
Unsere revolut ionaren Streitkräfte machten sie zu Söldnern der chinesi· 
schen Machthaber, zu einem Unterdrtlckungsinstrument gegen die Wi­
derstandsbewegung des Volkes. 

Verehrte Mitbllrger, 
liebt Funktionare, Kämpferinnen und Klmpfer, 
liebe kampucheanische BTOdCT und Schwestern im Ausland! 

Oie Verrliter und Tyrannen Pol Pot und Icn, Sary haben Kampuchea 
in Blut und Trinen gestürzt. Voller Haß gegen diese barbarischen Akte 
und diese Politik des Verrates am Vaterland und am Volk haben sich 
die wahrhaft revolutionl.ren und pat riot ischen Krtfte gemeinsam mit 
der Bevölkerung des ganzen Landes zum energischen Kampf gegen die­
se Verrlter erhoben, um unser Land und unser Volk vor der Sklaverei 
und der Gefahr der AusrOllung zu bewahren. Die Nationale Einheits­
front Kampucheas fIIr Nationale Reltun" die soeben gegrUndet wurde 
erkUlrt feierli ch: ' 
Die im Geiste wirklicher Unabhan, igkeit des Volkes von Kampuchea 
gegrtlndete Nationale Einheitsfront Kampucheas fUr Nationale Ret­
tung vereint alle Nationalitäten im Lande, alle patriotischen Krafte, un-
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geachtet der politischen und reliaiOsen Richtungen, darunter Arbeiter, 
Bauern, Kleinbürger, Intellektue lle, Bonzen, Patrioten, die sich noch in 
den Reihen der gegenwArtig an der Macht befindlichen Clique befin­
den, sowie Mithilrger, die acgenwartia im Ausland leben, ohne Unter­
schied des Alters und des Geschlechts, um einmQtig die unmittelbare re­
volut ionare Aufgabe des kampucheanischen Volkes zu verwi rk lichen. 
Diese besteht darin, das gesamte Volk zu vereinen und sich zum Sturz 
der reaktionliren und despotischen Clique Pol Pot I leng Sary, der 
Bande von militaristischen Diktatoren im Dienste auslandischer reak­
tionlirer Krlfte, zu erheben, ihr barbarisches, blutiges Regime zu liqui­
dieren, eine volksdemokratische Ordnung einzuführen, die Traditionen 
von Angkor zu entwickeln, aus Kampuchea ein wahrhaft friedliches, 
unabhangiges, demokratisches, neutrales, nichtpaktgebundenes und 
zum Sozialismus voranschreitendes Land zu machen und damit aktiv 
zum gemeinsamen Kampf für Frieden und Stabilität im slldostasiali­
schen Raum beizutragen. 

Eine volksdemokratische Ordnung errichten 

Um die erwähnte taistorische Mission gut zu erftlllen, schlligt die Natio­
nale Einheitsfront Kampucheas fUr Nationale Rettung vor: 
I . Verwirklichung einer Politik breiter nationaler Einheit, Sturz des 
diktatoriSthen, militaristischen und despolischen Regimes der reaktio­
nlren Clique Pol Pot I leng Sary; Aunösung des von Pol Pot I lena 
Sary geschaffenen Rates der Volksvertreter; Durchfllhrung allgemeiner 
Wahlen zu einer Nationalversammlun,; Rwrganisierung der demokra· 
tischen Volksmacht auf allen Ebenen; Ausarbeitung einer neuen Ver· 
fassung, die das Recht des Volkes auf wirkliche Gleichheit, Freiheit 
und Demokratie garantiert; Schaffung dcr Gesetzgebung eines unab­
hlngigen, demokratiSthen, zum Sozialismus voranschrtitenden Staa-
tes. 
2. Aulbau von revolutionAren Massenorganisationen Kampucheas, die 
der Nationalen Einheitsfront Kampucheas für Nat ionale Rettung anae­
schlossen sind, mit dem Ziel, die verschiedenen Schichten der BevOlke­
rung zu erfassen und ihnen zu helfen, die anti nationale und volksfeind­
liche Natur der reakt ionären Clique Pol Pot I leng Sary zu erkennen, 
damit sie alle von dieser Clique geschaffe nen Organisationen und 
Gruppen aufgeben und dem Jugendverband für Nationale Ret tung, 
dem Frauenbund für Nationale Rettuna, der Gewerkschaft fIIr Natio­
nale Retluna, dem Bauern"erband für Nationale Retlull& und dem In· 
tellektuellcnverband für Nationale Rettung beitreten, um die reaktio­
Illre, despotische Clique Pol POl I leng Sary zu stürzen und allen Be­
VOlkerungsschichtcn das Rech t zu garantieren, wahre Herren des lan­
des zu sein. 
3. Aulbau und Entwicklung der revolutionllren Armee Kampucheas, 
die gemeinsam mit der Bevölkerung die Aufgabe hat, die reakt ionare 
Administration Pol Pot I leng Sary zu zerschlagen, die revolutionare 
Macht, das Leben und das Hab und Gut der Bevölkerung zu verteidi­
aen, das Valertand wirksam zu schUtzen und die Unabhangigkeit, Sou­
verAni tät und territoriale Integritat Kampucheas entschlossen zu be­
wahren. 
4. Verwirklichung der Rechte auf wahre Freiheit und Demokratie und 
Respekt ierung der Würde des Volkes. Alle Kampucheaner haben das 
Recht, in ihre Geburtsorte zurtlckzukehren und ihr Familienleben in 
Glück wiederaufzubauen. Alle Kampuchea nCT haben das Recht, sich 
frei im I.,.ande niederzula.&tn und zu bewegen, haben das akt ive und 
passive Wahlrecht, das Recht auf freie Meinungsllußerung, auf Ver· 
sammlungsfreiheit und Freiheit des Glaubens, das Recht auf Arbeit, 
Erholung und Bildung, die Garantie der persönlichen Freiheit. Alle na­
tionalen Gruppen sind frei und alcich und haben die gleichen Pflichten 
und Rechte. 
S. Verwirklichung einer unabhangigen und souverlnen Wirtschaftspo­
litik, um zum wahren Sozialismus voranzuschreiten. Wiederaulbau des 
vom Kr ieg verwflsteten Landes. Wiederaufbau der von der Clique Pol 
POt I leng Sary unlergrabenen nationalen Wirtschaft. Die neue Wirt­
schafl dient auf der Grundlage der Entwicklung von Landwirtschdt 
und Industrie den Intercs.scn des Volkes. Sie iSI eine Planwirtschaft, die 
über Ma rkte verfUgt und den BcdUrfnis.scn des Fortschritts und der Ge­
sellschaft enuprichl. 
Annullierung der Verpflichtung für die Menschen, nach dem System 
"Gemeinsam arbeiten und essen" zu leben. Abschdfung der von der 
Clique Pol Pot / leng Sary betriebenen Politik, den Reis sowie das Hab 
und Gut der Bevölkerung zu beschlagnahmen. UnterstlllZung und För­
derung aller Formen freiwilliger gegenseitiger Hilfe und ZU$lmmenar­
beit der Bauern mit dem Ziel, einen starken Produktionsaurschwung 
und eine Erhöhung des Lebensstandards der Bevölkerung zu erreichen. 

GTOndung von Banken, Herausgabe einer Wahrung, Wit<lcrherstellung 
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und Emwicklun, der Warenzirkula,ion, Entwicklung des Binnenhan­
dels und Imensivierun, der Wirtschafubeziehungen mit allen Landern 
auf der Basis der Gleichheit und des ,egenseitigen Vorteils. 
Abschaffuna des von der Clique Pol Pot I leng Sary eingeführten und 
die Menschen &leichschaltenden Zwangsarbeitsro:,imes. Verwirkli­
dluna des AchtstundenarbC'itstaaes und Bez.ahlung nach dem LeiStungs­
prinzip. 
6. Ab$chaffuna der Zwangsehe und WiedereinfUhrung der freien Ehe­
schließuna. WiederherSleliung eines &lacklichen Familienlebens. Ver­
wirklichun, der Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau und 
Schaffuna ,Unsliaer Voraussetzungen fUr alle Frauen, einen Beruf zu 
erlernen und sich darin zu vervollkommnen, damit sie wie die Männer 
der Gesellschaft dienen kOnnen . 
Sorge für die KrieJSverletzten, rar Familien, deren Angehörige auf dem 
Feld der Ehre gefallen sind, sowie fUr Familien, die wertvolle Beiträge 
zur Revolution leisteten. Sor,e für die Volksiesundheit, die Alten, die 
Inyaliden und mittellosen Waisen. 
Verteidigung der legitimen Interessen der im Ausland lebenden kampu­
cheanischen BUraer und AusUbuna einer gerechten Politik gegenüber 
den in Kampuchea lebenden Ausländern. 

7. Liquidierung der aesamten reaktionären " Kultur" der Clique Pol 
Pot I leng Sary und Aufbau einer neuen Kultur mit nationalem und 
Volkscharakter. überwindung des Analphabetentums, Entwicklung 
des nationalen BildunJSwesens, Bau von Grund- und Hochschulen s0-

wie von Berufsschulen. 
Richtiger Einsatz der Wissenschaftler, Techniker, KUnstler und Kultur­
schaffenden. 
Erhailung und Restaurierung der historischen Bauten, Pagoden und 
Parks, die von der Clique Pol Pot I lena Sary hcschldigt und zerstOrt 
wurden. 

Beendigung des Grtnzkonnikts mit Vietnam 

8. Herzliche Aufnahme von Omzieren und Soldaten, Funktionären 
und Angestellten der reaktionlren Armee und Administration, die in 
die Reihen des Volkes zurtlckkehren und sich zur Rettung des Valerlan­
des und ihrer eigenen Familien der reaktionären Clique Pol POi l leng 
Sary widerselZen, sowie Schaffung SUnstiger Bedingungen fUr sie. 
Bestrafung der reaktionären Anfuhrer, die sich dem Volk hartnäckig 
widersetzen und Blutschuld auf sich geladen haben. Gnade für jene, die 
aufrichtis bereuen. VerSUtung rar jene, die im Dienste der Revolution 
mit der Waffe in der Hand kämpften. 
Menschliche Behandluna der im Kampf gdangengenommenen Ange­
hOriien der Administration und der Armee von Pol Pot I lena Sary. 
Wir wollen ihnen helfen, ehrliche, f(J r die Gesellschaft nützliche Men· 
schen zu werden. 
9. Verwirklichung einer Außenpolitik des Friedens, der Freundschaft 
und der Nichtpaktgebundenheil in den Beziehungen mit allen Landern, 
unseachtet der politischen und sozialen Ordnung auf der Grundlage 

der friedlichen KOCllistenz, der geaenseitigen Achtung der Unabhllngig· 
keit, Souveränitat, Intesr!t.t, der NichteinmiSChung in die inneren An· 
gelegenheiten des anderen, der Gleichheit und des geacnseitigen Vor· 
teils. 
10. LOsung aller Meinungsverschiedenheiten mit den Nachbarländern 
durch friedliche Verhandlungen auf der Basis der SeSenseitigen Ach­
tung der Unabhängigkeit, Souverän!tat und territorialen Intearitllt. 
Beendigung des von der Clique Pol Pot I leng Sary provozierten 
Grenzkonflikts mi, Vietnam. Wiederherstellung der Beriehungen der 
Freundschaft, Zusammenarbeit und SUien Nachbarschart mil den 
Staaten SUdostasiens, um zum Aufbau eines friedlichen, unabhlnai­
gen, freien, neutralen, stabilen und blahenden Sadostasiens beizutra­
gen. 
Kampuchea tritt keinen MilitärbUndnissen bei und erlaubt keinem 
Land auf dem Territorium Kampucheas MilitärstUtzpunkte zu errich­
ten und Militlrausrilstunaen einzuführen. 
11. Verstlrkun, der Solidarilät mit den reyolutionaren und fortschritt­
lichen Kraften in der ,anzen Welt. Entschlossene Unterstützung des Se­
meinsamen Kampfes der VOlker für Frieden, nationale Unabhang!g­
keit, Demokratie und sozialen Fortschritt, sesen Imperialismus, Kolo­
nialismus und Neokolonialismus. 

Liebe und verehrte Mitbürier, 
liebe Funktionäre, Kllmpferinnen und Kämpfer, 
liebe Mi tbürger im Ausland! 
Unser Volk wird von der Ausrottung bedroht. Unser Vaterland ist in 
Gefahr. Die Nationale Einheitsfront Kampucheas für Nationale Ret­
tu"" appelliert an alle Mitbürger aller Nationalitäten, an alle Volks­
schichten und an die im Ausland lebenden Kampucheaner, junge und 
alte, Männer und Frauen, ungeachtet der politiSChen und reliaiosen 
Auffassungen, ihre R~hen unter dem Banner der Nationalen Einheits­
front Kampucheas für Nationale Rettung zu schließen und vereint zu­
sammenzustehen, um das diktatorische, militaristiSChe, von der despo­
tischen und blutigen Clique Pol Pot I leng Sary geführte VOlkermord­
Regime zu stUnen. Das Ut der einziae Weg zur Rettung des Volkes, des 
Landes und zu unserer eigenen Rettuni. Nur so kOnnen wir unserem 
Land Frieden und wahre Unabhlngigkeit sichern, wirkliche Demokra­
tie und Glück für unser Volk. 

Volkserhebung zum Siurz des Regimes! 

Funktiontre, AnSesteIlte, Kämpferinnen und Klmpfer, die Ihr noch im 
Verwaltungsapparat und in der Armee der reaktiOnlren Clique Pol Pot 
I leng Sary tätig seid! 
Erhebt Euch gegen die Polit ik des Verrats dieser Clique an Volk und 
Vaterland, nehml aktiv tei l am ger~hten Kampf des Volkes! Liquidiert 
die Folterknechte! Werdet zu wahren revolutionären Streitkräften des 
Volkes! 
Die Nationale Einheitsfront Kampucheas rur Nationale Rettung appel­
liert eindringliCh an die VOlker und Regierunaen sowie die demokrati­
schen Oraanisationen der ganzen Welt, die rur Frieden, nationale Un­
abhänai,keit, Demokratie und sozialen Fortschrin kämpfen, den ge­
rechten Kampf unseres Volkes auf allen Gebieten aktiv zu unterstlltzen. 

Das herrschende, äußerst barbarische und brutale Regime der reaktio­
nlren Clique Pol Pot I lena Sary ist bereits bis in seine Fundameme er· 
schUttert und kann dem "Olligen Untergang nicht entrinnen. 
In der acsenwlrtiaen Epoche kann keine internationale reaklionlre 
Kraft, 50 grausam und hinterhältig sie auch sein mag, das heroische 
Volk Kampucheas ausrotten. 
Ob&leich sie noch zahlreiche Schwierigkeiten zu Uberwinden haben, 
werden die wahrhaft revolutionlren Kräfte Kampucheas, die eine ge­
rechte revolutionlre Linie und ein gerechtes, der heiligen Hoffnuna der 
Nation und dem Lauf der Geschichte entsprechendes Kampfziel haben, 
die sich auf einen festen Block der nationalen Einheit statzen und Sym­
pathie und Unterstützung der den Frieden, die Gerechtigkeit und den 
sozialen Fortschriu liebenden VOlker in der ganzen Welt genießen, un­
widerruflich einen ruhmreichen Sies erringen. 
Die Zeit der Revolution ist gekommen! Mögen unsere Mitbürger, 
FunktionIre, Klmpferinnen und Kämpfer sich vereinen und mutig vor­
wärUschreiten! 
MOgen sie entSChlossen für den Sturz der reaktionlren Clique Po] Pot I 
leng Sary kämpfen! 
Unser Volk wird olme Zweifel ein friedliches, unabhängiSes, demokra­
tisches, neutrales, nichtpaktsebundenes und zum Sozialismus voran­
schreitendes Kampuchea aufbauen! 
Die kampucheanische Revolution wird siegen! 

(Quelle:NeuC$ Deuuchland, Berlin, 6. 12. 1978) 
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BHO -Neokolonialismus 
Wolfram Brönner 

Die BHO - "ehrlicher Makler~ ~ 
im Nahen und Mittleren Osten? 

1900 bepenn der d'n" " ne Bau der Bal1dad-Bahn (U , Voutoß zu den Olquellen von MOI,ul, Nazi-General Rammel beim Afrlkaleldlug 1942 in Apyp/en /1.) 

Nicht erst seit der Ära Schmidt/Genscher reklamiert man hier­
zulande ein angebliches geopolitisches Vorrecht auf den in der 
sog. Dritten Weil nächstliegenden arabisch-persischen Raum 
(Naher Osten, Mittlerer Osten und Nordafrika). 
Schon um die Jahrhundertwende, als Großbritannien, Frank­
reich und das Osmanische Reich die Kolonialbesitzungen der 
Region innehielten, trat das wilhelminische Deutschland als ihr 
ernsthaftester Konkurrent auf: Es teilte sich mit dem anglo­
französischen Imperialismus in 90010 aller Kapitalexporte im 
Osmanischen Reich, das damals noch den arabischen Osten ko­
lonial beherrschte und doch längst zur Halbkolonie der Groß­
mächte herabgesunken war. Deutschland drängte u. a. mit ei­
nem fo rderten Waren- und Kapitalexport, dem Bau der 
Bagdad-Bahn, der Unterstützung der zionistischen Bewegung 
und einer engen Militärkooperation mit dem Osmanischen 
Reich auf eine ter·ritoriale Neuaufteilung. Als Kriegsallii~ner 
der Türkei im I . Weltkrieg fo rmulierte das Deutsche Reich als 
strategische Kriegsziel die "Erstürmung des Suezkanals", die 
Kolonialeroberung des gesamten ostarabisch-vorderasiatischen 
Raumes " möglicherweise bis nach Indien", schließlich die An­
eignung der damals lukrativsten Ö.lqueUen im irakischen Mossul 
und im Iran. Doch im Ausklang des I. Weltkrieges fiel diese 
Beute den britischen und fra nzösischen Konkurrenten zu, ang­
loamerikanische Monopole teilten sich die Ölquellen und das 
seit Ende der 30er Jahre stark expandierende Ölexportgeschäft. 

Die ewig zu spät gekommene Großmacht 

Dem deutschen Imperialismus gelang dennoch bis 1938 der 
Wiederaufstieg zu einer der führenden Handelsmächte in der 
Region: Sein Anteil am gesamten Nahosthandel betrug 7,307., 
der deutsche Warenexport rangierte in Palästina auf Rang I , in 
Ägypten auf Platz 2. Der Kriegsplan des Hitlerfaschismus im 2. 
Weltkrieg steille die Eroberung der strategischen Schlüssellän-
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der Ägypten und Palästina sowie der Öl felder obenan. Er wur­
de aufs Neue abgeschlagen. I 
Das Ende der anglofranzösischen Kolonialherrschaft in den 
Kernländern des Nahen und Mittleren Ostens nach 1945 ging 
einher mit einer forta n dominierenden Posit ion der Militär- und 
Monopolmacht der USA. Bei dem Sueben in dieser Periode 
neokolonialistischer Expansion im arabisch-persischen Raum 
wiederum Fuß zu fassen, sah sich die BRD in den 50er/6Qer 
Jahren vor die Situation gestellt, daß: 
1. in den vom Öl-, Agrar- und Handelssektor geprägten unter­
entwickelten Wirtschaften der Region Großbritannien, Frank­
reich und die USA klar tonangebend waren und im besonderen 
die angloamerikanischen Ölmultis bis in die 70er Jahre eine un­
angefochtene MonopolsteIlung in dem entscheidenen Wirt­
schaft~bereich dieser Region, .der Ölwirtschaft, zu behaupten 
vermochten; 
2. die dem arabisch-israelischen Konflikt innewohnenden poli­
tischen WidersprüChe zusätzlich einengend auf die wirtschaftli­
chen Expansionsmöglichkeiten der bundesdeutschen Monopole 
in der arabischen Welt wirkten; 
3. die westdeutsche neokoloniale Expansion im nah· und mit­
telöstlichen Raum sich in enger Anlehnung an die US-PoJitik 
und im Rahmen der NATO-Strategie vollzog. 

Aus diesen spezifischen Start bedingungen erklärt sich, daß sich 
Bonn ungeachtet seiner Teilhabe am "Abfangen der Revolu­
tion" (Kennedy) in der Dritten Welt eher als seine westlichen 
Haupt konkurrenten zur Errichwng begrenzter verarbeitender 
Industrieeinrichtungen bereit fand . Die neokoloniale ~orenl ­
haltung von Grundstoff- und Schwerindustrieproduktionsstät­
ten für die Entwicklungsländer war von der Sowjetunion ohne­
hin an der Wende der 50er/6Oer Jahre in Ägypten und dem Iran 
durchbrochen worden. Die BRD wie die anderen imperialisti­
schen Staaten gingen in den 70er Jahren zu begrenzten Indu­
strialisierungsbeihilfen auch in diesen Zweigen über. In den 



nicht ... on nationaldemokratischen Revolutionen erfaßten Billig­
lohnländern wie dem Iran oder Tunesien installierten bundes­
deutsche Konzerne seit der Wende der 6Oer17Oer Jahre zügig ar­
beitsintensi ... e Teilfertigungsstätten bzw. Montageindustrien. 
vornehmlich im Textil-, Schuh- und Kraftfahrzeugbereich. In 
Staaten wie Ägypten, Syrien und dem Irak zeigte das westdeut-
sche Großkapital hingegen keine In ... estitionsfreudigkeit, solan-
ge ihm nicht freier Kapital- und De ... isentransfer, die Gängelung 
der Arbeiterklasse oder Garantien gegen Enteignung zugesi­
chert wurden . Die heute in Ägypten fo rtgeschrittene kapitalisti­
sche Restaurations- und Öffnungspolitik Sadats macht auch 
das von Bonn als arabisches Schlüsselland deklarierte Ägypten 
für bundesdeutsche Kapilalinvestoren zu einer Attraktion. 
Der Bundesrepublik kam bei ihren neokolonialistischen Gelän­
degewinnen in der Region geradeso wie den USA die Tatsache 
zustatten, daß sie im arabisch-persischen Raum nie als Kolo­
nialmacht aufgetreten war. Nachdem sich die Kolonialmächte 
Großbritannien und Frankreich 1956 mit dem Desaster im 
Suezkrieg, die USA 1958 mit der Militärinvasion im Libanon als 
Interventionsmächte gegen den nationalen Unabhängigkeitswil­
len der arabischen Völker diskreditiert hatten, schickte sich die 
BRD an, als "unverdächtiger Makler" des Westens in die ent­
standenen LUcken zu stoßen. Doch sollte sich Mitte der 60er 
Jahre die Bonner Verwicklung in den Nahostkonflikt und die 
Anerkennungsfrage als zwischenzeitlicher Stolperstein CUr die 
Expansion in der arabischen Welt erweisen. 

Arabische Umkehrung der Hallsteln-Do ktrin 

Die Adenauer-Regierung machte sich, um ihren Alleinvertre­
tungsanspruch auf "Gesamtdeutschland" und ihre internatio­
nale Salontlhigkeit ... oranzubringen, die sog. "Wiedergutma­
chung" an Israel zunutze, mit der die Judenausroltungspolitik 
des deutschen Imperialismus abgestreift werden sollte. Zugleich 
gelang mit der Herstellung guter Beziehungen zu Ägypten und 
Syrien die Verankerung der Hallstein-Doktrin, d . h. der Nicht­
anerkennung der DDR, in der arabischen Welt. Mit einer Kon­
zentration von 20 111. der bundesdeutschen Entwicklungshilfe­
vergaben auf den arabischen Raum wurde dieser in der ersten 
Hälfte der 60er Jahre zum regionalen Schwerpunkt des staatli­
chen Expansionsbeitrages. Als jedoch 1964/ 65 die geheimen 
Waffenlieferunge n Bonns an Israel aufflogen und die Nasser­
Regierung daraufhin demonstrativ den DDR-Staatsratsvorsi!­
zenden Walter Ulbricht nach Ägypten einlud, nahm die Bun­
desregierung im Gegenzug diplomatische Beziehungen zu Israel 
auf. Die arabischen Staaten kehrten die Hallstein-Doktrin ge­
gen Bonn um, indem sie - ausgenommen Tunesien, Marokko 
und Libyen (damals noch Monarchie) - mit dem Abbruch der 
diplomatischen Beziehungen antworteten; was ihnen auch die 
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SlTeichung der BRD-Wirtschafts hilfe eintrug. Die geradezu fre­
netische Parteinahme der bundesdeutschen Öffentlichkeit und 
Regierung zugunslen des Aggressors Israel während und nach 
dem Junikrieg 1967 vertiefte noch die Krise des Verhältnisses 
zur arabischen Welt. Dieses Scheitern Bonns im arabischen 
Raum trug maßgeblich zur Modifizie rung der Hallstein-Dok­
trin (1969) bei. Allerdings hob erst 1972 mit der Wiederaufnah­
me diplomatischer Beziehungen zu Ägypten und dem Libanon 
ein Normalisierungsprozeß an. 

AkU"posten Iran und Israel 

Die Stüuungspoli tik gegenUber Israel und dem Iran lief hinge­
gen auf vollen Touren. Im Il'IIn stiegen die BRD-Monopole En­
de der60er Jahre zur Handelsmacht Nr. I und zum drittgrößten 
Kapitalinvestor hinter den USA und Großbritannien auf. Das 
Schah-Regime erhielt die in der gesamten Dritten Welt größte 
(ausgewiesene!) militärische Aufrüstungshilfe und mit einer Ka­
pitalhil fe von 2,5 Mrd DM bis 1971 einen der größten Entwick­
lungshilfeposten überha1,lpt. Mehr noch, bewog die Erfahrung 
des arabischen Ölembargos 1973 den BRD-Imperialismus zu ei­
ner dramatischen Ausweitung des Iran-Geschäfts, was im April 
1974 mit Abschlüssen in Höhe von 5,5 Mrd DM auf der sog. 
Teheraner Investitionskonferenz dingfest gemacht wurde. 1 

Einen noch außergewöhnlicheren Beitrag zur Stärkung des 
Wirtschafts- und Militärpotentials einer regionalen Stellvertre­
termacht der NATO-Allianz leistete die BRD gegenüber bratl. 
In dem sog. "Wiedergutmachungs"-Abkommen von Luxem­
burg hatte sich Bonn 1952 zu einer unentgeltlichen Wirtschafts­
hilfe an Israel von 3 Mrd DM verpflichtet, zuzüglich einer Glo­
balzahlung ... on 450 Mio DM an d..ie Vert retung jüdischer Orga­
nisationen, die gleichsam in israelische Kanäle noß. Sie wurde 
im Zeitraum 1952-78 noch ergllnzt um weitere rund 1,8 Mrd 
DM ausgewiesener staatlicher Kapitalhilfe. Die tatsllchliche 
staatliche BRD-Hilfe liegt nach Angaben des israelischen Fi­
nanzministers Ehrlich jedOCh mehr als doppelt so hoch, nlm­
lich bei nun Uber 5 Mrd Dollar. 
Dies entspricht etwa 15 111. des gesamten Kapi ta[zustroms nach 
Israel, womit die BRD hinter internationalen jüdischen Quellen 
(43'10) und den USA (26 1110) zum bedeutendsten Außenfinan­
zier des Landes wurde.) 
An dieser zu insgesamt 601110 aus Schenkungen und aus Vor· 
zugskrediten zusammengesetzten Hilfe ist freil ich nicht nur der 
Umfang außergewöhnlich, sondern auch ihr Charakter. Sie be­
stand großteils aus Projekten zur Entwicklung einer hochmo­
dernen, eigendynamischen kapitalistischen Wirtschaftsbasis. 
Das illustriert die Zusammensetzung der im Rahmen des "Wie­
dergutmachungs"-Abkommens von der BRD zwischen 1953-
[966 in einem Gesamtwert von 3 Mrd DM an den Staat Israel 
geleisteten Lieferungen: 

Zu 33 'I. fanden sie Verwendung für die an britische Ölkonzer­
ne vergebene Lieferung von Brennstoffen, anderen Ölproduk­
ten und Ölverarbeitungsanlagen, also zum raschen Aufbau ei­
ner starken infrastrukturell-energetischen Basis in Israel. Die 
restlichen 2 Mrd DM gingen über westdeutsche Firmen zu 50 '10 
als Erzeugnisse der stahl ... erarbeitenden Industrie, zu 15 '1. der 
chemischen und anderer verarbeitender Industriezweige, zu 
weiteren 301110 in Gestalt von Rohstahl, Eisen, sonstigen Metal­
len und Dienstleistungen nach Israel. "Westdeutsche Firmen" 
- so K. M. Lewan - "bauten und installierten 5 Kraftwerke. 
Das Ergebnis war, daß zwischen 1953 und 1964 die Stromkapa­
zitllt ... ervierfacht wurde ... Aus der BRD kamen Ausrüstungs­
gegenstände für den Abbau ... on Mineralien, einschließlich der 
gesamten Ausrüstung fUr eine Kupferbergwerk, . .. 280 km 
Riesenröhren fü r eine Bewässerungsanlage in der Nege .... Aus 
westdeutschen Werften bekam Israel 59 Schiffe - 4[ Frachter, 
4 Tanker, 8 Fischtrawler. 2 Zollschnellboote und 4 Passagier­
schiffe. Dazu kam ein Walzwerk, 200000 t Roheisen und einige 
Tausend t anderer Rohstoffe." Erst diese Bonner Wirtschafts­
hilfen brachten die in den frühen 50er Jahren noch relat iv deso-
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laIe israelische Wirtschaft .. auf die Beine".· Sie schlossen seit 
Mitte der 60er Jahre u. a. auch den Mitaufbau eines Atomzen­
trums in der Wüste Negev ein. 
Anders auch als in den unterentwickelt gehaltenen arabischen 
Ländern flossen die privaten DirekUnvestitionen der bundes­
deutschen - wie auch der angloamerikanischen - Konzerne in 
Israel vorzugsweise in hochmoderne Industriezweige. Speziell 
seit dem Junikrieg gingen die Steigerungsraten privater BRD­
Direktinvestitionen steil nach oben: Von ausgewiesenen 14,5 
Mio DM im Jahre 1966 erhöhten sie sich 1972 auf 180,2 Mio 
DM, bis 1977 gar auf nahezu 550 Mio DM. Israel avancierte da­
mit zum bundesdeutschen Investitionsland Nr. 1 im gesamten 
Nahen und Mittleren Osten. S 

Vielfach wurden die im Rahmen des "Wiedergutmachungs"­
Abkommens gelieferten Fabriken kurzweilig auf Rüstungspro­
duktion umgestellt. Solche Geburtshilfen für den israelischen 
militärisch-industriellen Komplex fanden seit 1957 Ergänzung 
durch die BRD-Ausbildung israelischer Offiziere und - in Ab­
sprache mit den USA vereinbarte - unentgeltliche Bonner 
Waffenlieferungen in den 60er Jahren in Höhe von 500 Mio 
Dollar, darunter Panzer (M-48), U-Boote, Flugzeuge u. a. 
Kriegsmaterial, das in der Vorbereitungsphase auf die israeli­
sche Juniaggression 1967 eine eminente Rolle spielte. 
Den israelischen Eroberungskrieg 1967 bejahte die Regierung 
der "Großen Koalition" einträchtig als - so beispielsweise der 
damalige SPD-Fraktionsführer und heutige Bundeskanzler Hel­
mut Schmidt - legitimen Akt gegen die angebliche "Bedro­
hung der Existenz" Israels wie "des westlichen Bündnisses". 
Die Ursache hierfür wähnte er darin, daß einige arabische Staa­
ten in "den Sog der Sowjetunion" geraten seien. Die "Deut­
schen" blickten daher "voller Vertrauen" auf die US­
Nahostpolitik. 6 Diese völlig einseitige Bonner Parteinahme für 
die israelisch-amerikanische Stärkepolitik währte faktisch bis 
zum Oktoberkrieg 1973. 

Bonner "Ausgleichs" ·Plädoyer nach dem Oktoberkrieg 

Erst unter dem Eindruck der Kräfteverschiebung zuungunsten 
Israels im Oktoberkrieg I 973 und des arabischen Einsatzes der 
Ölwarre ging die BRD zu einer flexib leren Haltung über: In der 
Nahostkonfliktfrage wurden der arabischen Seite nun verbale 
Zugeständnisse wie die Aufforderung Israels zur Räumung be­
setzter Gebiete oder die Anerkennung von "Palästinenserrech­
ten" gemacht. Die eindimensionale Parteinahme für Israel wich 
einer sog. "ausgewogenen" Nahostpolitik, die im Einklang mil 
der gewandelten US-Strategie einen "Ausgleich" zwischen is­
rael und "gemäßigten" Arabern favo risiert. 
So assistierte die Bundesregierung der Carter-Administration 
bei der Förderung der israelisch-ägyptischen Separatpolitik. 
Unmittelbar nach Sadats Separatinitiative von November 1977 
reiste BundeskanzJer Schmidt zur Jahreswende 1977/78 demon· 
strativ nach Kairo, um die kapitulationistische Haltung des 
ägyptischen Regimes - laut Spiegel vom 2. 1. 1978 - "durch 
wirtschaftliche Hilfe politisch zu stabilisieren". Konkret erhöh­
te Bonn die bereits zugesagte Kapitalhilfe an Ägypten für 1978 

-AWl1lelcm "POIIUker SadaJ und Bunde.kanzler Sdlmidl 
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Haupthandelspanner des arabisch.persisches Raums 1976 
(in Mrd Dollar) 

USA 
BRD 
Japan 
· 1975 

Exporte Importe 
gesamt gesamt Saudi 

Arab. 

11,8 13,9 2,8 
9,5 9,8 0,6* 
8,2 19,9 1,7 

Exporte 
Iran Israel Ägypten 

2,8 1,4 0,8 
2, 1* 0,4· 0,4· 
1,5 0,1 0,3 

auf 310 Mio zuzüglich staatlicher Hermesbürgschaften in Höhe 
von 750 Mio DM. Schon im Zeitraum 1973-76 war Ägypten 
zum Empfänger der größten bundesdeutschen Entwicklungshil­
fevergaben in der gesamten Dritten Welt aufgestiegen: I Mrd 
DM erhielt es an Krediten und technischer Hilfe. 
Neben Ägypten und Israel (Mitte der 70er Jahre je über 300 
bzw. 150 Mio DM) entfiel der größte jährliche Kapitalhilfesatz 
Bonns in der arabischen Region ausgerechnet auf das im Nah­
ostkonflikt zweite Schlüsselland Syrien: 1977/78 stieg er von 
100 auf 240 Mio DM. Mit ihrem Aufstieg zum größten Han­
deispartner Syriens verknüpft die BRD die Hoffnung auf des­
sen künftige Gewährung größerer neokolonialer Freiräume für 
private KapitalinveslOren (Profinransfer!) und auf ein Heraus­
lösen Syriens aus der antiimperialistischen Arabischen Front 
der Standhaftigkeit. 
Andererseits trug die BRD als führe nde Kraft innerhalb der Eu­
ropäischen Gemeinschaft (EG) dafür Sorge, daß Israel in Präfe­
renzabkommen 1970 und 1975 eine Art Sonderstatus (außeror­
dentliche Zollerleichterungen) eingeräumt wurde - ein auße.­
rordentliches Stabilisierungsmoment für die lädierte israelische 
Wirtschaft, da auf Westeuropa allein über 50070 seines gesam­
ten Außenhandels entfällt. 
Die Bundesregierung übernahm auch im Ende 1973 konstituier­
ten (West-) "Europäisch-Arabischen Dialog" mit alleine 30070 
den größten Finanzierungsanteil an der multilateralen Kapital. 
und Projekthilfe für die arabischen Staaten. In 1976 / 77 ge­
schlossenen EG-Kooperationsabkommen mit Ägypten, Syrien, 
Algerien, Tunesien, Marokko, Jordanien und dem Libanon ist 
der Ausbau der Wirtschaftsbeziehungen auf Gebieten wie Pri­
vatinvestitionen, Vermarktung. Erforschung von Bodenschät­
zen, Finanzhilfe usw. vorgesehen. 
Während die EG der arabischen Seite handelspolitische Zuge­
ständnisse im Stile etwa der Zollerleichterungen für Israel bisher 
versagte, zeigen sich die BRD und die anderen EG-Mächte vor­
dringlich um die neokolonialistische Anbindung und den Rück­
fluß (Recycling) der nach 1973 gewaltig angewachsenen Ölein­
künfte, der sog. "Ölmilliarden" , bemüht. Im innerimperialisti­
schen Konkurrenzkampf um Liefergeschäfte für Infrastruktur-. 
Industrie- und Rüstungsprojekte mit den "Ölmilliardären" 
Saudi Arabien, Iran, Irak, Vereinigte Emirate, Libyen, Kuweit 
und Aigerien erschlossen sich neuartige, ungeahnte Expansions­
möglichkeiten. 
Staat und Monopole der BRD erkannten hierin die Chance ei­
ner sprunghaften Ausweitung des Handelsumfangs und der 
Gründung kapitalstarken Gemischtunternehmen im arabisch­
persischen Raum, der Vereinbarung von neokotonialen "Drei­
ecksgeschäften" mit der erstarkenden arabisch-iranischen 
Bourgeoisie speziell in anderen arabisch-afrikanischen Länder. 
Hinzu tritt ein fundamentales Interesse an der Sicherung eines 
ungehinderten Ölzuflusses aus dem arabisch-persischen Raum, 
aus dem die BRD derzeit 2/3 ihrer gesamten Ölimporte 
bezieht.' Nach den Erfahrungen des arabischen ÖleRlbargos 
und der drastischen Ölpreiserhöhungen der Exportländer 
1973/74 nimmt die BRD regen Anteil an der Entschärfung der 
arabischen Ölwaffe. Speziell setzt sie auf die hierbei "mäßigen­
de" Rolle Saudi Arabiens und Ägyptens. Am Sadat-Regime 
weiß beispielsweise Willy Brandt besonders zu schätzen, daß es 
"sich gegen ein erneutes Drohen mit der Ölwaffe ausgespro­
chen hat". 9 



Regionale Hauptländer privater BRD-Direktinvestitionen 
(in Mio DM) 

Land 1977 1976 1975 

I. Israel 546,6 509,3 419,3 
2. Iran 377,9 337,8 222,5 
3. Ägypten 146,3 126,0 65,7 
4. TUrkei 140,1 139,2 134,2 
5. Ver. Arabische Emirate 44,_ 31,7 30,6 
6. Saudi Arabien 20,6 19,8 5,7 

Die Region des Nahen und Mittleren Ostens stieg Mitte der 70er 
Jahre zu dem in der Dritten Welt mit Abstand führenden Han­
deisexpansionsgebiet der Westmächte auf. Die BRD rangiert 
hinter den USA und in etwa gleichauf mit Japan auf Platz 2 10. 

Im Jahr 1977 wurde die BRD zum größten Lieferanten des Iran 
und zum driugrOßten Saudi Arabiens. Israel und Ägypten ran­
gierten unter den Warenimporteuren aus der BRD auf den PUlt­
zen 3 und 4. Die ausgewiesenen Direklinveslltlonen von BRD­
Konzernen im arabisch-persischen Raum konzentrierten sich 
1977 in erster Linie auf Israel, den Iran und Ägypten. 
Umgekehrt hauen Miue 1977 die Erdölländer dieser Region in 
der BRD 451,5 Mio DM an Anteilen in privaten Kapitalgesell­
schaften angelegt; an der Spitze der Iran (Krupp, Babcock) mit 
Kapitalanlagen in Höhe von 272,8 Mio DM. H Verglichen etwa 
mit heute ca. 7 Mrd DM in Lateinamerika sind die Kapitalinve­
stitionen im Nahen und Mittleren Osten mit 1,3 Mrd DM zwar 
noch verhältnismaßig gering, doch verheißt die mit dem Öl. 
boom hier beschleunigte kapitalisIische Entwicklung auf einen 
Direktinvestit ionsboom in naher Zukunft. 

Darüber hinaus forciert die BRD neben dem Export von Nukle­
arausrustungen - im Iran mit Aufträgen von I 1 Mrd DM -
sichtlich auch die Rüstu ngsexpansion. Einmal laßt die Errich­
tung von Produktionsstätten für Maschinengewehre durch 
Heckler & Koch in Saudi Arabien und dem Iran, von Schnell­
booten für bzw. in Irae! durch Lürssen oder von Alpha-Jets in 
Ägypten dureh Dornier (geplant) aufhorchen. Umwerfend aber 
ist der Abschluß eines BRD·Rüstungsgeschäfts mit dem Schah­
Regime in Hö he von 6 Mrd DM, der Miue 1918 bekannt wurde 

und vornehmlich die Lieferung von U·Booten und anderen 
Kriegsschiffen umfaßt. IZ 

Daß die Schwerpunkte der westdeutschen Winschaftsexpan. 
sion mit denen der Rüstungsexpansion in der arabisch­
persischen Region zusammenfallen, ist kein Zufall. Es handelt 
sich gerade um jene Staaten, denen die NATo.Machte den 
Auftrag zur Niederwerfung der nationalen Befreiungsbewegun­
gen zuwiesen. Und es sind gerade die aggressivsten Staaten der 
Region, Israel und der Iran - siehe die iranische Militarinva­
sion im Oman -, die in Vergangenheit und Gegenwart die be­
deutendste AuffÜswngsbeihilfe seitens der Bundesrepublik 
empfingen und empfangen. 
Die BR[)'Expansion im arabisch-persischen Raum bewegt sich 
im Rahmen der imperialistischen Strategie, die Völker dieser 
Region in neokolonialer Abhängigkeit zu halten, ihren gerech­
ten Kampf für nationale und soziale Befreiung mit allen Mitteln 
zu bekampfen. ~r Neokolonialismus der BRD ist eine potente 
und aggressive Gegenkraft der Befreiungsbewegungen der Re­
gion geworden, die es ungeachtet seiner "antineokolonialisti· 
schen" Imagepflege als Gefahrenherd ebenso ernst zu nehmen 
gilt wie zu Zeiten des Deutschen Reiches. 

Anmt'rkunst'n: 
I) VII. zur Koloniatseschichte des arabilchen Raumes: W. BrOnner, 

Der Nahostkonnikt und die Palastinafra&C', Frankfurt/M. 1979, 
Kapitel 2 

2) Angaben nach: AlB, Marburg, Nr. 1/ 1975 und AIB­
Sonderbroschürc zum Iran, Juli 1975 

3) Zahlen nach: lsrael-Informalion, Nr. 7/ tO.l0.1977 
4) K. M. Lewan, Die Bundesrepublik und die Pa1aslinafrase, o. 0., 

o. J ., S. 4 
5) Daten nach: BfA·Mitteilungen, Weltwirtschaft am JahreswC"ChseJ. 

Israel, Nr. 307/0C'zember 1976; Oberse<rundschau, Nr. 21197S 
6) Zit. nach: K. M. Lewan, Die Bundtsre:pubJik und die Pallstinafra· 

SC, a. a. 0., S. 40/ 41 
7) Zahlen nach: Evenlli , Beirut, 2. 12. 1977; Frankfurter Allgemeine 

Zeituns, I. 2. 1978 
8) Handeisbiall, 18/19.8. 1978 
9) Frank(urter Rundschau, 14.6. 1978 

10) Nach: Middle East Ycarbook 1978, London 1978, S. 53-64; Tbe 
Middle EISt, London, Nr. 9/ 1975 

11 ) Nach: Oberseerundschau, Nr. 21Mai 1978 
12) AtB, NT. 5 und 6/ 1978 

WOlfgang Ritter Bonner Nibelungentreue 
zum Schah 

Um die J ahreswende 1978/19 hat sich die Situation i!1l lran wei­
ter zugespitzt. Westliche Lander gaben ihren Staatsangehörigen 
die Empfehlung, den Iran zu verlassen. Sie glaubten selbst nieht 
so recht daran, daß der vom Schah umworbene und inzwischen 
aus der Nationalen Front I ausgeschlossene Schapur Baktiar ei­
ne stabile Regierung bilden und die Massenbewegung aul'halten 
Könme. Diese Dilemma der imperialistischen Politik zeigt sich 
insbesondere darin, daß sie ihr Motto, demzufOlge es "keine 
Alternative zum Schah gibt", 1 bis zuletzt aufrechterhalt. Gera­
de die USA und die BRD zeichneten sich zuletzt durch die lie­
ferung von Polizeiausrüslungen (Gummiknüppel, Helme, 
Schilder, Wasserwerfer, Tränengas, Handschellen u. ä.) zur Be­
kampfung von Demonstrationen aus, um das Schah-Regime bis 
zum letzten Atemzug verleidigen zu helfen . 
Angesichts der Krise im Iran forderte Washingion die NATO. 
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Parlner auf, den Schah zu unterstillzen; diesen Aufruf befolg­
ten die herrschenden Kreise in der BRD nur zu bereitwillig, 
steht doch auch fü r sie im Iran einiges auf dem Spiel. Neben der 
strategisch entscheidenden Rolle als subimpcrialist ischer 
"Wächter über 60 '10 der ErdOlreserven" (Schah R. Pahlewi) ist 
der Iran zudem selbst als Öllieferant, Export- und Kapitalanla­
gespähre fOr die internationalen Konzerne äußerst wichtig. 

Vor allem, wenn es um das iranische Öl geht, läßt man hierzu­
lande keinerlei Zweifel an seinen Ansprüchen aufkommen: 
"Persien hat zuviel Erdöl, als daß dessen Abnehmer dieses 
Land auch nur vorübergehend dem völligen Chaos Uberlassen 
möchten. Die Gegner des Schahs täuschen sich, wenn sie glau­
ben, sie könnten das ausländische Interesse am Iran negieren." 1 
Als zweitgrOßter ErdOlexporteur und viertgrößter Erdölprodu­
zent der Erde ist der Iran zu 19 '1. an den westdeutschen Erdö­
limporten beteiligt und damit Hauptlieferant. Von den rund 45 
Mio t Rohöl-Importen der BRD im ersten Halbjahr 1978 kamen 
8,5 Mio t (im Wert von rund 1,79 Mrd DM) aus dem Iran, 7,6 
Mio t aus Libyen und 6,7 Mio t aus Saudi Arabien. Kennzeich­
nend ist dabei, daß nur 2,5 Mio t direkt bezogen werden und 
der gesamte Rest über das Internationale Erdölkonsortium im 
Iran bezogen wird, dem British Petroleum, Exxon, Shell, 
French Petroleum und weitere amerikanische Konzerne ange­
hören. Dieses Konsortium erhalt wiederum fUr jeden Barrel 
( .. 159 Liter) verkauften Erdöls zusätzlich einen Rabatt von 22 
CentS vom Schah- Regime. 
Was den Handel generell anbetrifft, so steht der Iran mit einem 
Warenaustausch in Höhe von 11 Mrd DM jährlich an erster 
Stelle unter den Handelspartnern des Mittleren Ostens. Wäh­
rend die BRD im Jahre 1977 im wesentlichen Erdöl und Texti­
lien für 4,3 Mrd DM aus dem Iran importierte, rückte sie mit ei­
nem Expo:rtwert von 6,4 Mrd DM (zu 2/3 Investi tionsgüter) 
wieder an die Spitze der Lieferländer des Iran. 
Zu den größten Projekten und den prolitabelsten Geschäften 
der ßRD im Iran gehört der Bau von Kernk raftwerke~. In Bu­
schir am Persischen Golf werden derzeit von der Siemes­
Tochter Kraftwerk Union AG (KWU) zwei Kernkraftwerke 
vom Typ Biblis mit einem Projektwert von jeweils 4 Mrd DM 
gebaut, über vier weitere mit einem Projektwert von insgesamt 
20 Mrd DM wurden Verträge abgeschlossen. 
Allein an diesem "größten Brocken auf der Kippe" (Stern) des 
Iran sind rund 700 westdeutsche Firmen beteiligt. Da der Iran 
über kein Uran verfügt, wurde die Lieferung von 30000 t dieses 
kostbaren Rohstoffes - via Südafrika bzw. Brasilien - gleich 
mitverei nbart. Die enormen Kosten dieser Kernkraftwerke re­
sullieren nun nicht allein aus den geographischen und struktu­
rellen Gegenbenheit en des Iran. Sie beruhen zu einem erhebli· 
ehen Teil auf Preisabsprachen der internationalen Konzerne, 
was selbst die fUlanzie li gewiß nicht zimperlichen Saudis zu ei­
ner ßeschwerde wegen tlberhöhter Preise gegen Siemens veran-

HauptkapilalinveSloren im Iran 

Vom Center for Ihe All raClioli alld PrOt"'t iOIi of Foreigll JII\'eSI­
mellIs registrierle ausl!indi~,he I'r ivatill\'estitionen im Iran 

Land 
(Mio Rial l) 1972/73 t913174 t974/75 1975176 1976177 

Jn sa~ml J ~J6 .0« 4500 3979 6537 
darunrt'r: 
Japan 221 16.59 2861 J 107 2728 
Frankrei,h 102 2J " 62' 21' 
USA 349 1090 797 l89 I 324 
Bundt'5~pllb li k 

[kutsthliind 131 662 130 m I 130 
Großbritannien " 2l l2 13l 14. 
Bdgicll 19 
ltalit'n l 

I) tOO Rial _ CI. 2,94 0.\1... 

tOuelle: UfA-Marktmformat 'f'n, Iran .. . a.a. O.,S.SI 
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laßte. 
Die iranischen Pfründe sind also für die BRD-Monopole beson­
ders profitabel. Das gilt jedoch nicht nur fOr die Liefergeschaf­
te, auf die der Bund BOrgschaften und Garantien in HOhe von 
7-8 Mrd DM gewährt hat, sondern auch fUr die inzwischen re­
alisierten Direktinvestitionen, die bei der Hermes-Kredit­
Versicherungs-AG· mit 454 Mio DM zu Buche stehen. Insge­
samt haben BRD-Firmen etwa 800 Mio DM im Iran angelegt. 
Dabei muß weiter berücksichtigt werden, daß nach einer erst­
mals 1975 veröffentlichten Bilanz das Aniagevermogen der 
größten Aktiengesellschaften im Iran zwei- bis viermal mehr 
wert war als das Aktienkapital und die Gewinne sich auf 
30-62 '10 der Aktienteile beliefen; die Dividenden schwankten 
zwischen JO und 27'10. Investitionen, die sich nicht nach 3- 4 
Jahren amortisiert haben, gelten als unrentabel, die Renditetr­
wartungen liegen bei 20 0: •. Sie ist es kein Wunder, daß z. Z. 360 
westdeutsche Firmen im Iran tätig sind . 
Seit 1973 haben sich die BRD-Direktinvestit ionen aufgrund des 
sog. "Ölbooms" mehr als verdreifacht. Nach der Statistik ist 
das meiste Kapital, nämlich fast die Hälfte, in den Erdöl- und 
Erdgasbereich geflossen. Es folgen Kapitalanlagen in der Che­
mie (150:.), in der Elektrotechnik und Elektronik (130:.), im 
Bankwesen, im Fahrzeugbau sowie in der Pharmazie. j 

Inzwischen zählen die 14000 westdeutschen Techniker, Berater 
usw. mit zu den größten Auslanderkolonien im Iran. 
Andererseits beschloß der Schah 1974, sich " Verbündete rur die 
ri~i koreichen Entwicklungsprojekte" . im Iran zu verschaffen 
und stieg bei verschiedenen BRD-Konzernen wie Krupp und der 
deutschen Babcock & Wilcox AG ein. Die Übernahme von 
25,010:0 des Stammkapitals der alten Waffenschmiede Frie­
drich Krupp GmbH (Muttergesellschaft von 135 Unternehmen) 
sanierte den noch 1966 mit 3 Mrd DM beim Bund verschuldeten 
Konzern und verschaffte ihm mit einem Auftragsbestand von 
gegenwartig 400 Mio DM eine sichere Basis im Iran. Der Schah 
erstand die Aktien zu 4000:. über dem jeweiligen Börsenkurs 
und sie mußten zum großen Teil erst wieder aus den Händen 

der wichtigsten Inst itute des westdeutschen Finanzkapitals zu­
rückgekauft werden. Kein Wunder, daß diese Anbindung der 
sog. Petrodollars - ganz im Sinne des schon damals von Graf 
Lambsdorff propagierten " Recycli ngs" - den lebhaften Bei­
fall der herrschenden Kreise in der BRD fand. 
Zur gezielten Steuerung des Technologie-Transfers und zur 
Einflußnahme auf die Enlwicklungganzer Industriezweige wur­
den darüber hinaus solche Beratungsfirmen wie Pars Alman 
Design and Engineering Co. (PADECO, zu 500:, Krupp), Iran 
System Analysis and Management Corp. (ISAM , zu 40'1. 
Messerschmitt-Bölkow-Blohm) sowie die Klöckner-IDRQ Con­
sulting und die Ferro-Consulting mit der August Thyssen-HUlle 
gegründet. Hinzu kommt die Tatsache, daß westdeutsche Ex­
perten - selbstverständlich gegen Bezahlung - im iranischen 
Planungsministerium tätig wurden. Kein anderes Land der Erde 
hat heut e in diesen wirtschaftlichen Bereichen so enge, vert rag­
lich abgesiCherte und ror die Entwicklung des Iran entscheiden­
de Positionen inne wie die Bundesrepublik. 



Wichligste Handelspartner des Iran 

Ausfuhr 1 des Inn Einfuhr des Iran 

Angabe ~. der Angabe ~. der 
(Mrd Rial) Einfuhr (Mrd Ria[1) Einfuhr 

1973/74 1974175 1 97~176 1976177 1976177 1973174 1974/73 1973176 1976/77 1976/77 

Ges.amtausfuhr 42,84 39,25 40,72 38,00 100,0 Gesamleinfuhr 253,19 448,08 8(1),82 901,76 100,0 
darunter nach: darunter aus: 

EG insgesamt 14, 16 11,81 10,58 11,46 30,1 EG insgesamt 110,21 170, 18 319,33 383,95 42,6 
BundesrepublIk Bundesl'tpublik 
Deutschland 7,18 6,29 5,51 6,OS 16,0 Deutschland 49,58 80,32 138,88 160,59 17,8 
Italien 1,57 1,13 1,99 2,33 6,1 Großbritannien 23,79 H,87 70,66 63,85 7, 1 
Großbritannien 1,98 1,46 0,99 1,14 3,0 Italien 9,54 13,51 28,56 51,90 ',7 
Frankreich 1,61 1,78 1,21 1,02 2,7 Frankreich 12,17 16,40 33,45 "',46 ',6 
Niederlande 0,80 0,62 0,42 0,46 1,2 Niederlande 6,08 10,38 22,72 31,26 3,' 
Belgien 0,80 0,36 0,26 0,28 0,7 Belgien 7,33 11,52 19,49 19,53 2,2 
Dänemark 0,22 0,15 0,18 0,12 0,3 Dänemark 1,3 1 1,94 3,04 5,27 0,6 
Luxemburg 0,00 0,00 0,02 0,Q3 0,1 Irland 0,01 0,04 0,14 0,90 0, 1 
Irland 0,00 0,00 0,00 0,00 0,0 Luxemhuri 0,,", 0,20 0,39 0, 19 0,0 

Sowjetunion 0,89 6,39 1,63 5,59 14,1 Japan 31,16 67,71 126,66 155,50 17,2 
USA 3,10 3,12 31,6 2,51 6,6 USA 33,02 89,53 158,20 139,28 15,4 
Saudi Arabien 0,56 087 1,16 1,76 ',6 Schweiz ',' 8,41 18,'2 33,44 3,7 
Österreich 0,34 0,20 0,42 1,28 3,' Indien 3,74 7,71 29,73 22,24 2,' 
Japan 2,91 2,13 1,33 1,26 3,3 Australien 3,51 4,96 13,05 12, 12 1,3 
Kuweit 1,01 1,48 1,11 1,19 3,1 Sadkorea 101 2,52 6,13 11,87 1,3 
Ungarn 0,90 0,89 1,58 1,07 2,S Rumänien 3,21 3,94 11,38 10,39 1,2 

I) Ohne Erdöl und Erdölprodukte 1) 100 Rial _ ca. 2,94 DM (Stand Ende Juli 1978) 
(Quelle: BfA·Marktinformation, Iran. Wirtschaftsdaten, Köln, Noyember 1978, S. 7/8) 

BRD-Waffen fü r Killerlruppen des Schah 

Diese enge Verbindung sch lägt sich auch im militärischen Be­
reich nieder, obwohl hier unter dem Einnuß der NATO­
Konkurrenten lange Zeit nicht alle Möglichkeiten gen.utzt wer­
den konnten. Ein Durchbruch wurde aber mit dem Verkauf von 
6 Unterseebooten zum StOckpreis von 150 Mio DM und d« 
vorgesehenen Lieferung von Fregatten und weiteren Marineein­
heiten im Werte von 1,4 Mrd DM erzielt. 

Schon zuvor waren die Killer-Truppen des Schah mit 10000 G-
3·Gewehren, 1000 Maschinengewehren MG-42, panzerbre­
chenden Raketen und Minensuchbooten aus bundesdeutscher 
Produktion versorgt worden. Insbesondere florierte der Export 
ganzer Rüstungsproduktionsstätten wie Geschütz· und Panzer· 
kettenfabriken. Allen voran führte die im Besitz des Bundes be­
findliche Fritz Werner Industrieausrüstungen GmbH den Bau 
einer Gewehr- und Munitionsfabrik mit einem Inyestitionsyolu­
men von 400 Mio DM durch. Es sollte nicht unerwähnt bleiben, 
daß mit den hier hergesteJlten Gewehren heute wehrlose Oe­
monSIranten zu Tausenden niedergemetzelt werden. 7 

~ie oben beschriebenen Positionen der auf ihre z. T. persönli­
chen Beziehungen zum Schah ehemals so stolzen BRD - Ko n· 
zerneigenlÜmer im Iran sind nun durch dcn offenbar unaufbalt­
samen Sturz des Regimes gefährdet. So ließ beispielsweise der 
Ayatollah Khomeini als führender RepräSentant der Opposition 
verlauten: "Von jetzt an wird jedem Staatsoberhaupt, das den 
Schah stützt (im Fall der Entmachtung des Monarchen), das Öl 
entzogen, und alle Verträge mit dem jeweiligen Land werden als 
annulliert betrachtet." a Zum Verhalten ausl:tndischer Gesell· 
schaften im Iran äußerte er: "Viele von ihnen haben gegen die 
Interessen des iranischen Volks verstoßen und nur an den eige­
nen Profit gedacht." 9 Sämtliche Verträge des Schahs wie die 
Beteiligung am westdeutschen Krupp-Konzern seien ungültig, 
weil er ohne Wahlen an die Macht gekommen sei. 

Angesichts dieser bedrohlichen Situation war im Oktober 1978 
Wirtschaftsminister Lambsdorff in den Iran geeilt, um "Farbe 
zu bekennen", d. h. die Großaufträge für Atomkraftwerke und 
Marineeinheiten zu retten und dem Schah die uneingeschränkte 
Unterstützung der Bundesregierung zu versichern. "Weder mit 

ultrareaktionären noch mit kommunistischen G ruppen kann 
ich mir eine sinnvolle Weiterentwicklung d ieses Landes und ein 
Aufrechterhalten der Stabilität in dieser für uns lebenswichtigen 
Region vorste llen," 10 bekannte er. Das aber bedeutet nichts an­
deres, a ls daß eine "sinnyolle" E ntwicklung des Iran eben nur 
durch die Diktatur des Schah-Regimes geWährleistet sei. 
Diese Haltung, die auch von der amerikanischen Regierung ver· 
treten wird und als deren prononciertester Vertreter bis hin zu 
einer Intervention zugunsten des Schahs der ehemalige USo 
Botschafter im Iran und C IA·Chef Helms auftritt, 11, wird aber 
inzwischen mehr und durch andere Lösungsvarianten der Krise 
(siehe AlB-Aktuell in diesem Heft und A lB 1/1979) ergänzt. 
Dazu zählt vor allem der Versuch, "gemäßigte" Kräfte der Na­
tionalen Front zu Verhandlungen mi t dem Schah zu bewegen 
und eine "spanische Lösung" 12 anzustreben, also die teilweise 
Entmachtung des Schahs und die Errichtung einer konstitutio­
nellen Monarchie. 

Anmerkungen: 
1) Zur Nationalen Front ygl. AlB t/ 1979, S. 10-11 
2) Vgl. Süddeutsche leituns (SZ). 14. 12. 19711 oder Frankfurter All­

gemeine Zeitung (FAl). 30. 12. 1918 
3) Sl, 5. 12. 1918 
4) Die Hermes-Kredityerskherungs-AG ist als Treuhänder des Bun­

des mit der technischen Abwicklung von Ausfuhrversicherungen 
u.ä. betraut. 

5) Angaben nach: SZ, 14. 3. 1975 und FAZ, 3. t2. 1918 
6) Nach einer Aussase des Schah während eines InterYiews, das in 

einer Sendung der ARD am 28. 7, 1975 ausgestrahlt wurde. 
7) Das wird durch die folgende Aussage des Zeit-Korrespondenten J. 

Joffe bewiesen: " ... geschUtzt von jeweils einem Zug Infanteri­
sten, deren bajonett bewehrte 0-3 Gewehre aus deutscher Lizenz­
produktion wie Lanzen auf die yorbeihastenden Passanten 
zielen." Die Zeit, 17 . I J. 1978 

8) SZ, 14. 12. 1978 
9) SZ, 10. 11. 1978 

10) Zit. nach: Wirtschafts-Woche, 3. 11. 1978 
11) Vg\. Time, New York, 18. 12. 1978 
12) Die SZ schreibt daw am 20. 11 . 1978 : " In Honreisen hieß es, der 

Schah habe regelmäßige Diskussionen mit dem spanischen Bot­
schafter Uber die Umwandlung Persiens in eine konstitutionelle 
Monarchie in F~iheit gefUhrt und sei sehr·an dem Modell interes­
siert." 
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Türkei 
Das Massaker von Kahramonmaras Mitte Dezember 1978 und 
die Ausrufung des Kriegsr«hls haben in der demokratischen 
Öffentlichkeit das Bewußtsein/ar die tiefe Kriw. die alle Berei­
che des gest!/Ischajllichen Lebtn.r in der TiJfke; erlaßt, ge­
SChilf/t. Entgegen der Version großbiJrgerlicher Kommentato­
ren ist dieses Blutbad nicht das Ergebnis von Feindseligkeiten 
zwischen religiOsen Gruppen. sondern ein weiterer, bedeuten­
der Schritt hin zum angestrebten Slu~ der Ecevit-Regierung 
und zur Errichtung einer fasChistischen Diktatur in der Tarkei. 
Es uigte sich, daß sich die Ecevit-Regierung und die rechte 
FiJhrung der Republikanischen Volkspartei (CHP) dem Druck 
der Reaktion und insbesondere der Armeespitze beugten und 
der Verh/ingung des Kriegsrechts zustimmten. Das bedeutet ei­
nen direkten Eingriffder Generalitlit in das politische Leben des 
Landes. Das bedeutet eine weitgehende Entmachtung der Re­
gienmg. 

Dieser Umstand wird am deutlichsten in der Bildung eines sog. 
"Koordinationsgremiums" sichtbar, in dem neben Ecevit der 
Generalstabschef Evren und ein weiterer General, Yardimcio­
glu, sitzen. Mit diesem Gremium, das in der Verfassung nicht 
vorgesehen ist, werden alle Minister von den wichtigen Ent­
scheidungen ausgeschlossen, vom Parlament ganz zu schwei­
gen. In 13 ProvinT.en des Landes, einschließlich Istanbul und 
Ankara, wird die zivile Verwaltung unter den Befehl von hohen 
Offizieren gestellt, von denen viele der faschistischen Partei der 
Nationalen Be"wegung (MHP) nahe stehen. Neben der exekuti­
ve ist auch die Gerichtsbarkeil der direkten Kontrolle und Be­
einflussung der reaktionllren Generllfe unterworfen (Kriegsge­
richte). 

Die tarkische Kr~, die durch die Ereignisse Ende 1978 eine 
dramatische Zuspitzung erfahren hat, wird durch zwei Momen­
te charakterisiert: Sowohl die Widersprüche zwischen der Ar· 
beiterklasse und der Bourgeoisie, wie auch die Widersprüche 
zwischen der monopolislischen und der nichtmonopolistischen 
Bourgeoisie haben sich lil(jJersr verschlirft. Das Wrkische Mo­
nopolkapital und der Imperialismus sehen in dieser Situation 

den Ausweg im Faschismus, in offener oder parlamentarisch 
verschleierter Form. 
Die Wahrscheinlichkeit, dajJ sie dieses Ziel mit Hilfe eines Mili­
tlJrputsches ansteuern, ist mit der Verh4ngung des Kriegsmhts 
gestiegen. Aber auch die andere Variante, Uber eine große Koa­
lition zwischen der CHP und der Gerechtigkeitspartei (AP) die 
demokratischen Rechte und Freiheiten auf "parlamentari­
schem" Wege aI({zuheben, wird erwogen. Die letztere Mte den 
zustitz/ichen Vorteil, dajJ sie ein Zusammengehen der CH P mit 
den anderen demokratischen Kriiften verhindern warde. 
Die mehrteilige AlB-Serie iJber die Türkei, die mit dieser Num­
mer beginnt, soll ein Beitrag zur Zerstreuung des Rauchvorhan­
ges sein, hinter dem der Imperialismus im allgemeinen und die 
Herrschenden der Bundesrepublik im besonderen ihre Mittater­
schaft in der TUrkei zu verbergen suchen. Die Darstellung folgt 
der historischen Entwicklung (siehe auch TUrkei-Chronologie), 
versucht aber insbesondere folgenden Fragen nachzugehen: 
• Welche Faktoren haben das Einschwenken der Türke; aI({ 
den kapitalistischen Entwicklungsweg bewirkt, nachdem dort 
einer der ersten siegreichen nationalen Befreiungsklimpfe - un­
ter Kemal ArarUrk - staufand? 
• Was sind die Stationen der erneuten Unterwerfung unter 
den Imperialismus? 
• Was ist die Bilanz einer mehr als drejßigjlJhrigen Politik im 
Schlepptau (bzw. als SpeenpitT.e) der NATO-MlJchte? 
• Was sind die Ziele, Probleme und Tendenun des antiimpe­
rialistischen Kampfes in der gegenwlJrtigen Türkei? 
Neben diesen a//gemeineren Fragestellungen erscheint es not­
wendig, aI({ drei gesonderte Probleme, die von barger/ichen 
Chronisten mit Vorliebe venerrt werden, einT.ugehen. Es sind 
dies das Wesen und die Rolle des Kemalismus, die Bedeutung 
des Kampfes der tiJrkischen Arbeiterklasse fUr das nationale 
Unabhflngigkeitssrreben und die Lage bzw. Gegenaktion der 
tUrkischen LohnabhOngigen in der BRD. 
Wir hoffen, dajJ diese AIB·Serie dazu beiT.utragen vermag, das 
Interesse fUr und die SolidaritlJl mit den Demokraten der TUr­
kei hienulande T.U wecken . 

Kemal Sahin 

Von Atatürk zu Ecevit (1. Teil) 
Der Zusammenbruch des Osmanischen Reiches und die Geburt 
der tllrkischen Republik ausgangs des I. Weltkrieges sind zwei 
Seiten eines Prozesses. So steht am Anfang die Frage nach dem 
Charakter des Osmanischen Reiches und den Ursachen seines 
Verfalls. Das Eigenartige besteht darin, daß einerseits die 
Macht der feudalabsolutistischen osmanischen Monarchie vor 
allem auf der UmerdrOckung fremder Völker beruhte, die als 
Resultat feudaler Eroberungspolitik seit dem Mittelalter gewalt. 
sam im osmanischen Staatsverband gehalten wurden. Anderer­
seits aber wurde das Osmanische Reich zunehmend selbst Opfer 
imperialistischer GroßmaChtpolitik, insbesondere Englands, 
Frankreichs und Rußlands. 

VerfaUsprozeD des Osmanischen Rekhs 

Die Ursachen des ökonomischen Niedergangs des Osmanenrei­
c!hes sind mit den weltwirtschaftlichen Umwälzungen am An· 
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fang des 16. Jahrhunderts verknüpft. Die Verlagerung des 
Schwerpunktes des Welthandels vom Millelmeer zur Atlamik­
küste und die "Preisrevolution" infolge der Edelmetallimporte 
aus der Neuen Welt (Amerika) lösten eine tiefe ökonomische 
Krise aus. Ihr folgte eine langandauernde politische Krise. Auf­
stände und blutige Feldzüge zu deren Unterdrückung verwüste­
ten von 1500 bis 1610 über ein Jahrhundert lang das anatolische 
Kernland. Von den verheerenden Folgen dieser Kämpfe, die uno 
ter der Bezeichnung .. Großer Aufruhr der ErZllrmen" in die 
Geschichte eingegangen sind, I hat sich das Land nicht mehr er­
holt. 
Mit dem Aufblühen der kapitalistischen Manufaktur in den 
Ländern Westeuropas im 18. Jahrhundert wurde auch deren 
(ZUnächst in Frankreich, später England) ökonomische Vor­
herrschaft im Osmanischen Reich faktisc h durchgesetzl. Napo­
leons VorSIOß nach Ägypten war der erste, wenn auch erfolglo­
se Versuch, diese ökonomische Vorherrschaft durch die militä· 
rische und die politische zu ergänzen. Nach wieder aufflammen-



den inneren Auseinandersetzungen, die beinahe zur Absetzung 
der osmanischen Dynastie geführt hätten, und entsprechend 
dem wechselnden Kräfteverhältnis in Weqteuropa, waren es die 
Engländer, die mit dem Handelsvertrag von 1838 ihre bereits er­
rungene ökonomische Überlegenheit politisch besiegelten. 
Dieser Vertrag verwirklichte die Grundsatze der " Handelsfrei­
heit" in einem selbst für die britischen Diplomaten unverhoff­
ten und in der damaligen Zeit beispiellosen Maße. Er beraubte 
das Osmanische Reich jeglicher Möglichkeit, den ökonomi­
schen und damit den sozialen und poli tischen Verfallsprozeß zu 
bekämpfen. So erklärt es sich, daß die Reformversuche, die die 
Geschichte des Osmanischen Reiches seit dem Anfang des 18. 
Jahrhunderts durchziehen, und die sich entgegen den frtl heren 
Reformversuchen ausschließlich an westlichen Vorbildern 
orientieren, ab 1838 lediglich auf militärische und institutionelle 
Fragen beschrankt werden mußten und daher von vorne herein 
zum Scheitern verurteilt waren. 
Trotz ihrer Erfolglosigkeit haben diese Reformversuche jedoch 
das Selbstverstä ndnis und die Weltanschauung des aufkom­
menden türkischen Bürgertums entscheidend geprägt und so die 

- O.m.nildlllS Reich 
16tf Jahr d .. Ve,h •• IH 

Osmanischen Reiches zur Jahrhundertwende geradeso wie den 
norierenden Orienthandel. Die Kapitulationen machten die Ab­
hängigkeit perfekt. 
Dieses System von Verträgen mit einer Reihe ausländischer 
Mächte beruhte auf dem Prinzip der Aufgabe der Souveräni· 
tä tsrechte im Bereich des Handels, des Rechtswesens und der 
Wirtschaft und lieferte die Türkei den Machenschaften des aus­
ländischen Kapitals schutzlos aus. Insgesamt war das Osmani­
sche Reich seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts objektiv 
zu einer Halbkolonie des eurOpäischen Imperialismus herabge­
sunken. 2 

Vor dem I. Weltkrieg waren die ausländischen Investitionen im 
Osmanischen Reich wie fo lgt verteilt: Frankreich 2240 Mio 
Franc, Deutschland 1280 Mio Franc und England 750 Mio 
Franc. 5907. der 'osmanischen Banken gehörten französischen, 
22 '7. deutschen und 6,8 07. britischen Kapitalisten. Der deutsche 
Imperialismus hatte beim Eisenbahnbau eine Vormachtstellung 
errungen (Bagdad-Bahn), das franz.osische Kapital herrschte 
beim Bergbau vor und die Engländer kontrollien en den Han­
del. Außerdem hatte das französische Kapital in Gestalt des 

D .. Osmanische Reich vom Ende des 17. Jh. 
bis zum Ende deli 19. Jh. 

Kernal Alalu/k, Beg/unde/ dc /lu,klsdum Republik I HIi!JJ. Ausdehnung deI Otmani.men Reldte •• da. bis 1918 da, ge,amte Ot/a/ablen umfaSle 

weilere Entwicklung in der Türkei nachhaltig beeinflußt. Die 
bekannten Reformen unter Kemal Atatürk (siehe AIß-Serie, 
Teil 2) in der republikanischen Zeit müssen auch in diesem hi­
storischen Zusammenhang gesehen werden. Zu erwähnen ist 
ferner die bürgerliche Revolution der J ungtürken 1908, die die 
endgü ltige Einschränkung der absolutistischen Rechte des os­
manischen Sultans zugunsten des Bilrgertums mit sich brachte. 

Wachablösung im Orienthandel 

Der steigende politische und ökonomische Druck der Groß­
machte sowie die anwachsenden separatistischen Bewegungen 
der nationalen Minderheiten konfrontierten die osmanische 
Führung mit immer neuen inneren und außeren Schwierigkei­
ten. 
Das ungeheure Anwachsen der Auslandsschulden fO hrte zum 
Staatsbankroll (1881) und zum Verlust der Finanzhoheit . Die 
Auslandsschulden (die 5Og. Deue Ouomane) wurden von west­
lichen Konkursgläubigern in Konslantinopolis verwaltet. Das 
bedeutete, daß nun die wichtigsten türkischen Einnahmequellen 
(ein Großteil der Zolleinkünfte, Seidenzuchtsteuern, Tabak-, 
Salz-, Fischfang- und Alkoholertrllge) in die Hände der 
französisch-britischen Großbourgeoisie nossen. Die Weltban­
ken in London und Paris beherrschten den Bankensektor des 

Regi-Unternehmens die Monopolrechte für Tabakverarbeitung 
und -verkauf inne und beutete dadurch die Arbeit von etwa 
150(X)(}-200000 Bauernfamilien aus. l 
Die osmanische Regierung halle den Ausbruch des I. Weltkrie­
ges (sie halle das Land auf der Sei te der Mittelmächte in das 
Kriegsabenteuer gestUrzt) als eine Gelegenheit benutzt, die ein­
seitige Aufhebun8 der Kapitulationen zu verkünden. Dadurch 
und durch die kriegsbedingte Beeintrllchtigung der Importe 
konnten einige neue Industriezweige errichtet werden, die die 
kriegsnotwendigen Güter produzieren 5Ollten. 
Im Zuge dieser Entwicklung und durch die Kriegswirtschaft 
konnte die einheimische Bourgeoisie sehr große Gewinne ein­
streichen. Ihr Gewicht im sozialen Leben nahm zu. Auch die 
Großgrundbesitzer (die vom Kriegsdienst befreit waren) profi­
tierten von den Getreideverkäufen an die Armee und konnten 
ihre Besitztümer durch die Besetzung der Ländereien der ver­
triebenen bzw. ermordeten Armenier und der in die Armee ein­
gezogenen Bauern ausweiten. Auf diese Weise erstarkte im I. 
Weltkrieg das anatolische Bürgertum. 
Für die große Mehrheit der Bevölkerung im Osmanischen Reich 
jedoch haue der I. Weltkrieg verheerende Folgen. 
Aufgrund der Rekrutierung von Millionen Männern und der 
Einziehung der Zug- und Lasttiere fUr das Militär wurde die 
Landwinschaft weitgehend lahmgelegt. Im Laufe des Krieges 
ging die Anbaufläche um 60'7. zurück .· Hungersnöte und Seu-
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ehen brachen aus. Allein in Kleinasien starben auf diese Weise 
mehr als 2,5 Mio Menschen. Ebenso starben während des 1. 
Weltkrieges etwa sleMnml1 mehr Soldaten an Hunger, Krank­
heiten und in Folge ungenügender Bekleidung als in Folge von 
Feindeinwirkungen. ' 

Unter diesen Umständen war es nicht verwunderlich, daß be­
reits ein Jahr nach Kriegseintriu in zahlreichen Gebieten Anato­
liens große Bauernaufstände ausbrachen, die sich gegen die er­
drückenden Kriegsabgaben wandten. Der hane Kern dieser 
Aufständischen wurde durch die Soldaten gebildet, die das 
sinnlose Morden nicht mitmachen wollten und mit ihren Waf­
fen desertiert waren. Sie schlossen sich in Gruppen zusammen, 
überfielen die Reichen und verteilten die Beute unter die Ar­
men. Es gab eine große Anzahl von solch bewaffneten Verbän­
den, die ganze Landstriche kontrollierten und unter der Bevöl­
kerung große Berühmtheit erlangten. Am Ende des Krieges 
überstieg die Zahl der Deserteure die der verbliebenen 
Soldaten.' 

1918 war die Niederlage des Osmanischen Reiches besiegelt. Die 
Hauptverantwonlichen für die abenteuerliche Poli tik der Re. 
gierung flüchteten in einem deutschen U-Boot nach Deutsch­
land. Ein Waffenslillstand wurde vereinbart, bereits vorher hat­
ten die Alliierten mit der Besetzung strategisch wichtiger Punkte 
begonnen. Französische, britische, italienische Truppen kon­
trollierten alle Hafen, EisenbahnknOienpunkte und Telegra­
phenverbindungen. VOl" der Hauptstadt Istanbul lagen briti­
sche, französische und amerikanische Kriegsschiffe. 1919 lande­
te ein griechisches Expeditionskorps in Izmir und begann mit 
der Okkupation Westanatoliens. Zu diesem Zeitpunkt belief 
sich die Stärke der alliierten Besatzungstruppen (ohne Berück­
sichtigung der griechiSChen) auf über 100000. 
Die Alliierten lOsten das osmaniKhe Parlamen( auf, verhängten 
eine Pressezensur, verboten Versammlungen und Demonstra­
tionen und begannen mit Massenverhaftungen unter der Bevöl· 
kerung. Sie wurden dabei vom Sultan, der neuen, probritischen 
Regierung und der Jstanbuler Großbourgeoisie tatkräftig unter­
stützt. Die Kapitulationen wurden wieder eingeführt, die Ban­
ken, Bergwerke, Industriebetriebe wurden unter die Kontrolle 
von alliierten Offizieren gestellt, die Waffen der türkischen Ar­
mee beschlagnahmt. Die Beendigung der eigenstaatlichen Exi­
stenz des türkischen Volkes war eine. beschlossene Sache. 
Gleichzeitig entbrannte eine heftige Konkurrenz um die Auftei­
lung der osmanischen Gebiete. 

Anränge des türkischen Volkswiderstands 

Im Gegensau zur verräterischen Haltung des Sultans und der 
Großbourgeoisie lI~istete das Volk spontanen Widerstand gegen 
die Eindringlinge. 
In AnalOlien wurden bewaffnete Kampfgruppen gebildet, die 
das Vordringen der Besatzer verhindenen und manche Orte auf 
eigene Faust befreien konnten. Dabei spielten die bäuerlichen 
Widerstandsgruppen, die sich schon während des Weltkrieges 
formiert hatten, eine bedeutende RoUe. Im besetzten Istanbul 
wurden von Arbeitern, Studenten und InteUektuellen Demon­
strationen organisiert: Allein an der großen Kundgebung zum 
Protest gegen die Besetzung Izmirs am 23. 6. 1919 nahmen 
200000 Menschen teil. Illegale Widerstandsgruppen überfielen 
Waffendepots und SChmuggelten die Beute in die noch nicht be­
setzten Gebiete. 
Der Einfluß der Oktoberrevolution und der Errichtung der 
Sowjetrnacht im benachbarten Rußland auf die Volksbewegung 
in der Türkei war groß. Die Veröffentlichung und die Annullie­
rung der geheimen Abkommen zwischen Großbritannien, 
Frankreich und dem Zaren zur Aufteilung der Türkei sowie der 
Verzicht auf alle Vorrechte und Konzessionen in der Türkei 
durch die Sowjetregierung half den patriotischen Kräften des 
Landes, eine entschlossenere Haltung im Kampf gegen die im­
perialistischen Eindringlinge einzunehmen. 

I. 

Grander d~, TKP M. Suphl, E. N~/Qr 

Bei der Organisierung der Guerillakampfer spielten die ersten 
türk ischen kommunistischen Gruppen, die überwiegend durch 
aus russischer Kriegsgefangenschaft und aus DeUlschland zu­
rückgekehrte Soldaten und Arbeiter gebildet wurden, eine her­
vorragende Rolle. Mit dem Aufschwung der Volksbewegung 
formierten sich auch revolutionäre Organisationen. 
Im September 1920 tagte in Baku der I. Kongreß der Kommuni­
stischen Partei der Tü rkei (TKP), an dem 74 Delegierte von 
kommunistischen Organisationen aus zahlreichen Städten Ana­
loliens, aus !stanbul und aus dem Ausland teilnahmen. Sie ver­
abschiedeten ein Programm, Statuten und wählten druJ erste 
Zentralkomitee. Damit wurden die einzelnen Organisationen in 
einer einheit lichen Partei zusammengefaßt. Die TKP stellte sich 
den gemeinsamen Kampf aller anti feudalen und antiimperiali­
stischen Kräfte bis zur vollStändigen Befreiung des Landes als 
vordringlichste Aufgabe. 
Schon zuvor, im Mai 1920 war die Grüne Annte gegründet 
worden. Wie schon der Name andeutet (grün ist die heilige Far­
be des Islam), stand diese Organisation unter dem Einfluß des 
islamischen Gedankenguts, betrachtete aber gleichzeitig die 
"Rote Armee als ihren besten Verbündeten im Kampf gegen 
den Imperialismus" (Art . 19 ihres Programms). Ihr Programm 
enthielt revolutionärdemokratische Forderungen, so z. B. die 
Nationalisierung des gesamten Grund und Bodens, seine ko­
stenlose Zurverfügungstellung fü r die Bauern und eine auf dem 
allgemeinen Wahlrecht basierende Volksregierung. Sie hatte 
sich den Kampf bjs zur völligen Vertreibung des Imperialismus 
aus Asien zum Ziel gesetzt. Der Einfluß der Grünen Armee un­
ter der armen Bauernschaft, insbesondere bei den bewaffneten 
Kampfgruppen, wuchs sehr schnell, so daß sie in wenigen Mo­
naten über Tausende von Kämpfern verfügte. 
Unter dem Eindruck der Erfolge der bewaffneten Volkskräfte 
begann auch die nationale Bourgeoisie in Anatolien sich dem 
Widerstand anzuschließen. Auch Intellektuelle, jüngere Offi­
ziere, mittlere und kleinere Vertreter der islamischen Geistlich­
keit sowie Großgrundbesitzer traten nun auf die Seite der pa­
triotischen Kräfte über. Diese Kreise hatten sich bereits Ende 
1918 in lokalen Vereinen zum Schutu der Heimat organisiert, 
orientierten sich jedoch zunächst vornehmlich an den Interes­
sen ihrer eigenen Region und glaubten durch Veröffentlichung 
von Aufrufen und Appellen an die Siegerma.chte ihre Ziele er­
reichen zu können. Sie knüpften ihre HOffnungen insbesondere 
an das 14-Punkte-Programm des amerikanischen Präsidenten 
W. Wilson über einen " gerechten Frieden". 

Der harte Widerstand, mit dem entgegen den Befehlen der os­
manischen Regierung, den Eindringlingen begegnet wurde, und 
der die Pläne der Engländer, "die Türkei innerhalb von zwei 
Wochen in die Knie zu zwingen", zunichte machte, veranlaßte 
den Sultan, in Anatolien "für Ruhe und Ordnung" zu sorgen. 
Mit dieser Aufgabe wurde General Mustafa Kemal betraut, der 
Mitte Mai 1919 in Kleinasien landete. 
Musla'. Kernal, Sohn eines Zollbeamten aus Saloniki, halte im 



1. Weltkrieg als General der Armee des Sultans bei der Abwehr 
der altierten Landung an den Dardanellen BeTÜhmtheit erlangt 
und besaß seitdem in der Armee große Popularität. Er war der 
chauvinistischen Politik der Jungtürken vor 1918 entgegenge­
treten und als scharfer Gegener des KriegseintriU auch nicht 
durch die Folgen der Niederlage belastet. Kemals unmittelbares 
Ziel war es, den militärischen Widerstand gegen die Aufteilung 
der Türkei zu organisieren. 
Den ersten großen Auftrieb erhielt die Widerstandsbewegung 
als sich Nachrichten von der Landung griechischer Truppen am 
15.6. 1919 im Lande verbrei teten. Sofort nach seiner Landung 
in Samsun setzte sich Kemal mit den militärischen und zivilen 
Führungskräften der einzelnen Provinzen in Verbindung. Ein 
Kongreß, an dem 25 Delegierte der östlichen Regionen teilnah­
men, fand in Erzorum stau. Die Organisierung des nationalen 
Widerstandes wurde beschlossen, den BefOrwortern eines ame­
rikanischen Mandats wurde eine Abfuhr erteilt. Die dringlichste 
Aufgabe, die Schaffung eines Exek utivorgans, einer revolutio­
nären Gegenregierung, wurde jedOCh nicht gestellt. Inzwischen 
war Kemal vom Sultan seines Postens enthoben und nach Istan­
bul zUTÜckbeordert worden. 
Der Kongreß von Sivas, der vom 4. bis 9. September 1919 mit 
19 Delgierten tagte, sollte das ganze Land repräsentieren. So­
wohl die Beteiligung wie auch die Ergebnisse waren dürft ig. Es 
wurde stundenlang darüber diskutiert, ob der Kongreß sich 
überhaupt mit Politik befassen solle oder nicht. 7 Einen ebenso­
großen Raum nahm die Diskussion über die Beanlragung eines 
amerikanischen Mandats ein. Besonders die Vertreter der Istan­
buler Bourgeoisie und der anderen Hafenstädte, die durch Han­
delsbeziehungen mit dem Imperialismus verbunden waren, tra­
ten mit dieser Forderung auf. Der Kongreß ließ diese Fragen of­
fen, bezeugte die Ergebenheit zum osmanischen Sultan und ver­
langte die Bildung einer neuen Regierung in Istanbul. Durch 
Schreiben an alliierte Regierungen wurde der friedliche Charak­
ter der nationalen Bewegung beteuert. Ferner wurde ein Reprä. 
sentativausschuß mit M. Kemal an der Spitze gewählt. Damit 
war ein Organ geschaffen, das nach Innen und nach Außen im­
mer mehr als Exekutive auftrat. 
Der erbitterte Widerstand der Vo.lksmiliz ceaen die Besatzungs­
truppen und da$ ,eschickte Taktieren von Must.fa Kemal ge-

TürkisdIe PatlilQnen bel der Vedo/ounl) I)rlem/smer Ttuppen 

genüber den Alliierten und dem Sultan erzwang bald Zuge­
ständnisse. Es gelang dem Repräsentativausschuß die zivilen 
und militärischen Verwaltungsslellen in Anatolien von den An­
hängern der Istanbuler Regierung zu säubern. Die administrati­
ven, telegraphischen und postalischen Verbindungen zu Istan­
bul wurden abgebrochen, der Sultan als ein Gefangener hinge­
stellt, der in seinen Entschlüssen unfrei war und daher wider 
Willen handeln mußte. 
Die im Oktober 1919 neugebildete Regierung des Sultans mußte 
dieser Entwicklung Rechnung tragen und stimmte der Forde­
rung nach umgehenden Parlamentswahlen zu. In dem im Ja­
nuar 1920 in Istanbul zusammengetretenen Parlament waren 
die Nationalisten in der Mehrhe.it und verabschiedeten den sog. 
Nationalpaltt. In ihm wird die Unabhängigkeit der Gebiete in­
nerhalb der im Jahre 1919 festgelegten Grenzen, die Aufhebung 
der ausländischen Kontrolle über die Finanzen und die Politik 
der Türkei gefordert. Er enthält einen Verzicht auf die bis zum 
Waffenstillstandsvertrag besetzten arabischen Gebiete und er­
klärt die Bereitschaft, über eine allgemeine Regelung bezüglich 
der Öffnung der Meerengen fUr den internationalen Handeis­
verkehr zu verhandeln . 

Formierung einer rel'olutionären Gegenregierung 

Diese " Magna Carta" der türkischen Befreiungsbewegung be­
deutete eine grund'>ätzliche Absage an die alten expansiven und 
chauvinistischen Ziele der jungtürkischen Politik: die Vorherr­
schaft im islamischen Orien! (Panislamismus) und die Samm­
lung aller Türkenstämme unter osmanischer Führung 
(PantOrkismusiPanturanismus). 
Die Reaktion der Alliierten aufdie·Proklamation des National­
pakts war die Besetzung Istanbuls durch britische Marineinfan­
terie am 16. 3. 1920. 
Das konnte den weiteren Aufschwung der Bewegung nicht auf­
halten. Im Gegenteil , die dadurch bewirkte Klärung der Fron­
ten erleichterte es vielen Schwankenden, auf die Positionen der 
Nationalisten überzugehen. Außerdem konnte nun mit dem 
Hinweis auf die besetzte Hauptstadt eine revolutionäre Gegen­
regieruna in Anatolien geschaffen werden. Im April 1920 kon-
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,-------- Länderdaten Türkei 
Fliche: 779.452 qkm, damit mehr aLs dreimal größer als die BRD. 
IkvölkeruDI: 42 Mio (1977). davon rund 1/ 4 Kurden; arabische und 
andere nationale Minderheiten, allerdings zahlcnm:lßig geringer. 
Bevölkerungswachstum: jährlich 2,5 '10. 
G rOBte Städte: Istanbul 4 ,5 Mio, Ankara (Hauptll ladl) 2 Mio, !smir I 
Mio, Samsun 905.000. 
Hellalon: Mehr als 98 ~ islamisch. davon etwa !G- 15 Mio schiitisch 
und der Rest sunnhiKh. 
Wi bruDg: T1Irkisches Prunel (TL) I T L _O,09 DM (Mitte 1978). 
SI .. tllform: Parlamentarische Republik mit Zweikammersystem. 
Streng zentralistisch. Es gibt 1I legate Parteien, davon sind 6 im Par­
lament ve rtreten. Die Kommunisti sche Partei der TUrkei ist seit 56 
Jahren illegal. Die Armee, insbesondere die hOhen Generäle, die ena 
mi t dem Monopolkapital verbunden sind, spielen eine gewichtige 
Rolle im politischen Leben. 
Zahlreiche antidemokratische Geset:te und ein ausgebauter Unter­
drtlckUllg$appar.t, der eng mit dem CIA, dem SAVAK und den 
BRD-Geheimdiensten zusammenarbei tet. 
MlWCnorganlsatJonen: Etwa 1,5 Mio Gewerkschaftsmitgl ieder die 
sich im wesentlichen auf zwei GewerkschaftsbUnde verteilen: DISK 
(fortschrittlich) und TUrk·1s (die Spiue wird von reaktionären und 
sogar faschistischen Kräften beherrscht, obschon es an der Basis eine 
beachtenswerte rortschrittiiche Strömung gibt). Die Gewerkschafu· 
bewegung ist sehr urs:>littert: Es gibt ca. 800 Gewerkschaften, von 
denen sich die meisten auf einen Betrieb beschränken. 
Die fortschritt lichen Berufsorganisationen von Ingenieuren, Anwäl· 
ten, Ärzten und Lehrern sind einnußreich. Es gibt starke Jugend- und 
Frauenorganisationen, 'die demokratischen Organisationen der ar· 
men und der mittleren Bauernschaft werden aufgebaut. 
Diese demokratischen Massenorganisationen sind eines der Haupnie· 
le der Terroranschllge der faschist ischen MHP, die aHeine 1979 über 
1000 TOIe forderten. 
WesUkhu .. Vorposten": 61 von 199 U5-MilitlrstUupunkten, die im 
Mittelmeerraum verteilt sind, befinden sieh in der TUrkei, die Dop­
pelmitglied der imperialist ischen Militlrpakte NATO und CENTO 
(bis li59 Bagdad·Pakt) ist. Assoziierungsabkommen mit der EuropIi· 
ischen Gemeinschaft (EG) 1963 und 1970. 
Wirl5c:haft: Die eurasiatische Ttlrkei steht zwar an der Schwelle von 
einem Agrar· zu einem Industriestaat, hllt aber noch immer dll5 
Schlußlicht im südeurOpliischen Entwicklunasniveau. Das Prokopf· 
Elnkommtn von 515 Dollar (Portugal 1030) I.g mit einem Index (ge­
messen an USA - 100) von 10,5 Mine der 70er Jahre hinter Portugal 

stimierte sich in Angora die G roße Nationalversammlung 
(GNV) der T ürkei, die jede Gewalt in sich vereime, Regierung, 
Gesetzgebung und vollziehende Gewalt Obernilhm. Das bedeu­
tele den ersten tatsächlich revolutiona ren Schritt . 
Diese offene Rebellion wurde von den brit ischen Imperialisten 
durch die Organisierung von konterrevolutionaren Aufstand i­
schen in verschiedenen Stadten Anato liens beantwortet. Gleich­
zeitig wurden die FUhrer der nationalen Bewegung vom Sultan­
Kha lifen vogelfrei erkla rL Die regulä ren Truppen, die die 
GNV-Regierung gegen die konterrevolutionaren Kräfte einsetz­
te, liefen auf die feindliche Seite Uber und ermo rdeten ihre.eige­
nen .Ofrlziere. AII~in die bewaffneten Volkskrllfle der Grtlnen 
Armee waren imstande, die Aufstand e der Khalifenanhanger zu 
unterdrtlcken . Auch der Vormarsch der griechischen Truppen 
wurde hauptsächlich durch diese Einheiten zum Stillstand ge­
bracht (aUerdings nach erheblichen Gebietsverlusten). 
A ufgrund der neuen Situation wurde der Sultan-Regierung von 
den Imperialisten der Vtr1rag von ShrtS a ufgezwungen (10. 8. 
1920) . Dieser Vertrag, de r mit Ausnahme eines kleinen Gebietes 
in Zentralanatolien prakt iSCh das gesamte Land an auslandische 
Machte verteilte und insbesondere von den britischen Nahost­
pla nen inspiriert war, wurde von der GNV nie anerkannt. 
Die Große Natio nalversammlung, die a llein die Souveränität 
der Nation verkörpern sollte, entwickelte sich zum wicht igsten 
Organ im nationalen antiimperialistischen Kampf. Ihre Tätig­
keit b lieb nicht auf die Organisierung des mili tärischen Wider­
standes beschränkt. Bereits drei Tage nach der Wahl einer Re­
gierung richtete ihr erster Vorsitzender, Mustafa Kemal, als er­
sten außenpolitischen Akt ein Schreiben an Lenin, in dem er 
vorschlug, zusammen mit Sowjeuußland "gegen d ie imperiali-

ZD 

mit 22 oder Mexiko mit 16,5 (Iran 7, BRD 70). Oft Antei l der LInd· 
wirtsdll(1 an den ErwerbsIlligen machte 1973 noch immer über 60 '?t 
aus, gegenüber Por\llgal 30 ~, Muiko und Iran Ober 40 ~. (BRD 
7 "10). D~r Anteil der Industrie an den Erwerbstatigen lag hingegen bei 
nur 15 ~" der Portugals bei IIber 30 alt, Mexiko und Iran bei llber 
20 '?t (BRD 48 'lI). Das Bruttosozialprodukt der Türkei wi rd zu 2g '?t 
aus der Landwirtschaft, zu ca. 29 '?t aus der Industrieproduktion 
(Portugal 41 '?t) erbracht. 
Der schwachen InfrastrukturentwicklulIJ und Rohsloffbasis ist ein 
verhä ltnismAßig geringer Anteil ausIAndischer Direktinvestitionen am 
Brutloinlandsprodukt (BIP) von 197j/16 etwa 0,6 'l. geschuldet, ge­
genüber Portugal 6 ~" Mexiko 6,5 If. und Iran 5 If •. Dafür ist die 
Auslandsverschuldung mit llber SO 'lI des BI P (1 976) und einer Höhe 
von mehr als 25 Mrd Dollar doppel t bis dreimal so hoch wie die der 
anderen Vergleichstander . 
Etwa 2/3 des türkjsthen AuQelfhandeil entfallen auf die westlichen 
Haupltander. Die BRD ist der mit ,roßem Abstand fUhrende Haup­
te)(porteur in die Tllrkei (1977), gefolgt von den USA, Italien, Groß· 
britannien, de r Schweiz und Frankreich. Der abhängige Charakter 
der türkischen Wirtschaft widerspiegelt sich ferner in der Außenhan· 
delsstruktur: Während die Importe zu ca. 52 OJ. aus Rohstoffen und 
zu 45 OJt aus Investitionsgütern bestehen, stellen Agrarprodukte mit 
einem Anteil von 60 '?t den Barenameil an den E)(porten. Der steigen· 
de Exportanteil von industriellen Eruugnissen (heute rund 30"') 
zeigt allerdings einen tendenziellen Wandel an. In der Einkommen,. 
verteilung rangiert die Türkei unter den LIndern mit der grOOten 
Konzentration. Das obere Zehntel der Bevölkerung verfügt über 
45.,. am Nationaleinkommen, gegenllber Argentinien oder der Bun· 
desrepubli k um 40 " •. 
Soziales: Die Analphabeltnl'll.te entspricht mit 48 "1. (1 974/15) dem 
Standard der arabischen Uinder, "eralichen mit Portugal 28.,.. oder 
Me)(iko 27 '?t. Dreimal so hoch wie in diesen Landeru liegt in der TUr· 
kei auch die Klndersterblkbktit mit lS,l (Todesfalle bis zum I. Le­
hensjahr bei 100 Geburten). Die Lebenserwartung betrtgt S8 Jahre, 
Der Anslica der Lebenshaltu ngskos ten (Juli 1978, gegenllber dem 
Vorjahr) betrug in Ankara 64,4 If. und in IstanbuI 70,4'l • . Die Zahl 
der Arbeil5lOKn ist auf 3-3,5 Mio zu schätzen, bei einer arbeitsfahi­
gen Bevölkerung von 16- 17 Mio. Hinzu kommen mehr als 5 Mio 
Menschen in der Landwirtschaft (d. h. SO'" der dort Bcschtftigten), 
die nur in den Monillen JulVAugust (Ernte) beschliftigt sind, sowie 
ein Heer tllrkischer Gastarbeiter, dll5 alleine in der BRD (1976) llber 
500000 :ahlt. 

stischen Regierungen vorzugehen und die von ihnen unterjoch­
ten Menschen zu befreien". 8 Mustafa Kemal war sich im U nler­
schied zu anderen Führern der Befreiungsbewegung Ober den 
historischen Standort dieser .Bewegung und die Bedeutung, die 
die sozialistische Oktoberrevolution in Rußland fü r diese Bewe­
gung hatte, durchaus im Klaren. A m 14. 8. 1920 stellte er in ei· 
ner Rede vor der GNV fest, "daß es die Oktoberrevolution ge­
wesen war, die dem imperialist ischen System den entscheiden­
den Stoß versetzte und damit den Völkern des Ostens den Weg 
zu ih(er Befreiung erleichtert halle." 

In d iesem Z usammenhang muß jedoch betont werden, daß die 
antÜJnperialistische Haltung d er Nationalisten keineswegs frei 
von W idersprüchen war. So haben sie vom Sommer 1920 bis 
Frühjahr 192 1, als die sowjetischen Geld- und Waffenlieferun­
gen bereits im Gange waren, zahlreiche Versuche u nternom· 
men, sich mit den französischen und/ oder britischen Imperiali­
sten CUr ein gemeinsames Vo rgehen gegen die Sowjetrnacht zu 
einigen. Der Auße nminister der GNV, Bekir Sami, machte 
noch im März 1921 in London entsprechende Angebote,' die 
jedOCh an der starren Haltung Englands scheiterten. 
Diese doppelzüngige Politik sowie die abenteuer lichen Plane 
bezüglich der kaukasischen Gebiete, die von einem Teil der na­
tionalistischen FOhrung gehegt wurden, verzögerten den Ab­
schluß des beabsichtigten Freundschaftsvertrages mit der 
Sowjetregierung. Schließlich wurde am 16. J. 1921 in Moskau 
der sowjetisch-tUrkische Vert rag Ober Freund schaft und Brtl­
derlichkei t u nterzeichnet. Damit war die Sowjetregierung die 
erste ausJandische Macht , die die GNV-Regierung anerkannte. 
Außerdem schenk te sie dem um seine U nabhängigkeit klmp­
fenden Illrkischen Volk 10 Mio Goldrubel, Waffen und Ausrtl· 



stungen aller Art, einschließlich GeschUtzen, die fUr die Bewaff­
nung von zwei Divisionen ausreichten. 10 

Das Zusammengehen Ankaras und Moskaus schuf eine nicht 
unbetrlchtliche Veränderung des KrifteverhlUtnisses zugunsten 
der nationalen Befreiungsbewegung. Die Gegenregierung in 
Ankara halle in den weiteren Auseinandersetzungen den 
RUcken frei, und im BUndnis der Entente-Mächte, einschließ­
lich der Gri«hen, zeigten sich die ersten Risse. 
Mit der Bildung der GNV hatte sich die nationale Bourgeoisie 
ein organisatorisches Zentrum des nationalen Befreiungskamp­
fes geschaffen. Damit sah sie sich auch zu einer generellen Ab­
r«hnung mit den kommunistischen und konsequent demokra­
tischen Krlften in der Lage. Ein umfassender Plan hierzu wur­
de wohl nicht zufällig parallel zu den erwähnten Annäherungs­
versuchen an die Imperialisten in Gang geselZl. 
Mustafa Kemal und seine Umgebung waren durch den rasch 
wachsenden Einfluß der Grünen Armee alarmiert. Selbst die 
Mehrheit in der GNV war ihm nicht mehr sicher. So wurden am 
17. 7. 1920 und 4.9. 1920 zweimal hintereinander zwei Kandi­
daten der GrUnen Armee gegen den ausdrücklichen Wunsch 
Kemals in Kampfabstimmungen zum Innenminister gewählt. 11 

Im Herbst 1920 beauftragte Mustafa Kemal einige seiner eng­
sten Vertrauten mit der Grtlndung einer "offiziellen KP". Die­
ser Versuch, durch eine grobe Fälschung die Bevölkerung irre­
zufUhren, schlug jedoch fehl. 

EndgülLigtr Sieg im Befreiungskrieg 1922/ 23 

Am 28. Januar 1921 wurden 15 JU hrende ZK-Mitglieder der 
TKP, an ihrer Spitze der Vorsitzende Mustafa Suphi und der 
Generalsekretär Ethem Nejat in einem Hinterhalt heimlückisch 
ermordet. Sie waren, einer Einladung der GNV-Regierung fo l­
gend, auf dem Weg nach Ankara. Am nächsten Tag begann die 
Offensive der regulären Truppen gegen die Guerillaverbände, 
wobei die Regierung die kämpfende n Guerillas von hinten an­
griff und ein weiteres Vorrtlcken der gri«hischen Truppen in 
Kauf nahm. Die Große Nationalversammlung, die diese Maß­
nahmen nicht billigte, wurde durch Falschmeldungen ge­
täuscht. l~ Im März 1921, nach der-AUSSChaltung der Guerilla­
verbände als Machtfaktor, wurden Hunderte von Kommuni­
sten, Gewerkschaftern, Schriftsleller, Abgeordnete und Gueril­
lafUhrer verhaftet und zu langjährigen Kerkerstrafen verurteilt. 
Damit war die Volksbewegung ihrer FUhrung beraubt und 
konnte die Vorherrschaft der Kemalisten nicht mehr in Frage 
stellen. 
Die Kemalisten konzentrierten sich auf den Aufbau der regulä­
ren Armee. Dabei spiehen die sowjetischen Waffen und die 
Verlagerung der Truppenverbände von der Ostgrenze an die 
Westfront eine entscheidende Rolle. Im September 1921 gelang 
es den Truppen der nationalen Befreiungsbewegung unter der 
Führung Kemals nach der dreiwOchigen Schlacht an der Saka­
rya die griechische Offensive zum Stehen zu bringen und den 
beabsichtigten Durchbruch nach Ankara zu verhindern. Dieser 
Sieg, der unter großen Opfern sowohl der Soldaten wie auch 
der zivilen Bevölkerung zustande kam, festigte die Positionen 
der Kemalisten außerordentlich. 
Italien halle im Juni als erster Entente-Staat begonnen, seine 
Truppen zurtlckzuziehen und Frankreich beschloß nun im Ok­
tober 1921 das sog. Franklin-Bouillon-Abkommen. in dem der 
Abzug der französischen Truppen in Kilikien, die Fixierung der 
syrisch-türkischen Grenze und die diplomatische Anerkennung 
der Regierung in Ankara vereinbart W1.irden. Damit gewann die 
kemalistische Regierung eine bilaterale Revision des Sevres­
Vertrages und das BündlJis der Entente-Mächte in der türki­
schen Frage war endgültig zerbrochen. Nach fast einjährigem 
Stellungskrieg gelang den nationalen Kräften bei Dumlupinar 
der Druchbruch und mit der Einnahme Izmirs am 9. 9. 1922 der 
endgültige Sieg im Befreiungskampf. 
In den harten und langwierigen Verhandlungen, die der Unter­
zeichnung des Friedensvertrages von Lausanne (Juli 1923) vor-

ausgingen, gelang es der Delegation unter der Leitung Ismets 
(der spltere Ismet InOnU) die vollständige UnabhAngigkeit auf 
politischem Gebiet, wie sie der Nationalpakt forderte, durchzu­
setzen und das Interventionsr«ht der Alliierten zugunsten der 
nationalen Minderheiten zu beseitigen. Die nationale UnabhAn­
gigkeit und die territoriale Integrität wurden international aner­
kannt. Die Kapitulationen in r«htlichen, finanziellen, ökono­
mischen und anderen Bereichen wurden annulliert. Die aus1!n­
dische Gerichtsbarkeit wurde abgeschafft , alle Gefängnisse, 
Post- und Fernmeldeeinrichtungen wurden nationaler Gesetz­
gebung unterstellt. 
Es gab jedoch auch einige wichtige Fragen, bei denen Zuge­
ständnisse gemacht wurden. Hier zeigte sich die Neigung der 
nationalen Bourgeoisie, selbst in grulld.slttzlichen Fragen Kom­
promisse mit dem Imperialismus zu suchen und eine Vertiefung 
des nationalen Befreiungskampfes zu vermeiden. 
Das wurde besonders in der Diskussion über das Schicksal der 
Meeresengen deutlich, als Tschitscherin, der sowjetische Vertre­
ter, alleine fU r die Anerkennung der türkischen Souverlnitäts­
r«hte eintrat und die türkische Delegation schweigend die briti­
schen Vorschläge unterstützte. So wurden die Beslimmungen 
des Sevres-Vertrages weitgehend übernommen: Die Meeresen­
gen wurden entmilitarisiert und unter internationale, d . h. im­
perialistische, Kontrolle gestellt. Ebenso verpflichtete sich die 
nationale Regierung, ihren Anteil an den osmanischen Staats­
schulden zUrtickzuzahlen (die Tilgung dauerte bis 19541) und 
die Zölle fü nf Jahre lang nicht zu erhöhen. Für die auslandi­
schen Investitionen in der Türkei wurde ein befristetes Schutz­
abkommen vereinbart. 
Insgesamt betrachtet stelhe der Vertrag von Lausanne jedoch 
einen Sieg dar, der alle diesbezUglichen Vorstellungen aus der 
osmanischen Zeit weit Ubettraf und für die nationalistischen 
Befreiungsbewegungen in Asien und in Afrika lange Zeit bei­
spielhaft wurde. Sie schrieb Jawaharlal Nehru 1944: "Kemal 
Pascha war natürlich bei Moslems ebenso wie bei Hindus be­
liebt. Er hatte nicht nur die Türkei vor fremder Herrschaft be­
freit und vor der Auf teilung bewahrt. sondern hatte auch die 
Machenschaften der europlischen Machte, besonders Eng­
lands, vereitelt." U Glasn«k weist nach, daß auch in den ande­
ren Ländern Asien und Nordafrikas die Führer der nationalen 
Befreiungsbewegungen von dem Erfolg der türkischen Nationa­
listen stark beeinflußt wurden. 
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Westsahara 
Seit im Juli 1978 die mauretanische Regierung M okror Duld Daddahs gestürzt wurde, ist Bewegung in den WeslSQharakonjlikl gera­
ten. Dem Militiirregime Unler Generalstobschej Mustafa Ould Salek erleichterte die sahraouische Befreiungsbewegung Frente POLI­
SARIO eine außenpolitische Kurskorrek"tur, indem sie noch im gleichen Monat einseitig das Feuer einstellte. Zweiseitige Friedensver­
handlungen kamen in Gang. Andererseits verschliff te das marokkanische Hassan-Regime seinen Druck auf den Alliierten. Er wird un­
termauert durch eine Truppenpräsenz Marokkos von noch immer 9(}()() Mann auf maurelonisehern Territorium. Und im Dezember 
1978 halte sieh K(jnig Hassan 11. auf Staatsbesuchen in Washingion und Paris Flankenschutz/ur seine unnachgiebige Annexionsposi­
tion. Die ruinöse Wirtschajtslage des Enexportlandes Mauretanien, seine einseitige Abhtingigkeit von der EG und speziell von Frank­
reich (vgl. AlB 311978) machen esjar westliche und marokkanische Pressionen anflillig. Marokko wiederum, als Feuerwehr/ruppe der 
NA TO in Zaire, gegen Benin und Angola (UNITA-Ausbildung!) wohlerprobt, wird stellvertretendfardie Westmlichte gegen das so­
zialistisch orientierte Algerien, die liußere HauptstiJlze der POLISARIO, mobil. In den letzten Monaten mehrten sich marokkanische 
Militlirübergrifjeauj algerisches Gebiet (1.. B. Angrifj auj Kap Sigli, in derostalgerischen Region Bejaia, am 16. 12. 1978) in derojjen­
baren Absicht seiner Destabilisierung; dies ausgerechnet in einer Situation, da Prlisident Boumediennes Erkrankung und Tod im 
NovemberlDezemberdie Nach/olgefrage aujwarjund Hoffnungen auf einen Rechtsschwenk in Algier nährte. Die Spekula/ionen auj 
ein Umfallen Algeriens in der Westsaharajrage aber schtiw nicht allein der Generalsekretlir der POLISARIO, Mohammad Abdel­
Atiz (siehe Interview), als haltlos ein. Wie auch das hier dokumentierte Politische Ma.nifest des IV. POLISARIO-Kongresses zeigt, 
verjagen die sahraouischen Bejreiungskämpfer fiber ein klares Konzept jar einen demokratischen Frieden in der Westsahara. Unge­
achtet der labilen Position Mauretaniens (es setzte am 5. Dezember die Verhandlungen aus) geben ihr nichlzuletzt die ökonomisch­
militUrische Krise des Hassan-R'!iches (siehe Beitrag von L. Heinrich) und der jfingste Erjolg auj der XXXIII. UN-Vol/versammlung 
Grund zur Ermutigung. Am 13. Dezember~/978 verabschiedete das Welt/orum mit 90 gegen 10 Stimmen bei.}9 Enthaltungen das bis­
lang weitestgehende Votum, in dem es "das unverliußerliche Recht des Volkes der Westsahara auf Selbstbestimmung und UnabhUn­
gigkeit" feststellte. 

Interview mit Mohammad Abdel-Aziz 

Nein zu einem Ministaat! 
FRAGE: Haben die Krankheit des algerischen Staatspräsiden­
ten, Houari Boumedienne, und die daraus resultierende Unsi­
cherheit über die politische Zukunft des Landes, das Ihr wich­
tigsfer Verbündeter ist, die Suche nach einer friedlichen Lösung 
des Westsaharakonflikts beeinflußt? 
M. ABDEL·AZIZ: Boumedienne ist ein großer Staatsmann, 
der in der arabischen Welt und auf internationalem Gebiet eine 
wichtige Rolle gespielt haI. Aigerien verfolgt eine klare Linie, 
die auf der Nationalcharta (vgl. AlB 1/ 1977; d. Red.) basiert. 
Das Land hat zuverlässige politische Grundfesten und seine 
Stimme zähl! einiges in der internationalen Politik. Das algeri­
sehe Volk hat die Erfahrung eines langen nationalen Befrei· 
ungskrieges hinter sich. Das sahraouische Volk befindet sich 
zur Zeit in eben diesem Prozeß. Unsere Beziehungen mit Alge­
rien sind sehr eng und haben eine dauerhafte Grundlage. 

U nbegründete Angriffe gegen Algerien 

Bestimmte Kreise in Europa und in der arabischen Welt haben 
die Krankheit Boumediennes ausgenutzt, um eine Kampagne 
unbegründeter Gerüchte und Angriffe gegen Algerien ins Leben 
zu rufen. 
Es ist bekannt, daß die Umerstützung aller um nationale Befrei­
ung kämpfenden Völker den Kern der algerischen Außenpolitik 
bildet. Boumedienne hat immer betont, daß ein Wechsel in der 
Staatsführung an diesem Aspekt algerischer Politik nichts än­
dern würde. Wir sind fest von der Ernsthaft igkeit der algeri­
sehen UnterstUlzung rur unsere Sache überzeugt. 

FRAGE: Auf dem IV. Kongreß der Frente POLISARIO haben 
Sie von dem neuen mauretanischen Regime unter Oberstleut­
n~nt Ould Salek gefordc;rt, die Demokratische Arabische Repu­
bhk Sahara (DARS) anzuerkennen, das zur Zeil besetzte Gebiet 
der Sahara den POLISARIO.BchOrden zuruckzugcben und sei. 
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ne Truppen hinter die vor dem Krieg geltenden Grenzen zurück­
zuziehen. Wie lange werden Sie den derzeitigen Waffenstill­
stand auf mauretanischem Gebiet einhalten, wenn die maureta­
nische Regierung auf Ihre Friedensvorschläge nicht positiv ein­
geht? 
M. ABDEL-AZIZ: Zunächst einmal ist es der Kongreß der 
Frente POLISARIO, der befugt ist, in allen wichtigen Fragen 
politischer und strategischer Natur zu entscheiden. Der Kon­
greB betrachtet den Waffenstillstand als solchen als nicht be­
ständig. Bis jetzt ist er eingehalten worden. 
Es wäre ein logischer Schritt fUr ein neues Regime in Nouak­
~hou, die DARS anzuerkennen. Die DARS ist daran interes­
siert, gute Beziehungen auf der Grundlage gegenseitiger Ach­
tung und Zusammenarbeit zwischen Mauretanien und dem sah· 
raouischen Volk zu erhalten. Der IV . Kongreß hat jedoch nicht 
um eine Anerkennung der DARS durch Mauretanien gebeten. 
Im Rahmen der vorgeschlagenen Bedingungen f(jr die Grundle­
gung des Friedens hat der IV. Kongreß Mauretanien aufgefor­
dert, die Souveränität der DARS im gesamten Gebiet des ehe­
maligen Spanisch-Sahara anzuerkennen und den mauretanisch 
verwalteten Teil des Gebietes an die DARS abzutreten. 

Keine Verhand lungsresultale mil Maurelanien/Marokko 

FRAGE: 1975 hat der erste Generalsekretll.r der POLISARIO, 
Mustafa el-Ouali, von der Möglichkeit eines Staatenbundes mit 
Mauretanien gesprochen, und zwar f(jr den Fall, daß die West­
sahara unter einer POLISARIO-Regierung unabhängig wird. 
Ist ein derartiges Vorhaben immer noch möglich, oder ist es 
nach drei Jahren heftiger Kämpfe in der Wüste unrealistisch ge­
worden? 
M. ABDEL-AZIZ: In diesem Zusammenhang muß man sehen, 
daß Ouali nicht von einem Staatenbund mit Mauretanien im 
strengen Sinn gesprochen hat. Vielmehr hat er von einer Einheit 
mit dem mauretanischen und anderen arabischen Völkern im 
Rahmen einer panarabischen Einheit gesprochen. 
In der gegenwll.rtigen Situation in diesem Gebiet ist die Frage 
der Vereinigung mit Mauretanien nicht unmittelbar von Bedeu­
tung. Erst wenn das sahraouische Volk seine Souveränität in 
der gesamten Westsahara wiedergewonnen hat, wird es möglich 
sein, diese Frage noch einmal zu uberdenken. Wir könnten 
nicht Uber Vereinigung oder Föderation mit einem Land spre­
chen, das immer nÖch einen Teil unseres nationalen Territori­
ums besetzt hält. 

FRAGE: Was war das Ergebnis der Verhapdlongen zwischen 
Vertretern der POLISARIO und mauretanischen Diplomaten, 
die kUrzlich in Bamako stattfanden? Wurden in der malischen 
Hauputand Verhandlungen mit Marokko aufgenommen? 
M. ABDEL-AZIZ: Es stimmt, daß Verhandlungen zwischen 
der DARS und dem neuen mauretanischen Regime stalIgefun­
den haben. Die jUngste Gesprächsrunde fand in Bamako statt. 
Bis jetzt wurden keine positiven Ergebnisse erzielt, in erster li­
nie weil die mauretallischen Delegienen keine bedeutsamen 
Schrille auf dem Weg zu einer friedlichen Lösung der Sahara­
frage unternommen haben. 
Was Marokko angeht, kann ich Ihnen versichern, daß es keine 
Verhandlungen oder auch nur Gespräche in Bamako gegeben 
hat. Der marok.kanische König entsandte eine ranghohe Delega­
lion. Diese Delegation hat sich mit einem POLISARIO­
Mitglied getroffen, das aber nur ein einfacher Kämpfer unserer 
Organisation ist. 
Wir haben das mit Rücksicht auf den malischen Präsidenten 
Moussa Traore getan, da er uns gebeten halle, mit den Marok­
kanern zusammenzutreffen. Obwohl der marokkanische Dele­
gationsleiter das Treffen als positiven Schritt in Richtung auf ei­
ne neue Ära der FriedensbemUhungen bezeichnet hat, gab Kö­
nig Hassan nach dem Treffen eine Erkla.rung ab, in der er von 
der traditionellen marokkanischen Position in der Sahara-Frage 
nicht abwich. So sieht sich das sahrauoische Voik leider ge-

zwungen, den bewaffneten Kampf fortzufUhren, da er dieeinzi­
ge Antwort auf die unversöhnliche marokkanische Haltung zu 
sein scheint. 

FRAGE: Frankreich und bestimmte afrikanische Staaten haben 
einen Friedensplan entworfen, der einen sahraouischen Mini­
staat unter POLISAR IO-Kontrolle und in den Grenzen der zur 
Zeit mauretanisch besetzten Gebiete der Sah ara vorsieht. Wä­
ren Sie bereit, einem solchen Plan zuzustimmen? 
M. ABDEL-AZIZ: Ich versicHere Ihnen, daß wir weder von 
Frankreich noch irgend einem anderen afrikanischen Staat offi­
ziell auf die Möglichkeit eines solchen Planes angesprochen 
worden sind. Wir haben von sog. Lösungen erSt durch westliche 
Publikationen etwas erfahren. 
Man muß freilich die Tatsache im Auge behalten, daß die Län­
der, die vennutlich hinler einem solchen Plan stecktn, diejeni­
gen sind, die früher die Sahara und ihr Volk als keine Grundla­
ge fUr einen lebensfähigen Staat bezeichnet haben, weder was 
das Territorium noch die ausreichend große Bevölkerun~ be­
trifft. Also stellt sich uns die Frage, wieso sie jetzt eine solche 
Pseudolösung präsentieren, die darauf abzielt, das Problem mit 
der Errichtung eines Ministaates zu beseitigen. Die einzige ak­
zeptable Lösung für das sahraouische Volk ist die Konstltuie­
rung und Anerkennung der DARS auf dem gesamten Gebiet 
des ehemaligen Spanisch-Sahara. 

FRAGE: Bislang haben 17 Staaten die DARS anerkannt. Au­
ßer Algerien ist von der arabischen Welt nur der Südjemen un­
ter diesen Staaten. Wieso hat die POLISARIO nur einen so be­
grenzten diplomatischen Erfolg in der arabischen Welt? 
M. ABDEL-AZIZ: Wie Sie gesagt haben, wurde DARS von 17 
Staaten, einschließlich der zwei aus der arabischen Welt, aner­
kannt. Dies bedeutet jedOCh nicht, daß die DARS keine Unter­
stUtzung von den Völkern der arabischen Welt und den anderen 
Kontinenten erhält. 
Wenn andere arabische Staaten die DARS nicht offIZiell aner­
kannt haben, so helfen sie uns doch auf anderen Wegen. Zum 
Beispiel gewahrt uns Libyen entscheidende Untersttltzung, des­
gleichen Syrien. Wir sind $icher, daß mit zunehmendem Erfolg 
des sahraouischen Kampfes auch andere Länder der arabischen 
Welt einer diplomatischen Anerkennung der DARS zustimmen 
werden. 
FRAGE: Unterhalten Sie Beziehungen zur PL01 
M. ABDEL-AZIZ: Wir unterstUtzen das Recht des palästinen­
sischen Volkes auf Selbstbestimmung und wir sind der Mei· 
nung, daß eine Lösung der Palästina.-Frage notwendigerweise 
die UntersUltzung und Beteiligung der PLO erfordert. 

Frankrelcbs Minislaats-Idet: Isl inakzeptabel 

FRAGE: Welche Rolle billigen Sie jetzt, nach der bewaffneten 
Intervention Frankreichs während des letzten Jahres, der von 
Präsident Giscard d' Estaing geführten Regierung in den BemU· 
hungen um einen Frieden in der Sahara zu? 
M. ABDEL-AZIZ: Frankreich ist ständiges Mitglied des UNo 
Sicherheitsrates, der fUr Frieden und Sicherheit auf der ganzen 
Welt verantwortlich ist. Frankreich ist auch eine Atommacht 
und hat ein bedeutendes Gewicht in Fragen der Weltpolitik. 
Wir sind der Meinung, daß die französische Regierung ihre 
Macht und Einnußmöglichkeiten nicht mißbrauchen sollte. um 
kurzfristige eigene Interessen durcl1zusetzen. Frankreich sollte 
seine Position nutzen, um die Rechte der Völker und die Prinzi­
pien internationaler Gerechtigkeit zu unterstützen. 
Dies ist in der Westsahara nicht der Fall, da Frankreich seine 
militärische Macht benutzt hat. um die Aggressoren gegen das 
sahraouische Volk zu unterstützen. Wir hoffen ernsthaft, daß 
Frankreich seine Haltung noch einmal Uberdenkt. 

FRAGE: Ein Vertreter der spanischen Regierungspartei UCD 
(Demokratische Zentrumsunion) hat am IV. Kongreß der PO­
L1SARIO teilgenommen. Erwarten Sie, daß die spanische Re­
gierung das Madrider Dreimlchte-Abkommen aufkündigt, das 
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die gesetzliche Grundlage für die Auf teilung der Westsahara 
zwischen Marokko und Mauretanien bildet? 
M. ABDEL-AZIZ: Der Teilname des UCD· Vertreters am letz­
ten l'OLISARIO·K ongreß fo lgte ein gemeinsames Kommuni­
que, in dem die spanische Regierungspartei die POLISARIO als 
den einzigen Repräsentanten des sahraouischen Volkes aner­
kennt. Mehr noch: Spanien hat eingewilligt, das Recht des sah­
raouischen Volkes auf Freiheit, Selbstbestimmung und Unab­
hAngigkeit anzuerkennen. Weiter erkennt es die Tatsache an, 
daß es otme die Respekt ierung der Rechte des sahraouischen 
Volkes keinen Frieden in der Westsahara geben wird. Wir be­
trachten dies als positiven, ja bedeutungsvollen Schritt in Rich­
tung auf eine Wiederaufnahme der Beziehungen zwischen der 
DARS und Spanien. Spanien ist die ehemalige Kolonialmacht 
und unsere heiden U nder haben viele gemeimsane Interessen. 
Wir denken, daß dies die Basis für eine Aufkündigung des ver­
haßten Madrider Abkommens sein könnte. 
FRAGE: König Hassan von Marokko weilte kürzlich zu einem 
Staatsbesuch in den USA. Wie beurteilen Sie die amerikanische 
Politik in der Westsahara? Haben Sie Kontakte zur Carter­
Administration? 
M. ABDEL-AZIZ: Hassan hat versucht, bei verschiedenen in­
ternationalen Anlll.s.sen Unterstützung für seine nicht-

unterstützbare Position in der Westsahara zu gewinnen. So hat 
er versucht, zahlreiche westliche Länder in der Sahara vDr vol­
lendete Tatsachen zu stellen und sie in einen gefährlich eskalie­
renden Konflikt in diesem Gebiet hineinzuziehen. 
Jetzt will Hassan seine Politik den USA aufzwingen, zu einer 
Zeit, wo die eine Seite der kriegführenden Parteien bereits eir.e 
friedliche Lösung anstrebt. Wir sind mit der Neutralität der 
USA im Saharakonflikt - insbesondere mit der Entscheidung, 
keine Waffen nach Rabat zu liefern, die gegen die Streitkräfte 
der POLISARIO und gegen das sahraouische Volk eingesetzt 
werden wUrden - zufrieden. Wir hoffen, daß die USA bei die­
ser Haltung bleiben werden. 
Wir hallen Kontakte mit amerikanischen Diplomaten, auch mit 
dem US-Vertreler bei den Vereinten Nationen Andrew Young. 

FRAGE: Die Sowjetunion haI das Recht des sahraouischen 
Volkes auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit anerkannt. 
Aber gleichzeitig haI sie wichtige Handlesabkommen mil Ma­
rokko geschlossen, einschließlich eines Fischereiabkommens. 
da, nach Aus~agcn von Beobachtern die Küstengewässer ein­
'oChließl. Hallen Sie die ~owjetic;che West~hara· Politik für am· 
bivalent? 
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M. ABDEL-AZIZ: Es ist völlig normal, daß die Sowjetunion 
die elementaren Rechte des sahraouischen Volkes anerkennt. In 
dieser Hinsicht ist die sowjetische Haltung ähnlich der des In­
ternalionalen Gerichtshofes. Das Fischereiabkommen erstreckt 
sich nicht auf die Gewässer der DARS, es gilt nur für marokka­
nische Gewässer. 
Ich möchte noch hinzufügen, daß der Kampf des sahraouischen 
Volkes nicht auf einen Sturz der marokkanischen Regierung ab­
zielt. Unser Kampf ist der einer nationalen Befreiung. Daher 
können wir uns auch nicht in die Rechte anderer Staaten, Han· 
delsverträge mit Marokko oder Mauretanien abzuschließen, 
einmischen. 
FRAGE: Auf der letzten Gipfelkonferenz der OAU (Organisa­
tion für Afrikanische Einheit; d. Red.) in Khartum wurde die 
Konstituierung eines "Komitees der Weisen" beschlossen, das 
einen Bericht an den amtierenden Präsidenten verfassen soll, 
mit dem Ziel, eine außerordentliche Gipfelkonferenz zur Saha· 
rafrage einzuberufenWäredies Ihrer Meinung nach ein poSitiver 
Schritt? 
M. ABDEL-AZIZ: Der Khartumer Beschluß war poSitiv und 
kennzeichnet einen großen Erfolg des sahraouischen Volkes. Er 
berücksichtig den Bericiu der Vereinten Nationen, der 1975 von 
einer Sonderkommission verfaßt wurde und den Wunsch des 

sahraouischen Volkes nach Unabhängigkeit sowie die POLlSA­
RIO als einzige Befreiungsorganisation des sahraouischen Vol­
kes anerkannte. Auch die Forderung nach Entkolonialisierung 
ist darin enthalten. 
Insofern ist das Dossier offen für internationale Organisationen 
wie die OAU und die UNO. Der Beschluß von Khanum berück­
sicht igt ebenfalls die Meinung des Internationalen Gerichtsho­
fes, wonach keine früheren Bindungen zwischen der Westsaha­
ra und Marokko oder Mauretanien Gültigkeit haben. Ich 
möchte noch hinzufügen, daß Nouakchott (Hauptstadt Maure­
taniens; d. Red.) und Rabat (Hauptstadt Marokkos; d. Red.) in 
jüngster Zeit in einem Versuch, sich gegen die OAU und die 
UNO zu stellen, taktiert haben. Sie haben versucht, die Diskus­
sion über die Sahara in der UNO zu verhindern. Die Aufgabe 
des Komitees ist es, die außerordentliche Gipfelkonferenz zur 
Saharafrage vorzubereiten. 
Wir halten es fOr die Pflicht des amtierenden Präsidenten Gaa­
fer al-Numeiri, die Konferenz einzuberufen. Seine Verantwor­
tung in dieser Angelegenheit ist groß. 

(Quelle: The Middle East, London, Nr. SI, Januar 1979, 
S.39- 41 . 



IV. Kongreß der Frente POlISARID 

Politisches Manifest 
Vom 2$.-30. ~plember :!'78 logle der I Y, Allgemeine Voikskongreß 
der F~nle POL/SAR/O. Neben dem hier dokumentierlen Politischen 
Muni/es' ~rabschitdele der Kongrej1 dne ilf)erorbeilele Fassung des 
Nafiona/en Aktionsprogramms der POL/SARTO und eint Verfassung 
fOr die IHmokralische Arabische Republik Soharo (DARS). Wahrend 
das in AlB 11-12/ 1976 befliu in ",oIlem Wortlout dokumenliene Pro­
,ramm der Bewegung ledig/ich in einigen Punkten gering/Ogig gf'ilnderl 
bzw. aktua/jsitr, worden ist, formuliert dos Politische Manifest wich/i· 
gt Grundpr;lI1.ipien und Essen/lols/Oreine Lwung des WeslSllharakon­
j7ikls. Dabei wird insbesondere mif die neue Situatioll nach dem Regie­
rungswechsel in Mourelanien abgehoben. 

Fünf Jahre und einige Monate sind seit der Aufnahme des bewaffneten 
Bcrreiunaskampfes unseres Landes unter der Fuhrung der Frente PO­
L1SARIO vernosscn. Dieur Kampf reiht skh historisch ein in den 
Rahmen eines langen hundenjIhriaen politischen und militärischen 
"ampfes, den unser Volk gegen alle kolonial-o:pansionistischen Versu­
che fllhne. 
Durch die IIJoOen Siege, die heroischen Taten unseres Volkes und seine 
ungeheuren freiwilligen Opfer in diesem hartnlckigen Kampfbleibt sei· 
ne entschlossene Haltung, sein Vaterland zu befreien und sein Wille, 
die territoriale IntegritIt seines Landes zu erhalten, unverbrtlchlich. 
So findet der IV. Allgemeine Volkskongreß, der Kongreß des MArty­
rers Sidi Ould Haidoug, unter der Losung "Der Kampf fllr die Errkh­
IUng der na tionalen Unabhängigkeit und deS Friedens geht weIter" in 
einer wkhtigen und entscheidenden Situation statt, in der das sahraoui· 
sche Volk sich gegen die kolonial-expansionistischen KrIfte gestellt 
hat. Es ist dies ein Kampf gegen die kriminellen Pline, die darauf ab­
rielen, der Freiheit der Völker einen StoO zu versetzen und sie mit Ge­
walt an der Ausllbung ihrer legitimen Rechte auf Freiheit und Unal>­
hlngigkeit zu hindttn. 
Diese Situation wird durch Faktoren und Ereignisse charakterisiert, die 
man folgendermaßen zusammenfassen unn: 

I . Auf In nenpoli tlsc:hem Gebiel 

Auf diesem Gebiet registriert der Kongreß mil Befriedigung das er· 
reichte Niveau in der Entwkklung der Institutionen und Organisatio­
nen des Staates durch die Verbreiterung und Vertiefung des Bewußt· 
seins und der Politisierung des Volkes im Rahmen der'Konsolidierung 
der nationalen Einheit. Dies konkretisittl sich in dtt Fähigkeit unserer 
staatlkhen Volksinstilulionen, die Aufgaben des nationalen Befrei­
ungskrieges und die Erhöhung des Niveaus der Volksmassen auf allen 
für un~r Volk lebensnotwendigen Gebielen zu realisieren. 
Auf dem Gebiet des Schulwesens hat der Kongreß dessen Verhreiterung 
auf alle Ebenen festgesl~llt, was die Eliminierung des Analphabeten­
tums sowohl in den einzelnen Schichten des Volkes als auch in den ver­
schiedenen Organisationen. und Körperschaften wie der Volksbefrei­
unasarmee und den Massenorganisationen betrifft und große Verände­
rungen im Interesse des Kampfes unseres Volkes bewirkt und zur Erhö­
hung des Bewußtseins und der Konsolidieruna des Fortschritls unseres 
Volkes beiaetragen hat. Das Schulwesen auf allen Ebenen und auf allen 
Studienstufen hat eine sehr große Zahl von Kindern der Demokrati· 
schen Arabischen Republik Sahara (DARS) umfaßl. Dies garantiert, 
daß die kllnftigen Generationen vor Unwissenheit bewahrt werden und 
sich die nationale Persönlichkeit des sahraouischen Volkes fllr immer 
feslial. 
Auf dem Gebiet der Gesundhei l.s ~erso rgunr WOrdigl der KonareB alle 
große AnsUCTliungen, die auf diesem Ge,biel entfaltet wurden, die ein­
erseiu durch den Bau von Kra(lkenhAusern für die Aufnahme und Pfle­
ge der Bürger, und andererseits durch eine Gesundheitspolitik gekenn­
zeichnet sind, die sich auf den Geist der Vorbeugung, auf die Schaffung 
von nationalen Kadern und verschiedenen Spezialisten unter Ausschöp­
funa der eigenen Krafte unseres Volkes SllItzt. 
Der KongreO registriert die beachlliche Entwicklung in der quantitati­
ven Erhöhung dtt Nahruogsmlnel, obwohl sie noch nicht das ge­
wOß5Chte Niveau besonders auf qualitativem Gebiet erreicht hat; j~ 

doch werden die Siege unseres Volkes und die Verbreiterung der Unter­
stUtzuna durch seine Freunde die notwendige Steigerung der Hilfe auf 
quantitativem und qualitativem Gebiet mit sich bringen. 
Der KongreO hat ebenso mit Stolz die IIJoOe Entwicklung, die kAmpfe­
rische Erfahrung und die hohe Moral der Sahraouiscbfll Volk.sbefrri­
unisarmee festgestellt , die sich in der siesreichen und historischen mili­
tArischen Operation ebenso materialisien haben wie in ihrer Entwick­
lung auf ein solches Niveau, daß den Okkupationskräften trotz ihrer 
PlAne und der direkten Unterstützung von außen, der militilrische Zu­
sammenbruch bevorSIeht, was die baldige Rllckkehr des Gleichge­
wichts in der Region ankUndigt. Der KongreB begrUBI die RoHe, die die 
Sahraouische Volksbcfreiungsarmee bei ihrem eigenen Aufbau auf p0-

litischem und organisatorischem Gebiel spielt. Dies hat ihr erlaubt, die 
Stufe der Vollendung der Befreiu", der DARS zu erreichen und ein we­
sentlicher Faktor zu sein, der zur Garantie des Friedens, der Slabilitll 
und des Gleichgewichu in der Region beitragt. 

2. Aur dip lomat~her Ebene 

Die auf internationaler Ebene errungenen politischen und diplomati­
schen Siege sind die direkte Konsequenz des Kampfes unseres Volkes 
auf allen Ebenen, genauso wie sie ein Beweis für die Unterstützung 
sind, die unsere gerechte Sache bei den LIndern und Völkern der Welt 
genießt, was sich in zahlreichen Unterstützungsbekundungen, fIIr unse­
re gerechte Sache auf allen Kontinenten und in verschiedenen Kreisen 
niwerschlAgt. 
Unser Volk hat erreichl, alle kriminellen PlAne und schmutzigen Manö­
ver des Feindes zum Scheitern zu bringen, trotz der enormen Minel an 
Menschen und Material, die der Feind in seinem gegen unser Land ge­
führten Aggressionskrieg einsetzte und trotz seiner Verneinu", der Exi­
Slenz unseres Volkes und seines vergebl ichen Versuchs, alle Ausstrah­
lung unserer gerechten Sache auf internationaler Ebene zu verhindern. 
Die Erneuerung und erneute Versicherung ihrer in dieun letzten zwei 
Jahren sefaßten Positionen durch die internationalen Organisationen 
(UNO, OAU, Nichtpaktgebundene), die darauf beslehen, daß die Fra­
ge dcr Westsahara eine Frage der Entkolonialisierung ist, und die da­
von ausgehen, daß unser Volk das Recht auf Selbstbestimmun" Unab­
hangigkeil und terriloriale lntegritilt hat, beweist unbestrei tbar, daß die 
internalionale Gemeinschafl die Politik der vollendeten Tatsachen und 
der Gewalt, die bis jetzt von den Regimes von Rabat und Nouakcholl 
gesen unser Land verfolgt wurde, ablehnt. 
Wenn auch die expansionistischen marokkanischen und mauretani· 
schen Regimes es ablehnen, die Existenz unseres Volkes anzuerkennen, 
so bildet die Anerkennung der Frente POLISARIO als einziger und le­
gitimer Repräsentant unseres. Volkes und der DARS als vollkommen 
souveränder Staat eine klare Absa,e an die expansionistischen Vorha­
ben der Invasoren. ( ... ) 

Die Entscheidung vom 12. 1uli 1978 hat neue Bedingungen und eine 
Dynamik des Friedens geschaffen, die im Interesse der Völker der Re­
aion genutzt werden mUssen. Der StOpp der mili tarischen Openuionen 
auf mauretanischem Territorium ist eine deu tliche Demonstration des 
Willens des sahraouischen Volkes, lute Beziehungen mit allen Völkern 
des arabischen Maghreb und besonders mit dem mauretanischen Bru­
dervolk zu knOpfen. 
Ocr Stopp der militArischen Operation auf mauretanischem Territori­
um ist eine wertvolle Gelegenheit fü r das mauretanische Volk und seine 
neue Regierung, die Aggressions- und Hochverraupolitik zu revidie­
ren, die von der vorigen Regierun, betrieben wurde. Dieu Politik hat 
aus Mauretanien ein Wesen gemacht, das von der direk ten Okkupation 
von Seiten der e)lpansionistischen und kolonialistischen KrAfte bedroht 
und eine materielle und menschliche Reserve eines expansionislischen 
Aggressionskrieges gegen ein Brudervolk geworden iSl, einen histori­
schen Verbündeten des mauTetanischen Volkes gegen die expansionist;­
sche Politik Marokkos. 
Ocr IV. Allgemeine Volkskongreß erinnert daran. daß unser Kampf ein 
Befreiungskampf ror die nationale UnabhAngigkeit und nicht dazu be-
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stimmt ist, fremde Regimes zu stUrzen. Deshalb ist unser Kampf gegen 
die expansionistische Aggressionspolitik gegen unsere Souveränitlltund 
territoriale Integrität gerichtet und wird unermOdlich fortgesetU bis zur 
vollkommenen und kompletten Bef~iung des letzten Zolls des Territo­
riums der DARS. 
Der KongreO verlangt von der neuen mauretanischen Regierung: 
I. Die offizielle Anerkennung der Souverllnitllt der DARS auf der Ge­
samtheit des Territoriums der Wesuahara. 
2. Die Rückgabe des Teils, das sie besetzt hält, an die Behörden der 
DARS. 
3. Den Rückzug der mauretanischen Krlifte bis zu ihren international 
anerkannten G~nzen (Grenzen von 1960). 
Die Souverllnitllt des mauretanischen Volkes wllre keine reale, wenn sie 
auf der Schädigung des sahraouischen Volkes basiert. Ebenso hängt die 
Unabhängigkeit von Mauretanien, ja sogar seine Existenz in hohem 
Maße von der Unabhängigkeit und der Existenz des sahraouischen Vol­
kes ab. da der Expansionismus des marokkanischen Regimes auf alle 
Volker der Region abzielt und zwar im wesendichen auf das sahraoui­
sche und das mauretaniSChe Volk, auf die es immer nQl;h gierig ist. 
Die Beziehungen der historischen Solidarität und der brOderlichen und 
freundschaftlichen Bindungen, die zwischen den VOlkem des arabi­
schen Maghreb und insbesondere zwischen dem sahraouischen und 
mauretanischen Volk bestehen. dürfen picht von den einen zum Scha­
den der anderen ausgenutzt werden. 
Diese Beziehungen datieren nicht von heute, sondern sind das Ergebnis 
eines langen gemeinsamen Kampfes gegen die kolonialistischen frem­
den Aggressionen; so sind diese historischen Beziehungen Beziehungen 
des Kampfes, der Solidarität und der guten Nachbarschaft. Die Wie­
derherstellung dieser Kampfsolidarität gegen Kolonialismus, Expansi0-
nismus und Aggression Ist unvermeidlich. 
Die Freiheit ist die Voraussetzung fOr jede Entscheidung. Davon ausge­
hend haben sich die Freiheit und die Unabhängigkeit des sahraouischen 
Volkes in seiner historischen Errungenschaft materialisiert: der DARS, 
die eine grundsätzliche Rolle bei der Wiederherstellung der Stabilitlit 
und des Gleichgewichts in der Region spielt. 
Das unverlluOerliche Recht unseres Volkes auf Freiheit und auf Unab-
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hängigkeit beharrlich zu verleugnen und sich tu weigern, seinem freien 
Wunsch nach wirklichem und gerechten Frieden zu entsprechen, der 
auf der gegenseitigen Achtung der Souverllnität basiert, das hieße. sich 
in geflihrlicher Weise weiterhin darauf zu versteifen, die kolonialisti­
sche Invasion unseres Landes fortzuselzen, deren Verantwortung mit 
allen ihren Konsequenzen diejenigen Staaten übernehmen, die sich zum 
Stellvertreter des spanischen Kolonialismus machen wollten. 

Die Fortsetzung der Okkupation unseres Landes mit Waffengewalt ist 
mit ernsten Konsequenzen fOr den Frieden und die Sicherheit in der Re­
gion und in der Welt verbunden. Der Kongreß macht auf die Gefahr 
aufmerksam, die jede Lösung mit sich bringt, die nicht den Willen des 
sahraouischen Volkes und seines einzigen und legitimen Ver!Teters, der 
Frente POLISARIO, achtet, seine nationale Unabhlingigkeit innerhalb 
der Grenzen seines Staates, der DARS, zu erhalten. 
Keine Initiative, wie ernst sie auch gemeint sei, kann wirklich zum Ziel 
fllhren, wenn sie nicht mit der entSChlossenen Haltung unseres Volkes 
rechnet, seine Souveränität lmd seine nationalen Rechte zu verteidigen, 
die von allen internationalen Organisationen anerkannt werden, insbe­
sondere von der UNO, die der wirkliCh geeignete Rahmen der Entkolo­
nialisierung unseres Landes bleibt, und der OAU, die die schwere Ver­
antwortung trllgt, unser Volk und seine Rechte auf Selbstbestimmung, 
Unabhlingigkeit und territoriale Unversehrtheit zu ~erteidigen. 

Das sahraouische Volk ist eine Reali tlit, die militllrisch und politisch 
existiert, eine historische und tiefe Realitlit, die man nicht Obergehen 
kann. Die Leugnung dieser Realität durch Marokko und Mauretanien 
bleibt die Ursache des aktuellen Konflikts. 
Die internationale Gemeinschaft, alle fried liebenden Organisationen 
und KrlIfte werden ohne Zweifel den guten und freien Willen des sahra­
ouischen Volkes anerkennen, frei, souverlln und in Frieden mit seinen 
NaChbarn zu leben, wie es in den Prinzipien und den Initiativen, die es 
unaul1tOrlich vor aller Welt erklärt, deutlich vor Augen geführt wird. 
Der Kampf zur Erringung der nationalen Unabhängigkeit und des Frie­
dens geht weiter! 

(Quelle: Prnsematerial der Frente POLISARIO, 0.0., Oktober 1918) 

Lothar Heinrich Hassans Aderlaß 

Wenn es auch gerade aus seinem Mund pure Demagogie ist, so 
ist das, was König Hassan 11. seinen Abgeordneten am 13. 10. 
1978 sagte, doch durchaus wahr: "Ich verberge Ihnen nicht, 
daß, wenn wir dem bislang eingeschlagenen Weg weiter folgen, 
wir zu einer Gesellschaft kommen, in der der Arm~ sehr arm 
und der Reiche übermäßig reich sein wird_" I Was hier al1er­
dings als zukünftige Perspektive beschrieben wird, ist in Wir~. 
lichkeit die Situation, in der sich das Land schon immer befin­
det. Al1erdings st immt es, daß dieser Differenzierungsprozeß 
seit der Unabhängigkeit des Landes 1956 fortgeSchritten iSI und 
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zur Zeit eine ganz besondere Zuspitzung erfährt. 
AngesiChts der potentiellen wirtschaftlichen Ressourcen des 
Landes ist das keineswegs ein naturwüchsiger Zustand, sondern 
das Ergebnis einer dem Klassencharakter des Regimes entspre­
chenden Entwicklungsstrategie, auf die der Begriff des" Wach­
stums ohne EntwiCklung" (Samir Amin) zutrifft. In den 60er 
Jahren war Marokko durch die ständig wachsende Macht der 
alauitischen Monarchie und der von ihr vertretenen Klassen der 
Agrar- und Kompradorenbourgeoisie bzw. der Reste der Feu­
dalklasse zum Nachteil der "nationalen" Bourgeoisie und vor 
allem der Arbeiter und Bauern gekennzeichnet. Sporadische 
Volksaufstände (u. a. am 23. 3. 1965 in Casablanca), vor allem 
aber die beiden Militärputschversuche von 1911 und 1972 hat­
ten gezeigt, daß die soziale Basis des Regimes gefährlich eng ge­
worden war. 

Der König antwortete darauf mit der Ankündigung einer Neuo­
rientierung der Wirtschaftsstruktur und verkündete 1973 sogar 
den "marOkkanischen Sozialismus". Der Zweck der Verspre­
chen war die Befriedigung nationalistischer Gefühle der Bevöl­
kerung und - angeblich - die Stärkung der nationalen Klein­
und Miuelbourgeoisie als Puffer zwischen der Kompradoren· 
bourgeoisie und der werktätigen Bevölkerung. 

Die wichtigste Reform bestand in den "Marokkanisierungsge­
setzen" von 1973, durch d ie die deutlichsten Zeichen der neo­
kolonialen Abhängigkeit des Landes verdeckt werden sollten_ 
Als Hauptpunkt wurde für die .. Marokkanisierung" eine Betei­
ligung von 50 ~Q marokkanischen Kapitals vorgeSChrieben. 
Durch SchachteJbeteiligung, d. h . durch die Beteiligung so 



"marokkanisierter" Firmen an ausländischen Firmen, kann der 
faktische marokkanische Anteil jedoch beliebig gesenkt wer­
den. Die Oppositionszeilschrifl Sournes veröffentlichte im 
April 1974 eine eingehende Analyse dieser Reform und machte 
deutlich, daß entgegen der offiziellen Propaganda diese Gesetze 
von Anfang an nicht darauf angelegt waren, die marokkanische 
Wirtschaft in irgendeiner Weise von der kapitalistischen Welt 
abzukoppeln noch die "nationale" Bourgeoisie nennenswert zu 
stärken. Einerseits fielen aus der Liste der zu marok kanisieren­
den Firmen bzw. Sektoren all diejenigen heraus, an denen das 
internationale Kapital interessien war; dazu gehört u. a. der 
Tourismussektor, der Bergwerkssektor bis auf die schon in Ko­
lonialzeiten verstaatlichte Phosphatindustrie und die Ubrige 
Großindustrie. Die innere Logik dieser Liste besteht darin, daß 
sie das Feld des Appetits der marokkanischen Kompradoren­
bourgeoisie und deren Grenzen, die ihr durch die Strukturen 
der politischen, ökonomischen und kulturellen Abhängigkeit 
vom ausländischen Großkapital gesetzt werden, abgesteckt. 
Diese Kompradorenbou rgeoisie war auch die einzige, die finan ­
ziell in der Lage war, von der Ausschaltung des kleinen und 
mittleren Auslandskapitals wesentlich zu profit ieren. Zu ihr ge­
hören nicht zuletzt hohe Funktionäre, PolizeiinspeklOren, 
Richter und naturlieh Mitglieder der königlichen Familie. 
Obwohl die "Marokkanisierung" also im wesentlichen ein Bei­
trag zur Stärkung der Allianz zwischen der herrschenden Klasse 
Marok kos und des imperialistischen Kapitals war, war dieses 
dennoch im ersten Moment erschreckt. Zu seiner Beruhigung 
wurden daher im gleichen Jahr das " Investitionsförderungsge­
setz" (13. 8. 1973) und am gleichen Tag das " Exportförde­
rungsgesetz" erlassen, die die ohnehin schon überaus 
"liberale" Politik in dieser Hinsicht noch auf die Spitze trieben. 

Bei einer durchschninlichen Kapitalamortisierungsdauer von 
höchstens 4 Jahren und so gut wie ungehindertem Gewinntrans­
fer bleibt es daher nicht aus, wenn das ausländische Privatkapi· 
tal heute in Marokko stärker denn je vertreten ist. 
Ober 50'10 desAuslandskapitals ist immer noch französisch, ge­
folgt von US-amerikanischem, saudiarabischem und westdeut­
schem Kapital. ) Allein das französische Kapital kontrolliert 22 
Jahre nach der Unabhängigkeit 60 '10 der Metallindustrie, 50 '10 
der Zementindustrie und 40 % der chemischen Industrie. Die im 
Charakter des Regimes ohnehin angelegte Außenorientierung 
der marokkanischen Wirtschaft wurde durch klare Empfehlun· 
gen seitens der Weltbank 1964 noch verstärkt. 

Entgegen anderslautenden Absichtserkläru ngen haben alle 
Wirtschaftspläne vor allem den Exportsektor und den Touris­
mus gefördert, eben jene Sektoren, in denen auch das Aus­
landskapital und die diesem eng verbundene Kompradorenklas­
se am stärksten engagiert sind. Der Staat, der immerhin ca. 
50.,. der Gesamtinvestit ionen tätigt, nimmt sich der Sektoren 
an, in denen die Amortisierungszeit dem imperialistischen Kapi­
tal zu lang erscheint. 
Auf diese Weise hat Marokko durch hohe Kapitalinvestitionen 
(durch den marokkanischen Staat und ausländisches privates 
und öffentliches Kapital) einige Erfolge erzielt. Es konnte eine 
1963 noch inexistente Zuckerindustrie aufgebaut werden, die 
bewässerten landwirtschaftlichen Flächen wurden durch eine 
großangelegte "Politik der Staudämme" wesentlich jmsgewei­
tet. Die Investitionen stiegen zwischen 1972 und 1977 von 15 '7. 
auf 21 0/. und auch das Prokopfein kommen ist offiziellen Zah­
len zufolge zwischen 1976 und 1978 von 471 auf 597 Dollar l an· 
gestiegen. 
Diesen offiziellen Wachstumszahlen Sieht jedoch eine weniger 
positive Statistik gegenüber und vor allem auch soziale Realitä· 
ten, die mit den ohnehin zweifelhaften bürgerlichen Wirt· 
schaftsstatist iken kaum gefaßt werden. Der vorige Fünfjahres· 
plan (1973-77) ist im wesentlichen an der außenorientierten 
Struktur der marokkanischen Wirtschaft gescheitert. Entgegen 
der offiziellen Erwartungen hat es nach 1974 einen Verfall des 
Preises für das Hauptexportgut des Landes, Rohphosphat, ge­
geben, so daß die Phosphateinnahmen 1977 4,5 '7. niedriger wa-

ren als im Jahr zuvor. 
Gleichzeitig verschlechterte sich - teilweise aus klimatischen 
Grtlnden - die Situation im Agrarbereich. Marokko war genO­
tigt, sich an den internationalen Getreidemarkt zu wenden . Sei­
ne landwirtschaftlichen Exporte deckten daher 1977 die Agra­
!importe nur zu 60 '70. Das Handelsbilanzdefizit wuchs daher 
zwischen ' 975 und 1976 um das Doppelte und erreichte 1977 die 
Rekordhöhe von 1,9 Mrd US-Dollar. Einem US-Report von 
1976 zu folge wird Marokko in den 80er Jahren hinter Ägypten 
und Zaire das höchste Handelsbilanzdefizit in der Welt haben. 
An dieser Situation wird sich zweifellos sobald nichts ändern. 
Die jUngste Ankündigung des Kö nigs, Marokko werde auf­
grund neuer Erdölfunde demnächst Erdöl export ieren, haben 
sich inzwischen als pures Ablenkungsmanöver gegenüber der 
marokkanischen Öffentlichkeit erwiesen.· 

Herbe Folgen des Westsaharakrieges 

Hinzu kommen die Ausgaben f(Ir den Aggressionskrieg gegen 
das sahraouische Volk. Die Militärausgaben aes Landes haben 
sich seit 1975 verdreifacht und der Kauf weiteren Materials ist 
vorgesehen. Dazu gehört u. a. ein Radars),s tem der US·Firma 
Westinghouse fü r 250 Mio Dollar, 50 Mirage·Kampfnugzeuge 
rur 650 Mio Dollar und eventuell das elektrische überwa­
chungssystem Projekt Westwind der U5-Firma Northrop Page 
und Decisions & Drsigns Inc. ror 200 Mio Dollar. s 
Das Ergebnis dieser Politik war die Verschiebung oder gar end­
gültige Streichung zentraler Entwicklungsprojekte des letzten 
FUnfjahresplans, so des Baus des seit über 10 Jahren geplanten 
metallverarbeitenden Komplexes von Nador, und schließlich 
die Unmöglichkeit ab 1978 eineri neuen Fünfjahresplan vorzule· 
gen. Staudessen wurde ein dreijähriges Spar- und Übergang­
sprogramm verabschiedet. 
Aber auch dieser Plan, der u. a. das Lebensniveau der Bevölke­
rung weiter zugußSten der Militarausgaben zu senken droht und 
der darüber hinaus den parasitären Tourismus.sektor zuun·gun· 
sten der Industriealisierung fO rdert, wird kaum eine Wende her­
beifUhren.6 Es ist schon heute deutlich, daß beispielsweise die 
Begrenzung von Luxusimporten Uber den schwarzen Markt 
umgangen wird. Gleichermaßen ist auch nicht zu erkennen, wie 
bei der fortdauernden Außenorientierung 30 wie sie sich auch 
im Obergangsplan widerspiegelt, die negative Entwicklung des 
Verhältnisses zwischen Exporteinnahmen und Schuldentilgu ng 
filr die gewaltigen Auslandsanleihen umgekenrt werden könnte. 
Diese Anleihen haben sich zwischen 1976 und 1978 von 9,7% 
auf 230/. des Exportes angewachsen. Gleichzeitig sind die Ein­
nahmen des so sehr geförderten Tourismus seit Kriegsbeginn 
um ca. 25 '70 gefallen. 
FUT die werktätige Bevölkerung schlägt sich diese Entwicklung 
allgemein in einer zunehmenden Verschlechterung ihrer Leben­
sumstände nieder. Städtische und la ndliche Bevölkerung sind 
gleichermaßen von einer weit über IO G/o liegenden Inflation be­
troffen, die nicht zuletzt als Ergebnis ungehemmten Spekulan­
tentums rur einige GU ter wie etwa Fleisch 1977 bei lOO llJo lag 
(siehe Financial Times). Hinzu kommt als eines der Hauptpro­
bleme das der Arbeitslosigkeit und das des mit dem Bauernle­
ben verbundenen Problems der Ausbreitung von Bidonvilles 
(Elendsquartieren) an den Rändern der Städte. Auf dem Land 
leben 55 'I. der aktiven Bevölkerung. 
Die Politik des Regimes besteht aufgrund seiner Klassenbasis im 
wesentlichen in technokratischen Reformen mit dem Ziel einer 
exportorient ierten Kapitalisierung der Landwirtschaft. Die Ma· 
rokkanisierung der Betriebe französischer Colons (Großgrund. 
besitzer) und der Ausbau des Bewässerungswesens haben daher 
zu einer weiteren Konzentrierung gerade des fruchtbaren Lan­
des in den Händen einer kleinen Klasse von Großgrundbesitzer 
- deren größter der König selbst ist - geführt. Diese Klasse 
kontrolliert heute 113 der gesamten Landwirtschaftsnache und 
112 der bewässerten Aäche. Das sind die 300 herrschenden Fa­
milien. Während insgesamt 3 '1. der Landbevö lkerung Ober 
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.---- Politische Gefangene - -, 
Die blutige Unterdrt1ckung jeder ernsten Oppostion ist ein zentraler 
Bestandteil des alauitischen Regimes. 
1~S9, drei Jahre nach der formalen Unabhlngigkeil des Landes, be­
fehligte der damaliSt Kronprinz und heutige König Hassan die 
Strafexpedition gegen die Bauern in Rif, die sich erhoben hatten. Er 
erutnklt den Aufstand im Blul. 1965 schossen Armee und Polizei in 
Casablanca die u .•. ruf eine bessere Schulbildung demonstrierende 
Jugend der Stadt zusammen. Nach dem Aufsland$vtrsuch von 1973 
wurden im Mittlfflß Alias pnze Familien &lugtrottcl. 
Seit 1956 hat es 28 politische Prozesse, 12 davon seit 1975, gegeben. 
Dutzende Oppositionelle wurden ermordet. unter ihnen anlikoloniale 
Widcmandskampfer wie Cheikh cl Arab und Roudani, der wtltwcit­
bekannte Führer der Nat ionalen Union der Volkskräfte - UNFP, 
Mehdi Ben Barka (1965 in Paris), und Omar Ben Jelloun (1 915). 
Nach dem StaatllStreichversuch von 1971 wurden 400 Kadetten der 
MititJrakademie von Ahermoumou mit Muchinengewebren erschos-

Dutzende Opposit ionelle sind unter der Folter gestorben, un ter ihnen 
die Mitglieder der revolut ionären Organisation lUal Amam, EI Abdi 
und Abde1atif Zeroual. Andere sind seit Jahren verschwunden, ohne 
daß man etwas Uber ihren Verbleib wUßte. Dazu gehören 100 Solda­
ten, die an den PUlschvers\!chen von 1971 und 1972 beteiligt waren. 
20 von ihnen Mtten bereits 1974, 1975 und 1916 freigelassen werden 
mtlssen, sind aber nie mehr gesehen worden. Duu gehön auch Hou­
eine al-Manouti, der 1972 auf dem Flughafen von Tunis entfUhrt 
wurde. Er war in den 60er Jahren aktiv an der gewerkschaftlichen Or­
ganisierung marokkanischer Arbeiter in Belgien beteiligt gewesen . 
Seit der Aggression gegen das sahraouische Volk - einer Zeit, die an­
geblich durch eine innenpoli tische Liberalisierung des Regimes ge­
kennzeichnet [SI- sind rund 1000 Personen entfOhrt und festgenom­
men worden, darunler 150 Sahraouis aus SOdmarokko, von denen 
man 5Ci tdem nichts mehr gehört und gesehen hat. In 12 Prozessen, 
daruntCf dem Masscnprozeß gegen die revolutionäre marxistische 
Opposition in Casablanca Anfang 1977 wurden 2SO Verurtei lungen 
ausgesprochen, darunter 44 Lebenslänglich und Dutzende zwischen 
10 und 30 Jahren. Verhaftungen ohne Prozeß und Folter verschieden­
ster Art sind an der Tagesordnung. Dazu gehört auch die seit 4 Jah­
ren bestehende Isolationshaft Abraham Serfa\Ys, der in Casablanca 
vor Gericht seine und seiner Mitangeklagten SolidaritJt mit den sah­
raouischen Volk bekundet hat. 
Am 22. Oktober 1978 wurde in LOttich bei einem Treffen verschiede­
ner Solidaritätskomitees, an dem aus der Bundesrepublik das Magh­
reb Komitee e. V. tei lnahm, fUr 1979 die Durchführung einer interna­
tionalen Kampagne fü r die Freilassung der politischen Gefangenen in 
Marokko beschlossen (siehe Maghreb Informationen, Bonn, Nr. 
6--711978). MAGHREB KOMITEE e. V. 

80 IIJ. des Bodens V'; I fUgen, sind 40 IIJ. völlig ohne Land. Diese 
Großgrundbesitzer zahlen aber nur I 'l. der Steuern, während 
die verarmten Massen über die Konsumptionssteuern 50 1lJ. aller 
Steuern aulbringen.1 Das Ergebnis liegt auf der Hand: eine 
ländliche ArbeitSlosigkeit von ca. 601IJo, eine Landflucht von 
ca. 90000 Bauern im Jahr in Städte mit einer durchschnittlichen 
Arbeitslosigkeit von 40 010 oder - wie vor allem in einigen poli­
tisdl als unruhig bekannten Gebieten des Rif - nach E'uropa. I 
Die entsprechende Einkommensverteilung der Gesamtgesell­
schaft sieht dann so aus, daß SS IIJ. der Bevölkerung 20 'l. des 
Nationaleinkommens auf sich konzentrieren, wobei die 20 'l. 
städtische Bevölkerung 30llJo aneignet, gegenüber 50 1IJ0 , in die 
sich die hohen Funktionäre, Kompradoren und Feudalherren 
teilen. 9 

1960 konsumierte die herrschende Klasse achtmal mehr als die 
Masse des Volkes, 1977 schon 31 mal mehr. 10 

Eine solche Entwick lung kennzeichnet ein Regime, von dem die 
heute durch den Außenminister in der Regierung vertretene 
national-bourgeoise Istiqlal-Partei in ihrer Tageszeitung 
L'Opinion sag!: " In Marok ko haben ei ne Handvoll Feudalher­
ren das Ruder des Staates an sich gebracht und sich die Reichtü­
mer des Landes angeeignet. Weniger als 300 Familien, die die 
herrschende Oligarchie bilden, beuten 18 Mio Marokkaner 
aus". Ein solches Regime kann keine selbstzentrierte ökonomi­
sche Entwicklung im Interesse der nationalen Bourgeoisie ge­
SChweige denn der arbeitenden Massen in Gang setzen. Der Ent· 
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wicklungsweg des Landes iSI daher nicht nur kapitalistisch, son­
dern im engeren Sinn neokolonial. 
Diese Entwicklung wird selbstredend durch die versuchte Anne­
xion der Westsahara nicht im mindesten in Frage gestellt , ob­
wohl gerade eine solche Hoffnung die theoretische Grundlage 
fUr die UnterstUtzung der marokkanischen Saharapolit ik durch 
die linke Opposition ist. Die Ausbeutung der zahlreichen Roh­
stoffe der Westsahara, vom Rohphosphat von Dou Craa über 
den Fischreichtum zu den vorhandenen - wenn auch noch 
nicht ausgebeuteten - Rohöl-, Eisen- und wahrscheinlich auch 
UranvorkommenIl würde zweifellos den gemeinsamen Appetit 
der marokkanischen Kompradorenbourgcoisie und ihrer aus­
ländischen Partner ganz besonders befriedigen und darUber 
hinaus allerdings auch eine weitere Industrialisierung des Lan­
des ermöglichen. An Charakter und Struktur des marokkani­
schen Herrschafts-- und Wirtschaftssystems WUrde sich jedoch 
nichts grundlegend ändern. 
Bis jetzt jedoch iSI durch den Widerstand der Frente POLlSA­
RIO von einem marokkanischen Zugriff auf diese RohslOffe 
ohnehin faktisch keine Rede. Im Gegenteil verschlingt das 
Sahara-Abenteuer nicht nur riesige Summen für den militll.ri­
schen Bereich im engeren Sinn, sondern auch für die sog. Ent­
wick lung der neuen " Provinz". Dabei handelt es sich in erster 
Linie um kostenaufwendige aber wirtschaftlich auf absehbare 
Zeit picht gewinnträChtige Infrastruktunnaßnahmen, die für 
die militll.rische Kontrolle und das geplante Projekt der massen­
haften Ansiedlung von Marokkanern 1z notwendig sind. 
Es kann nicht ausgeschlossen werden, daß die Unfähigkeit Ma­
rokkos, angesichts der neuerlichen Erweiterung des Weltpho­
sphatmarktes das Phosphat von Bou Craa gegen den Willen der 
Frente POLISARIO zur Verfügung zu stellen, mit dazu bei­
trägt, das Marokko in der Sahara-Frage in letzter Zeit auf eine 
deutliche Reserviertheit seitens seiner traditionellen Verbünde­
ten Frankreich und USA stößt. 1J Die wirtschaftlichen Schwie­
rigkeiten des Landes selbst haben sich allerdings bislang noch 
nicht materiell auf die Sahara-Politik des Regimes ausgewirkt. 
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_ Gewerkschaftsbewegung in Tunnien 
_ Die ökunomiKhen Bueihungen BRD .Tune.ien 
Du .ind einige Themen aus dem Bereich des Maghreb. 
Wir untcn(ijlu;n die Solidaritiuaktion ["Ur die inhaftierten 
tunnischen Gewukschafter. Deshalb ",'en wir auf, Gelder 
daf"Ur bcrcil~ustelten . Spen&enkonto Sparkasse Bonn, Kto. 
Nr. 69989, Stichwort Tunelien. 

MAGHR EB INFORMATIONEN 
Nr. 6/7 Schwerpunkt Tunesten 
End.dnunpwd.., I l!mal jährlich. Sie sind lu bo::lichcn iibo:t ; 
MACIlREIL KOMITEE c. V., Bliiod.cnt •. 126, 5 '00 BonnI . 
KIO.oN •. 6951' Sporbue Bonn W";te,e Infonnalio ... n und Probe· 
uernpl...., bit'" anfordcrn. 



Sudan 
Interview mit Osman Mohammed Ali 

Die Opposition wird rege 

Sudans Prtlsidem Numeiri machte /978 durch seine GA U­
PrlIsidemschajl, seine Assistenz !tJr Soda(s Kapitulationismus 
und eine sog. nationale Versdhnungspolitik im Innern - von 
ihr blieben nur die Kommunistische und Baarh-Parrei des Su­
dan ausgeschlossen - von sich Reden. Ende 1978 besttirkte er 
mit einer Rundreise nach Washingion. Bonn, BrUssel und Ma­
drid seinen prowesllichen Anbiedenmgskuf$ (siehe Hinter­
grundmaIerial zum Sudan in AlB 1l1l977). Zu diesen Fragen 
und der derz.eitigen Situation der demokrat ischen Be'wegung 
des Sudan be/ragte das AlB das FiJhrungsmitg/ied der Sudane­
sischen Jugendunion, Osman Mohammed AIi. 

AlB: Dem sudanesischen Staatschef und ne uen OAU-Präsi­
denlcn Numeiri wird in den zunehmenden Aggressionen ge­
gen die arabische und afrikanische Befreiungsbewegung 
eine Ve rmittlerrolle zugeschrieben. Wie ist die außenpo­
litische Rolle Numeiris tatsächlich einzuschätzen? 
O. M. All : Der Sudan spie lt eine wichtige Rolle in der 
Achse Kairo-Riad, die vom US-Imperialismus zur Durchset­
zung sciner Inte ressen in diescm Gebie t geschmiedet wurde. 
Die Achse entstand nach de r Niederlage der USA in Vietnam 
und dem Oktoberkrieg 1973. Die USA e ntwickelten diese 
Politik , um ande re Völker in anderen Teilen der Weh für 
ihre Interessen kämpfen zu lassen. 
Der Sudan spielt tatsächlich eine wichtige Rolle. Dieser Rolle 
sowie den Finanzen aus Saudi Arabien ist es zu verdanken, 
daß Somalia zur Teilnahme an den Aktionen dieser Achse ge­
wonnen we rden konnte. 
Was ihre gegenwärtigen strategischen Ziele betrifft, so kämp­
fen sie mit allen Mitteln für den StUrl der Revolutionäre in 
Äthiopien. Deshalb versuchen sie, den Sudan und Äthiopien 
in e ine militärische Konfrontation zu treiben - im vergangc­
nen Jahr 1977 hatten sie ihre ganzcn Truppen entlang der 
G renze stationicrt. Sic versuchen, sich einzumischen und sie 
versuchen auch die entreamsche RCVOlution zu vereinnah­
men. um einen Anteil der von reichen, rcaktionären arabi­
schen Ländern bereitgestellten finanziellen Unterstützung in 
die eigene Tasche zu wirtschafte n. Sie versuchen, die Diffe­
renzen zwischen den verschiedenen Frakt ionen innerhalb der 
eritrcanischcn Bewegung auszu nutzen, sie protegicren die 
Mindcrheit reaktionärer Eritreaner wie Saleh Sabbc, um ihm 
zu cincr führende n Rolle zu verhelfcn. Ihre Hilfe an die Eri­
treane r ist natürlich nicht ehrlich gcmeint. dcnn sie wird dazu 
benutzt , de r äthiopischen Revolution. so viele Probleme wie 
möglich zu schaffen. 
Die Achse is t auch gegen den Südjemen gerichtct. Man hat 
versucht , mit allen Mitteln Druck auf den Südjemen auszu­
üben, mit Anle ihen und mit Finanzhilfe aus Saudi Arabien. 
A ls dies mißlang, versuchte man es mit einem Staatsstreich. 
Doch das südjemenitische Volk bereitete dieser Verschwö­
rung e ine Niederlage (siehe DOkument in A IH 10/1978 ; d. 
Red.). 
Die Achse besteht nun hauptsächlich aus dem Sudan, Saudi 
Arabien und Ägypten, aber auch Nordjemen und Somalia 
sind daran betei ligt. Ihr ganzes Gerede über die Sicherheit am 
Roten Meer ist Augenwischerei, denn alle diese Länder ma­
chen gemeinsame Sache mit den USA. Wir wissen. daß die 

Israelis einige Te ile des Ro te n Meeres kontrollieren , aber 
keiner von ihnen spricht über die Israelis. Vielmehr sprechen 
sie über eine russische Intervention in diesem Gebiet, aber 
sowe it das Auge reicht, is t davon nichts zu sehen. 
A lB: Bedeutet die nationale Versöhnungspolitik Numciris 
eine A llianz der Klassenhlifte im Sudan? 

O. M. All: Die in letzter Zeit propagierte nationale Ver­
söhnung, die das Numeiri -Regime vertritt , wurde hauptsäch­
lich aufgrund ausländischer Interessen an diesem Lande ent­
worfcn. Sie, die US-Imperialisten, setzen auf Numeiris Ein· 
satz in Afrika und im Nahen Osten. Deshalb versuchen sie 
sein schwaches Regime dadurch zu stärken, daß sie einige sei­
ner natürlichen Verbündetcn im Lande zu einer aktiven Teil· 
nahme und zur Unterstützung des Regimes gewinnen wollen. 

Nationale Versöhnung Numeiris? 

Das ist bereits in ande ren Ländern in der Region e rreicht 
worden. So zum Beispiel in Marokko, wo die Imperialisten 
König Hassan zur Versöhnung mit der rechten Opposition 
und sogar mit dem linken Flügel drängten, indem sie ihnen 
e inen symoolischen Status im Parlament zugestanden. Und 
so können sie dort jetzl von der Wahrung der Menschen­
rechte sprechen. 
In der gleichen Weise versucht das Numeiri-Regime , die 
rcchte Opposition auf seine Seite zu ziehen : Er hat sie ennun­
tert, eine aktive Rolle in seiner Partei (der 1972 gegründeten 
und einzig zugelassenen Partei, der Sudanesischen Sozialisti­
schen Un ion (SSU); d. Red.) cinzunehmen und er hat ihr 
auch gewisse Positionen in seinem Kabinett gegeben. 
AlB: Was bringt die nationale Versöhnun.l!spolitik der demo­
kratischen Bewegung im Sudan? 

Prcbldenl Numeiri und Fran/creldu GI. cald d ·ft/uin" (r.) 
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O. M. ALl: Durch d iese nationale Versöhnung wurden poli­
tische Gefangene freigelassen, darunter alle Demokraten und 
Kommunisten. Aber der Charakter des Systems hat sich nicht 
geändert, da das Regime seine repressiven Gesetze weiterhin 
aufrechte rhält. Das Gesetz zur Staatssicherheit dient vor 
allem der grausamen Unterdrückung, das Gesetz über die 
Vorbeugehaft zur Inhaftierung ohne Gerichtsverfahren für 
unbestimmte Zeit. Jeder kann aus politischen Gründen seine 
Arbeit verlieren und es ist nicht erlaubt, sich zu organisieren 
oder seine politischen Ansichten zu äußern . 
Man kann also sagen, die politische Versöhnung ist haupt­
sächlich e ine Versöhnung innerhalb der sudanesischen Rechts­
kräfte, zwischen dem was Opposition genannt wurde, und 
dem reaktionären Regime Numeiris. 

AlB: Der Führer der nicht zugelassenen Umma-Partei, Sadik 
cl Mahdi, ist mit anderen rechten Kräften mittlerweile re­
habilitiert worden. Wie stark und einheit lich ist die Rechts­
opposition wirklich? Welche Positionen bzw. Forderungen 
vertritt sie? 
O. M. ALl: Die Rechtsopposition hat versucht, das Militär­
regime zu stürzen und dabei iSI sie durch zahlreiche erfolg­
lose Mili tärputsche geschwächt worden. Weil sie dadurch in 
eine sehr geschwächte Position geriet, begann sie nun sich mit 
dem Numeiri-Regime wieder zu versöhnen, was ihren her­
kömmlichen Interessen widerspricht. 
Die me isten Anhänger Mahdis gehören der oberen MitteI­
schicht an, sie sind Besitzer von größeren landwirtschaftl ichen 
Betrieben und haben ein Interesse an einer kapitalistischen 
Entwicklung des Landes. Sie treten also nicht für eine reale 
Vemokratie e in und sie kuschen innerhalb des Einparteien­
systems. Sie stimmen dem Führerprinzip im Staat zu und set­
zen sich alle für die Bekämpfung der Kommunisten im Laflde 
ein. Sie erreichten, daß einige fanatische Moslembrüder 
sich ihnen angesch lossen haben und die nationale Versöh­
nung aktiv unterstützten. 
Große Teile der Opposition aber, die in der Nationalen 
Unionspartei (ebenso wie alle anderen politiSChen Parteien 
a1Jßer der SSU scit 1969 verboten; d. Red.) vertreten sind, 
haben sich noch nicht entschlossen, die nationale Versöhnung 
zu unterstützen. Ihr Führer ist noch im Ausland. Sie fordern 
mehr Demokratie, mehr demokratische Rechte für das ganze 
Volk, und sie bestanden sogar darauf, daß Demokraten und 
Kommunisten freige lassen werden müßten, bevor sie der na­
tionalen Versöhnung zustimmen. 

AlB: Wer ist der Führer dieser Kräfte? 
O. M. ALl: Er heißt Shari Hussein al Hindi. 

Beziehungen BRD-Sudan 
Seit Aufnahme diplom~tischer Beziehungen 1972 ist der Sudan 
eines der Schwerpunktländer der BRD·Entwicklungshilfe: 
Aus öffentlichen Mitteln (Kredite und Zuwendungen) erhielt der 
Sudan 1950-76312 Mio DM (Afrika insgesamt 7,3 Mrd DM), da­
von 1972-76232 Mio DM (3,9 Mrd DM). 
Seit 1975 ist der Sudan auch ein Vorreiter für "Dreiecksgeschäfte" 
der BRD. Für Infrastrukturprotekte (Hafen und Straßenbau) lie­
fen Bonn know how mit etwas Kapital ; Hauptfinanzier ist Saudi 
Arabien, in die profitträchtigen Aufträge teiten sich u. a. Klöck­
ner, Rheinslahl, Strabag und Krupp. 
Die Einfuhren des Sudan aus der BRD stiegen von 9,9 (1973) auf 
28,9 Mio LS (1976; I [S '" 6,80 DM), während die Ausfuhren in 
die BRD von 13,9 (1973) auf 12,7 Mio LS (1976) zuriickgingen. 
Den .. :Mä~igungs"kurs Numeiris in Nahost und in der OAU prä­
desIlIlIen Ihn zur Rolle des Minelmanns der neokolonialistischen 
BRD-Interessen im arabisch-afrikanischen Raum. die Bonn zuletzt 
mit .. dem Abkommen vom 2. 10. ]978 honorierte. Ihm zufolge 
erhalt der Sudan als erstes Land in der Welt von der BRD t 10 Mio 
DM al$ Kapital- und Jechnische Hilfe statt wie bisher riickzahlbar 
nunmehr al~ Geschenk . Der Nachlaß der 430 Mio DM sudanesi­
'-Cher Gesamtschulden gcgenühcr der BRD gilt als sicher. 
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AlU: Oie demokratische Bewegung des Sudan war in den 
letzten Jahren schweren Verfolgungen ausgesetzt. 
O. M. ALl: Ja, nach dem blutigen Militärputsch von 1971 
wurden mehrere Führer der kommunistischen und demokra­
tischen Bewegung des Sudan hingerichtet. Tausende wurden 
ins Gefangnis geworfen, verloren ihre Arbeit und sind die 
ganze Zeit hindurch von der Militärdiktatur verfolgt worden. 
Die demokratischen und kommunistischen Kräfte haben seit­
her versucht, ihre Organisationen wieder aufzubauen und sie 
starteten e ine große Kampagne zur Befreiung aller politi­
schen Gefangenen - mit Erfolg. 
In diesem Zusammenhang möchte ich allen internationalen 
Organisationen für ihre Solidarität danken. Sie hat uns sehr 
geho lfe n, die reaktionäre Aggression gegen die demokrati­
sche Bewegung abzuwehren. 

Gegen Streilcbewegungen machIlos 

AlB: G ibt es Anzeichen eines Neuaufschwungs der Opposi­
tionsbewegung? 
O. M. ALl: In der letzten Zeit Haben die demokratischen 
Kräfte mehr Einfluß in den Gewerkschaften und anderen 
Org&nisationen gewonnen. Obwohl die Regierung versucht 
hat, die Gewerkschaften zu beherrschen und ihre Partei sich 
ständig bemüht, Arbeiter zu bestechen und sämtliche Wahlen 
zu verfälschen, ist es ihnen nicht gelungen, die Arbeiterbe­
wegung unter ihre Kontrolle zu bekommen. Das zeigen die 
Streikkämpfe, die das ganze Land erfaßten. Die Streikenden 
widersetzten sich den Gesetzen, die jegliche Streiks illegali­
sie ren und die seit 1971 sehr streng gehandhabt werden. 

AlB: Wann begannen diese Streiks? 
O. M. All : Es gab in den letzten Jahren mehrere Versuche 
zu streiken, aber jedes Mal wurden alle Streikenden von der 
Regierung inhaftiert. In einzelnen Fällen setzten sie sogar 
Militäreinheiten gegen die Streikenden ein. Aber diesmal 
war die Streikbewegung sehr breit und die Regierung war zu 
schwach, um dagegen vorLUgehen, beispielsweise wieder Mi ­
litär e inzusetzen. 

AlB: Dies war im vergangenen Sommer? 
O. M. All : Ja, die Streiks begannen im April/Mai 1978. Der 
Bahnarbeiterstreik war der größte. Sie zwangen die Regie­
rung, durch neue Wahlen die Gewerkschaften umzugestalten. 
Auch die Textilarbeiter streikten, um ihre Arbeitsbedingun~ 
gen zu verbessern. Die Techniker, die im Bereich der medizi­
nischen Versorgung, für die landwirtschaftliche Forschung 
und in anderen Bereichen tätig sind, streikten ebenfalls mit 
Erfolg. Anfang Juli d. J. sollten die Gehälter der Ärzte auf­
grund ih res erfolgreichen Streiks erhöht werden. 
Oie ökonomische Lage im Sudan verursacht eine Menge Pro­
bleme für die Regierung. Sie konnte die Löhne nicht erhö­
hen und fü r d ie Streikenden hat sie nur Versprechungen 
übrig. Deshalb erwarten wir, daß die Streiks in den nächsten 
Monaten fortgeführt werden. 
Besonders negativ auf den Lebensstandard der arbeitenden 
Menschen hat sich die Abwertung des sudanesischen Pfund 
um 30 % ausgewirkt und niemand glaubt daran, daß die 
löhne aller Werktätigen in Sudan erhöht werden. obwohl 
dies versprochen worden ist. 

AlB: Trifft diese Situation auch auf die Landwirtschaft zu? 
O . M. ALl: Die Bauern des Sudan leben unter äußerst 
schlechten Bedingungen. Ocr Grund dafür liegt in der Er­
höhung der Produktionskosten und der sinkenden Einnah­
men. Bekann tlich ist der Sudan vor allem von seinem Haupt­
produkt Baumwolle abhängig. Die landwirtschaftliche Pro­
duktion sinkt vor allem auch wegen der sinkenden Nach­
frage auf dem internationalen Markt. Da das Einkommen der 
Bauern und Landarbeiter immer geringer wird, werden auch 
sie wah rschein lich bald Streikmaßnahm("n ("ror .. ;'''" 



lthiopien 

Mengistu Haile-Mariam 

Priorität für die 
Produktionsschlacht 

AnltJßlich des 4. Jahrestages des Sturzes der Monarchie in Ar­
hiopien hielt der Vorsitzende des Provisorischen MilillJrischen 
Verwo/rungsrotes (DERG) Mengisru HaUe Mariam am 12. Sev­
fernher 1978 eine Rede, in derer auch die schwierige wirt­
schajWche Lage und ihre Ursachen zum Gegenstand macht. 
Mit der kiln/ich erfolgten "Proklamation über die Bildung des 
Oberslen Ra/es für die nationale revo/utionl1re Entwicklungs­
kampagne und zen/rale Planung" soll nun, nachdem gegen die 
erilreani$che Separolistenbewegung eine mi/iUJfische Wende er­
zwungen wurde, auch an der wirtschaftlichen Front der Durch­
bruch erreicht werden. 

Wenn wir eine Einschätzung des politischen Kampfes und des 
international erlangten Sieges vornehmen, fühlen wir uns ermu­
tigt für den Kampf, der vor uns liege Wir dUrfen nich.t verges­
sen, daß sowohl die Innenpolitik als auch die Außenpolit ik im 
vorrevolutionaren Äthiopien durch den Imperialismus kontrol ' 
liert wurde. 

Obwohl es genügend menschliche -und materielle Ressourcen 
halle, war das vorrevolutionäre Äthiopien eines der rückstän­
digsten Länder der Welt. 85070 der Gesamtbevölkerung waren 
Pachter, 90 070 waren Analphabeten, 85 O7~ hatten keinerlei me­
dizinische Betreuung und alles in allem blieben 90 O7~ der Bauern 
regelrecht vergessen. Obwohl die Bedingungen in den Städten 
leicht besser erschienen, waren die Nutznießer die gleiche Hand­
voll Mitglieder der herrschenden Klasse. Während der Zeit des 
feudal-bürgerlichen Regimes war Äthiopien, kurz gesagt, ein 
Land, in dem die Mehrheit der Bevölkerung an Armut, Hun· 
ger, Krankheiten und Analphabetentum ')itt, wohingegen eine 
kleine Anzahl von Ausbeutern und Unterdrückern in der Lage 
war, ein luxuriöses Leben zu führen, ohne zu arbeiten 

Eine Revolution zerschlägt reaktionare Strukturen, behält die 
besseren und bildet neue. Ausgehend von dieser Wahrheit, ha· 
ben wir - wenn wir den revolutionaren Proz'!ß untersuchen, 
den wir durchgemacht haben - viele Dinge betreffs des ersten 
erfü ll t, während wir in bezug auf das zweite durch den Druck 
unserer Feinde gezwungen wurden, zurückzubleiben. Auch 
wenn die Kontrolle der Wirtschaft, welche die Grundlage für 
die Existenz jeder Gesellschaft bildet, in der Hauptsache von 
der Kontrolle der Ausbeuter befreit wurde, um den Interessen 
der breiten Massen zu dienen, hallen wir keine friedliche Pause, 
um sie entwickeln zu können. Von unseren Feinden gezwu ngen, 
uns auf die polilischen und militä{ischen Bereiche zu konzen­
trieren, konnten wir uns nicht so stark der Wirtschaft zuwen­
den, wie wir es gern getan hätten. 
In der Tat, in einigen Gebieten sind die ökonomischen Aktivitä· 
ten praktisch auf Grund der Eskalation des Kampfes von der 
politischen zur hauptsächlich militarischen Konfrontation zum 
Stehen gekommen. Auch heute kö nnen wir nicht sagen, daß die 

ökonomischen Aktivitäten vollständig wieder aufgenommen 
wurden. Die Wunde, die der Krieg der Wirtschaft geschlagen 
hat, ist noch nicht geheilt. Der Kampf, der von jetzt ab beim 
Aufbau der Wirtschaft gefühn werden muß, erfordert unge­
heure Opfer. 
Bevor wir unseren zukünftigen Kurs markieren, ist es notwen­
dig, unsere gegenWärtigen sozialen und ökonomischen Bedi­
nungen zusammenzufassen. 
Betrachten wir zuerSt die Landwirtschart, die das Rückgrat un­
serer Volkswirtschaft bildet. Der ländliche Boden, der vollstän­
dig im Besitz der alten herrschenden Klasse war, wird nun mehr 
oder weniger in drei Typen eines zusammenhängenden Systems 
nutzbar gemacht: Bauernvereinigungen, staatliche GUter und 
Neusiedlungen (seßhaft gewordene Nomaden; d. Red.). Wäh­
rend dureh die Hilfe, die die Regierung entsprechend ihren 
Möglichkeiten gewährt, sich die Bauern und Neubesiedler orga­
nisierten und ihre Wirtschaiten verbessern, wird auf den staatli­
chen Gütern versucht, die Produktion zu erhöhen. Was den 
Vieh bestand anbetrifft, so sind die Aussichten ebenfalls optimi­
stisch. Wir haben 25 Mio Rinder, 23 Mio Schafe, 17 Mio Ziegen 
u. a. Ebenfalls ist unser Fischereipotential nicht zu unterschät­
zen. Die Hauptverantworlung der breiten Massen besteht darin, 
die Quantität und die Qualität dieses Reichtums besser zu nut­
zen und gleichzeitig jede Vergeudung zu vermeiden. Jetzt sind 
Anstrengungen des Volkes im Gange, um die Aufforstung des 
- jährlich um 200000 ha anwachsenden - Ödlandes durchzu­
führen. Die Zahl der ständigen Landarbeiter wuchs in der Zeit 
von 1975/76 bis 1977/78 von 8485 auf 21362 und die der Saiso­
narbeiter von 57709 auf 64584. Zu Beginn 1976/77 wurden 
255935 Familien angesiedelt. Da die Entwicklung unserer Was­
serressourcen für das Wachstum unserer Wirtschaft entschei­
dend ist, wurden eine umfassende Studie angefertigt und ein 
Plan vorbereitet, um die Ressourcen von 52 Flüssen zu erschlie­
ßen. Viele unserer Flüsse fließen Ober unsere Grenzen hinaus in 
andere Länder. In Anerkennung des großen Bedarfs unserer 
Nachbarländer an Wasser sind wir von unserer Seite bereit, im 
Geiste der gllten Nachbarschaft eine gemeinsame Vereinbarung 
zu erreichen ;.:nd mit den betreffenden Ländern zusammenzuar· 
beiten, so daß wir diese Flüsse im beiderseitigen Interessen nut­
zen können. 
Noch besteht in den städtischen Gebielen eine schredenerre­
gende Si'uation in bezug auf den Mangel an Nahrungsmitteln. 
Warum trat das auf'! Die Antworten sind zahlreich und umfas­
send. Die Hauptquelle des Problems ist nicht nur, daß keine 
ausreichenden Ernteerträge erzeugt wurden; sie liegt darin, daß 
es nicht mögliCh war, die Ernte entsprechend dem Bedarf der 
städtischen Bevölkerung zu verteilen. Da die Regierung nicht in 
der Lage war, geeignete Strukturen zu schaffen, die dem Druck 
der Konterrevolutionäre entsprechend widerstehen konnten, 
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wurde der Verteilungsprozeß durch reaktionlire Händler kon­
trolliert. Hinzu kommt eine falsche Auffassung bei den Bauern. 
Der andere Grund fü r den Mangel ist der Krieg, den die Reak­
tionäre gegen uns eröffnet haben. Es ist wichtig zu bemerken, 
daß dieser Krieg nicht nur lum Nahrungsmiuelmangel beigetra­
gen, sondern uns auch gezwungen hat, Getreide zu importieren. 

Individualismus führt zum Kapitalismus 

Hier und da sehen wir Individualismus seitens der ländlichen 
Hersteller. Wir müssen gegen dieses Erbe des feudal-bOrger­
lichen Systems kampfen. Dieser Individualismus der Bauern hat 
sich selbst in der Beziehung zum Nahrungsmittelmarkt gezeigt. 
Was wir noch heute in unserem Land sehen, ist die alle anarchi­
sche Beziehung zwischen KlI. ufer und Verkäufer. Nicht nur, daß 
es nicht möglich war, diese anarchische Beziehung zwischen 
Käufer und Verkäufer zu kontrollieren, es wurde auch die Mit· 
wirku ng der Regierung am Vermarktungsprozeß nicht genO­
gend erhö ht. Das Problem kann nicht gelöst werden, wenn dies 
nicht getan wird. Wenn dies nicht getan wird, können wir keine 
kollektive Wirtschaft entwickein und den Individualismus und 
die kleinbürgerlichen Tendenzen der Bauernschaft nicht über· 
winden. Mit anderen Worten, diese Situation der Bauern könn· 
te uns nicht zum Sozialismus rohren, sie fOhrt zum Kapital is­
mus. Diese Tendenz zum Individualismus oder zur Selbstberei­
cherung kann sehr gefährlich sein, wenn wir sie nicht im Keime 
ersticken. 
Die Reaktionäre fö rdern nicht nur diese Haltung, sondern be­
nutzen sie auch aJs Instrument, um Uneinigkeit und Konflikte 
innerhalb der Reihen der sich plagenden Massen zu säen. 
Es hat sich konkret erwiesen, daß die BemOh ungen der Bauern, 
ihren kleinen Besitz gemeinsam zu bestellen und ihre landwirt­
schaft lichen Geräte gemeinsam zu nutzen, sehr viel nützlicher 
sind als die Verfolgung individualistischer Interessen. Die Pra· 
xis zeigt, daß kollektive Unternehmen zu einer größeren Pro­
d uktion fOhren als individualis lische Anstrengungen. Diese 
Praxis muß aus einer revolut ionären überzeugung erwachsen. 
Wir schätzen mehr denn je den Wert der kollek tiven Landwirt­
schaft. Doch da diese Haltung nicht über Nacht entwickelt wer­
den kann, ist die Rolle der poli tischen Kader von aJlergrößter 
Bedeutung. Unser Kampf besteht nicht darin, die verfaulten 
Feudalisten durch neue T ypen von Ausbeutern zu ersetzen, son· 
dem darin, den Sozialismus aufzubauen. 
Es besteht keir. Zweifel, daß die kollektive Landwirtschaft in 
dem Maße gestärkt wird, wie sie von der Regierung Unterstüt­
zung erhält. In übereinstimmung mit ihren Möglichkeiten wird 
die Regierung langfristige Anleihen fOr die Entwicklung der 
kollek tiven Landwirtschaft gewähren. Sie wird Düngemittel zur 
VerfOgung stellen, niedrigere Steuern ror kollektive Farmen er­
heben und verschiedene Arten von Diensten zu sehr niedrigen 
Kosten zur Verfügung stellen. 
Besondere Aufmerksamkeit sollte auch den staatlichen GOtern 
gewidmet werden. Da sie eine der Grundlagen füt unsere zu­
kOnftige sozialistische Ö konomie bilden, si nd sie das Angriffs­
ziel unserer Feinde. Zum Beispiel is t es bedeutsam, daran zu er­
innern, daß während der Jahre 1975 bis 1976 unsere Feinde 
Ernten im Werte von 80 Mio äthiopischen Birr (I Birr = 1,20 
DM ; d. Red.) vernichteten und riesige Mengen moderner land­
wirtschaftlicher Maschinen unbrauchbar machten. Auch wenn 
es organisatorische und administ rative Probleme gab, als diese 
Farmen nationalisiert wurden, zeigen sie heute Anzeichen von 
Verbesserungen als ein Ergebnis des Kampfes der Arbeiter und 
der Zusammenarbeit progressiver Verwalter. Da diese Farmen 
das Rückgrat unserer Volkswirtschaft bilden sollen, müssen sie 
noch vergrößert und in die Lage versetzt werden, ihre Erträge 
um das Mehrfache zu erhöhen. 
Auf den Gebieten der Industrie und des Handels überwiegt un­
sere Schwache unsere Stärke. Der niedrige Stand der industriel­
len Entwicklung ist eines der Zeichen der ROckständigkeit unse­
n:s Landes. Während des feudal-bürgerlichen Regimes betrug 
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der Anteil der Indus tri~ am Bruttolnationaleinkommen nur 
100;0, ihr Anteil am Gesamtexport nur 5 0:0. Die Bet riebe waren 
im Besitz ausländischer Kapitalisten und wurden von Auslän­
dern geleitet. 
Seitdem die HauptinduSlriezweige nationalisiert und im Januar 
1975 unter Regierungskontrolle gestellt wurden, sind 132 Be­
triebe reorganisiert worden. Als ein Ergebnis wurde die Aus­
beutung der Arbeiter beendet. Die meisten der zeitweiligen Ar­
beiter wurden slQ ndige Beschäftigte; die Arbeiter haben jetzt 
volles Recht auf Rente; die Arbeitsbedingungen haben sich ver­
bessert. Seit Beginn der Revolution ist die Zahl der Betriebsar­
beiter um 301]"0 gestiegen, und äthiopiSChe Bürget haben die 
Leitung dieser Betriebe Ubernommen. Mit einiger Unterstüt­
zung durch die Regierung leistet das Kunsthandwerk einen grö­
ßeren Anteil an unserer Volkswirtschaft. Das stimmt optimi­
stisch. 
Im Vergleich zu einigen bescheidenen Erfolgen, die auf dem Ge­
biet der Industrie erzielt wurden, stehen wir jedoch wesentli­
chen Schwierigkeiten gegenüber. Es ist bekannt , daß Betriebe in 
der administrativen Region von Eritrea, die 30111, der Gesamt­
zahl der Betriebe des Landes bilden, aufgrund der konterrevo­
lutionären Ak tivitäten der Sezessionisten stillgelegt wurden. Ein 
Drillei dieser Betriebe wurde gesprengt und zerstört. 
Aufgrund von konterrevolutionären Ak tivitäten der reaktionä­
ren Regierung von Somalia und der Separatisten in Eritrea 
konnten wir nur den Ha fen von Assab benutzen anstall die ge­
wöhnlichen drei AnschlOssc zum Meer. Dadurch hatten wir vie­
le Schwierigkeiten. Der Hafen von Assab wurde OberfO ll t und 
die GOter konnten nicht schnell genug transportiert werden. Die 
verspätete Entladung kostete uns eine beträchtliche Summe De­
visen. Auch die Industrie sah sich großen Schwierigkeiten ge­
genOber, da es nicht möglich war, sie ausreichend und pü nk tlich 
mit Materialien zu versorgen. 
Auch wenn der Handel wie andere Entwicklungsbereiche zu ei­
nem Ziel der konterrevolutionären Sabotage gemacht wurde, 
hat er einige Verbesserungen gezeigt. Verglichen mit 1973/74 
sind unsere Exporterlöse um 751110 und die Importerlöse um 
68 Ufo angestiegen. Die Regierung kontroll iert ein Drittel des Ex­
portS und zwei Drittel des Imports. 

Mobilisierung aller Ressourcen 

Um die Schwierigkeiten auf dem Gebiet der industrie llen Ent­
wicklung zu Oberwinden, müssen wir das Problem des Mangels 
an Gütern lösen, die Qualität und Quantität der GUter erhöhen, 
die uns befähigen, Devisen zu erwerben, und Anstrengungen 
unternehmen, um die G rundlage fO r eine allgemeine und um­
fasse nde ökonomische Entwicklu ng zu legen. Es wurde ein P lan 
entworfen, innerhalb der nächsten Jahre in Zusammenarbeit 
mit den sozialistischen Bruderländern im Werte von 600 Mio 
äthiopischen Birr Nahrungsmittel., Zucker-, Textil· und Ze­
mentfabriken sowie metallverarbeitende Werke zu bauen. Wei­
terhin war es in den letzten vier Jahren möglich, von verschiede­
nen Ländern und internationalen Organisationen Beihil fen zu 
erhalten im Werte von 597 Mio äthiopischen Birr fOr die Ent­
wicklung der Bewässerung, Kaffeeverarbeitung, die Nutzung 
der Wasserressourcen, den Bau von Häusern zu niedrigen Ko­
sten sowie staatlichen GOtern und anderen Projekten. Obwohl 
mit einigen Projekten schon begonnen wurde, waren wir auf­
grund der Probleme, denen wir gegenOberstanden, nicht in der 
Lage, all unsere P läne zu erfO lien. Aber von jetzt ab werden 
maximale Anstrengungen unternommen, um diese Pläne zu re­
alisieren. Wir wissen, daß die Hilfe, die wir von den Bruderlän­
dern und internationalen O rganisationen erhalten, wichtig ist. 
Aber die Grundlage ror unsere langfristige ökonomische Ent­
wicklung is t die volle Teilnahme der breiten Massen am Aufbau 
unseres revolut ionären Äthiopien unter vollständiger Ausnut­
zung der natOrlichen Ressourcen des Landes. 

(Quelle: T he Ethiopian Herald, Addis Abeba, 12.9. 1978; ge­
kUrzt) 
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Brasilien 

Rainer Falk 

Geisels "relative Demokratie" 
Wenn der neue brasilianische Präsident, General loao Baptista 
Figueiredo. am kommenden 15. März in sein AmI eingeführt 
werden wird, findet er keine rosige Situation vor. Sie ist mehr 
denn je durch die Polarisierung der sozialen Kräfte. wirtschaft­
liche Schwierigkeiten und die dadurch bewirkte politische Krise 
des Regimes gekennzeichnet. 
Bei den Wahlen am 15. November 1978 erreichte die einzig zu­
gelassene Oppositionspartei Demokratische Be ..... egung (MOB) 
über die Hälfte der abgegebenen gülligen St immen, ohne daß 
sich dieses Nein des Volkes zur Diktatur in einer entsprechen. 
den Repräsentation in Senat und Kongreß niedergeschlagen 
hätte. Diese offensichtliche DiSkrepanz zwischen dem Volkswil­
len und den durch das System geschaffenen institutionellen Me­
chanismen findet vor allem ihre Erklärung in dem von Geisel 
seit 1974 verfolgten Konzept. Was von seinem Verfechter mit 
den Schlagworten "schrittweise Öffnung" oder "relative Oe-­
mokratie" umschrieben wird, stellt in Wirklichkeit eine system­
gerechte Antwort auf den Vormarsch der MOB bei den Wahlen 
von 1974 (vgi. AlB 4/1977) dar. 

BeSf.:hneidung der Demokratischen Bewegung (MDB) 

Ursprünglich als Scheinalternat ive mit nur graduellen Differen­
zen zur Regierungspartei ARENA geschaffen, wurde die MOB 
mehr und mehr zu einem Inst rument, vermittels dessen die un­
terschiedlichsten Schattierungen der antidiktatOrischen Opposi­
tion ihre frontstellung zum militärfaschistischen Regime zu ar­
tikulieren vermochten. 
Zunächst erließ Geisel daraufbin 1976 die nach dem ehemaligen 
Justizminister genannte Lex Falcao, mit der den Kandidaten 
der Oppositionspartei faktisch die Nutzung von Radio und 
Fernsehen im Wahlkampf unmöglich gemacht wurde. 1977 
folgte das sog. ,.April-Paket" , mit dem u. a. 1/3 der zu wählen­
den Senatsmitglieder durch ein vom Präsidenten ernanntes 
Wahlkollegium bestimmt wird. Darüber hinaus ließ Geisel den 
Wahlmodus dahingehend verändern, daß der industrialisierte 
Süden gegenÜ ber den ländlichen Zonen (HOChburgen der ARE­
NA) deut lich unterrepräsentiert isl. Diese Maßnahmen waren 
nun eher das Gegenteil jener proklamierten "Öffnung" des Re-­
gimes. Die Spielregeln der Diktatur wurden nicht in Richtung 
Demokratie "relativiert", sondern gerade im Hinblick auf eine 
weitere Einschränkung der durch das offizielle Zweipal teiensy­
stern gegebenen Artikulationsmöglichkeiten. 
Noch vor dem Amtsantritt Geisels hatten Berater des US­
amerikanischen State Department , so der PolitOloge HUllling­
ton, an brasilianischen Hochschulen und Militärakademien ih­
rer Sorge Ausdruck verliehen, der unter der Oberfläche der bru­
talen Diktatur angesammelte soziale Sprengstoff könne sich 
entweder in einer revolutionären Situation oder in einem Kurs­
wechsel von Teilen des Militärs a la Peru entladen. Deshalb sei 
ein kontrollierter übergang von " harten zu immer milderen Re­
pressionsstufen" einzuleiten, in dessen Ergebnis ein größerer 
Teil der wirtschaftl ich an das kapitalistische System gebunde­
nen Oberschicht an den maßgeblichen Entscheidungsprozesscn 
auf der politischen eJ>ene zu beteiligen sei. 
Dieses .. Öffnungskonzept" schließt beides ein, eine gewisse 
" Liberalisierung" in bestimmten Bereichen (signalisiert etwa 
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durch die Aufhebung der Vorzensur für eine Reihe von Presse­
organen) und die zei tweilige Verschärfung der Repressionsmaß­
nahmen, wenn der Prozeß außer Kontrolle der Regierung zu ge­
raten droht . Es beinhaltet jedoch keinesfalls die Aufgabe des 
HerrSChaftsanspruchs jener Koalition von Auslandskapital, 
einheimischer Finanzoligarchie und Militärführung, die der 
brasilianische Faschismus repräsentiert. 
Auf gewissen Unstimmigkeiten innerhalb der MilitärfUhrung 
über die Bewerkslelligung dieses Anpassungsprozesses deutet 
allerdings die Vorgeschichte der Nominierung Figueiredos zum 
Prlbidenten. Der ursprüngliche Kandidat der rechten Ultras, 
der ehemalige Armeeminister Silvio Frota, wurde Mitte Okto­
ber 1977 nach einem schleichenden Putschversuch entlassen, 
womit der Weg für den ArmeegeheimdienstChef Figueiredo so 
gut wie frei war. 
Figueiredo ist der Kandidat jener Gruppierung innerhalb des 
Militärs, die von ihrer Statur her genau nach dem Geschmack 
der Multis ist. Die Kampagne zu Figueiredos Gunsten wurde 
aus einem Geheimfonds finanziert, den internationale Konzer­
ne mit 600 Mio Cruzeiros (ca. 75 Mio DM) gespeist hatten und 
den ein dreizehnkö pfiges Gremium (u. a. mit dem ehemaligen 
Wirtschaftsminister Delfim Neto) residierte. Zu Figueiredos 
Planungsstab gehören der Präsidialamtschef Geisels, General 
Golbery do Couto e Silva, und der Privatsekretär Geisels, Hei· 
tor de Aquino Ferreira. Golber)' war vor seiner Ernennung Di­
rektor von Dow Chemical do Brasil. Aquino ist der Repräsen­
tant des ausländischen Agrarkapitals und war vorher Direktor 
der brasilianischen Besitzungen des US-Multimillionärs Daniel 
Ludwig, der nördlich des Amazonas über ein Gebiet von 3 Mio 
ha verfUgt. Als Geheimdienstchef koordi nierte Figueiredo dar­
über hinaus genau zu jener Zeit seine Aktionen gegen "gewisse 
kirchliche Aktivitäten" mit der chilenischen DINA, als deren 
Leiter Contreras den Christdemokraten Orlando Letelier in 
New York umbringen ließ. 
Kein Wunder ist es angesichts all dessen , daß auch die Sprecher 
des westdeutschen Auslandskapitals ihre Vorschußlorbeeren 
auf den General fanden. Der Brasilien-Beobachter des Indu­
striemagazins überseerundschau meinte gar: "Nach der im Ok­
tober zu erwartenten Wahl des Generals FigueiredO zum Präsi­
denten der Republik werden die wärmenden Strahlen einer auf­
gehenden neuen Sonne der Macht die Wähler wohlig umnuten 
und beeinflussen." 
Der wenig " strahlende" Wahlausgang ist umso schmerzlicher 
für das Regime und die hinter ihm stehenden Kreise, als jene 
15 070 der Stimmzettel, die weiß oder ungült ig angegeben wur­
den, ebenso als Votum gegen die Diktatur gewertet werden 
müssen. 
Weiter ist von Bedeutung, daß die Wahlen innerhalb der MOB 

Wahlrraebnisse ~om 15. November 1971 

SENAT KONGRESS 

Stimmen 'Stim men 
M io •• Si tze Mio .. Sitze 

ARENA 13 ,6 JS,8 " 14,9 39,2 231 
MOB IS,S 48,6 S 16,S 4J,4 189 
w<Ül< 2,6 6,S 3,7 9,7 
Ungü]tiae l,l ',7 2,9 7,6 



zu einer Kräfteverschieb ung geführt haben. Die WlI.hler zeigten 
nämlich eine klare Präferenz für jene Kandidaten, die sich noch 
am aklivsten fü r ihre Belange eingesetzt hatten. In Sao Paulo 
etwa wurden der Studentenführer Geraldo Siqueira, Irma Pas. 
soni, die die Kampagne gegen die steigenden lebenshaltungsko­
sten organisiert hatte, und Eduardo Suplicy gewll.hlt. 
Letzterer ist a15 Ökonom dadurch bekannt geworden, daß er die 
Manipulation des offiziellen Lebenshaltungsindex, nach dem 
die regierungsamtlich erlaubten Lohnsteigerungen festgesetzt 
werden, enthüllt haue. Auf diese Weise steigerte sich die Zahl 
der "aulhenticos" (linke Populisten und sozialistisch orientier­
te Kräfte) innerhalb der MOB-Fraktion im Kongreß auf 80 Siue 
(gegenüber 30 im Jahre 1974). Damit werden diese zur dominie­
renden Kraft der Bewegung. Da 50 der Einfluß der "gemll.ßig­
ten", d.·h. in diesem Falle der sich auf die " Prinzipien der Re­
volution von 1964" berufenden MOB· Führer enlscheidend un­
tergraben ist, bedeutet der Wahlausgang vom November, daß 
das Zwei-Parteien-System in der ihm ursprünglich zugedachten 
Funktion nunmehr endgültig ad absurdum gefÜhrt ist. 

Überdies ist am I. I. 1979 ein neues Sicherheitsgesetz in Kraft 
getreten, das - sozusagen als letzler Akt der Geiselsehen Öff­
nungspolitik - den wichtigsten Forderungen der Oppositions­
bewegung (Amnestie, Abschaffung auer Ausnahmeverordnun­
gen und ·gesetze, Wiederinkrafureten der Habeas Corpus­
Akte, Recht auf freie Parteiengründung, volle Gewerkschafts­
freiheit einschließlich des StreikrechtS, Einberufung einer Ver­
fassunggebenden Versammlung) den Wind aus den Segeln neh­
men solhe. Dieses neue Sicherheitsgesetz, das an die Stelle der 
berüchtigten " Institutionellen Akte Nr. 5" (des entscheidenden 
Ermachtigungsgesetzes aus dem Jahre 1968, das allumfassen­
den diktatoriale Vollmachten für den Präsidenten enthielt) tritt, 
beinhaltet im wesentlichen eine Milderung von Strafen für nach 
wie vor politisch definierte "Verbrechen". So wird u. a. die To­
desstrafe abgeschafft (die offiziell nie verhll.ngt worden war, je­
doch im Zusammenhang mit der Institut ionellen Akte NT. 5 die 
Handhabe für ungezlthlte Meuchelmorde in den Militargefäng­
nissen bildete), ebenso die lebenslAngliche Haft. Angeklagte er7 
halten nunmehr wieder das Recht auf Habeas CO.Tpus. Und die 
Verjahrungsfrist bei gefll. ll ten nicht vollstreckten Urteilen wird 
so weit herabgesetzt, daß zumindest ein Teil der Exilierten zu­
rückkehren kann . 
An einer von fortschrittlichen Oppositionskreisen geforderten 
Neudefinition der Doktrin der nationalen Sicherheit im Sinne 
der Verteidigung Brasiliens gegen die AusbeulUng durch die 
auslandischen Konzerne und der Sicherung der Rechte der Bür­
ger gegen Willkür und Unterdrückung geht die " Reform" je­
doch bewußt vorbei wie an den zentralen Forderungen der Op­
position Überhaupt. Nach wie vor sollen" Verbrechen gegen 
den sozialen Frieden, nationale Souverll.nität, territoriale Inte­
grität, repräsentative Demokratie, nationalen Fortschritt und 

Wirtschaftskrise Bmiliel15 in Daten 
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internationale Harmonie", Werte, die nirgends definiert wer­
den, st rafrechtlich verfol.gt werden. 
Vielsagend ist es da, wenn Brasiliens neuer Diktator Figueiredo 
auf die Frage nach weiteren Demokratisierungsmaßnahmen 
antwortet: "Ich finde , daß 90 OJo bereits von Präsident Geisel 
gemacht und vom Kongreß gebilligt worden sind." 
Daß sich die Masse der brasilianischen Bevölkerung von diesem 
Manöver nicht täuschen ließ und den progressiven Kandidaten 

Genltral~pr/l,ldltnlen Geisel Ir.! und NadtloJget FlgueJtedo 

der MOB die Stimme gab, verdeutlicht das gewachsene Vermö­
gen der Opposition, die sich im Rahmen der Anpassungspolitik 
des Regimes bietenden neuen Spielräume fü r die Verbreiterung 
der antidilctatorischen Basis zu nutzen. Dies zeigt zugleich, wie 
schmal der Grat ist, auf dem die "Öffnungspolitik" des Regi­
mes zu balancieren hat, will sie nicht das Risiko des Öffnens re­
volutionll. re r Schleusen eingehen. Besonders die Entwicklung 
der MDB hat deshalb in Regimekreisen schon seit 1971 disku­
tierte Plane aktualisiert , einen neuen modus viventli in der Par­
teienSlruktur des Landes herbeizuführen. 
Das Hauptziel dieser unter der Ägide des Figueiredo-Beraters 
Golbery erarbeiteten Plane besteht in der Spaltung der MOB als 
breiter Sammlungsbewegung der Opposition bei gleichzeitiger 
Verbreiterung der politischeIl Basis des Regimes. 
Der Ausweg aus dem Dilemma des überkommenen Zweipar­
teinsystems soll hiernach darin bestehen, daß die im Volk dis­
kreditierte ARENA umbenannt und um die "gemäßigten" 
Kräfte der MOB "bereichert" wird, wobei ein Teil der traditio­
nellen (d. h. nicht "durchkapitalisierten") Großgrundbesitzer 
und ideologischen Ultras nach rechts ausschiede. Damit könnTe 
eine Partei entstehen, die ein originärer Vertreter des "dynami­
schen" Finanzkapitals wll.re und gleichzeitig fÜr einen Teil der 
durch die Wirtschaftspolitik des Regimes privilegierten Minel­
schichten attraktiv werden könnte. 
Auf der anderen Seite sieht der Golbery-Plan die Formierung 
der Kern-MOB nach dem Vorbild der traditionellen populisti­
sehen Brasilianischen Arbeiterpartei (PTB) vor. Ihr potentieller 
Führer wll.re der heute noch populll.re PTB-Politiker Leonel Bri­
zola, dessen Rückkehr aus dem Exil fÜr Anfang 1979 erwartet 
wird. Die "authentico"·Fraktion der MOB soll sich dann als 
nichtmarxisti 5Che sozialistische Partei gründen, während das 
Verbot der Brasilianischen Kommunistischen Partei (BKP) auf­
rechterhahen bliebe. 
Ein schon existierender Schubladenentwurf für ein neuts Par­
teiengesetz nach diesem Schema sieht so hohe Sperrklauseln für 
Minderheitsparteien vor, daß die beiden Rechts- und Links­
gruppierungen von der parlamentarischen Vertretung ausge­
schlossen blieben. Übrig bliebe ein "modernisierter" Mehr­
heitsblock des Regimes und eine ahnlich der ursprüngl ichen 
MOB entleerte Oppositionspartei. 
Es ist jedoch fraglich, ob das Planspiel des Regimes aufgeht. 
Vor allem die "authenticos" innerhalb der MOB und andere re­
levante Kräfte der Oppositionsbewegung, so auch die BKP, ver­
treten heute die Ansicht, daß das Gesicht der Parteienland· 
schaft erst mit dem Sturz des Regimes verll.nden werden könne. 
Auch Brizola würde es schwer fallen, als Vorsitzender einer 
PTB, die das bloße Produkt von Spalterplll.nen der Regierung 
gegen die MOB wll.re, neuen EinOuß zu gewinnen. In der Tat 
kann das Ziel der demokratischen Bewegung Brasiliens nur dar­
in bestehen, einen demokratischen Neuanfang zu erkll.mpfen, 
dessen Charakter von einer Verfassungsgebenden Versamm­
lung bestimmt würde, an deren Wahl sich·ausnahmslos alle an­
tidiktatorischen Kräfte frei beteiligen können. 
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Nikaragua 
Schon im Jufi 1978. hatte sich die Vereinigte Volksbewegung (MPUj als Linksa/liaflz innerhalb der Breilen Front der Opposition (FAD) 
gegründet, um m6glichen. gegenOber Somaza und den USA kompromjßbereiten barger/fehen KriJ/ren ein Gegengewicht entgegenzu­
setzen. Im November /978 kam esjedoch zum offenen Bruch. als nach dem FA().AustriU der Gruppe der 12 die Sondinistische 
Froni der .Voriana/fm Bqreiung (FSLN) Mitte Dezember /978 affe wahrhqften Po/rioten a!ifriej. die FAD zU verlassen und sich ge­
meinsam mit der MPU om Kampf Jar eine wirkliche Befreiung Nikaraguas von der Som07,O-Diklalur 1;U beteiligen. Sie stellt sich 
heute als die einzige Alternative tur SomoUl-DiktaLUr dar, wie aus ihren in vollem Wortlaut vorgesteIften Grundsatzdokument zu erse­
hl!n ist (Regierungsprogramm der FSLN vgl. AlB 1/1979), 

Programm der MPU 
I) E1nhtil:Die Vereinigte Volksbewegung (MPU) blilt fIIr grundlegend 
wichtig die Einheit aller foruchriulichen KrUI dieses Landes. die daran 
inleressierl sind, die Somoza·Diklatur zu slUrzen und einen Regie­
rungswechscl VOranz.u treiben, der den Weg fUr tiefgreifende Wandlun­
gen der wirl$chlftlichen, sozialen, politischen und kuliurelIen Struktu­
ren ebnet, so daß sie eine konkrete Antwort und eine Befriedigung der 
Bedurfnisse aller Schichten des Volkes von Nikaragua darstellen. Ohne 
einen wirklichen Kampf aller Krlfte wird der Kampf gegen Somom nur 
zu einem einfachen Wunv.h. Die Einheit wi rd nicht durch ein Manifesi 
proklamiert, sondern man erringt sie, indem die engherzigen persönli­
chen und parteilichen Interessen beiseite gelassen werden, die in der 
Vergangenheit das Volk in seinem Kampf um die Befreiung entzweit 
haben. Die Einheit muß eine effeklive RealitJ.t sein, die skh in einer 
besseren Organisierung des pnun Volkes in seinem Kampf gegen eine 
Diklatur ausdrUckt, welche es in ihrer ober 42 Jahre lang wahrenden 
E.llistenz in die tiefste Ausbeutung seiner Geschichte stOrzte. 

2) RtI~runl: Die MPU hat den Vorsatz, zur Bildung einer Regierung 
beizuuagen, an der alle politischen, wirtschaftlichen, in Gremien ver­
uetenen und kulturellen Krafte beteiligt sind, die sich. damm bemühen, 
das Land aus der Stagnation, der AbhlD8igkeil und der Unterentwick­
lung zu fOhren, in die es die Diklalur und ihre VerbOndeten gestOm ha­
ben. DafUr wird die Regieruna eine IOlalt und bedingungslose Amne­
.üt fOr aUe Gefangenen verfUgen, die eingekerkert wurden, weil sie sich 
fOr einen gerechten Wechsel in Nikaragua einsetzlen; sie wird auch die 
soforlige Rückkehr aller. die-sich aus dem gleichen Grdnd im Exil be­
finden, erlauben. Gleichzeitig wird sie Maßnahmen treffen, indem sie 
alle ~pl'ft5lvfn Geselu außer Kraft setzt, die vom regierungsergebenen 
Kongreß verabschiedet wurden, deren Mitglieder 42 Jahre lang der Fa­
milie Somom als treue Verwalter gedient haben. Die Regierung wird 
die Achtung der Rechte und Freiheiten der BUrger gewährleisten: . 
a) Gedanken- und Pressefreiheit; 
b) Freiheit der Gewerkschafts- , Arbeiter-, Bauern-. Jugend-, 
Studenten-, kulturellen und sportlichen Organisierung; 
c) Bewegung5- und Arbeitsfreihejl. 

J) Wlrt.5l:bdl: Um das Land aus seiner wirtschaftlichen Stagnation zu 
fohren und die Entwicklung voranzutreiben, wird die Einheitsregierung 
folgende Maßnahmen Ireffen: 
a) Enteignung aller GUter, Geblude, Landgüter und Unternehmen der 
Familie Somoza und Grilnduna eines Organs, das mit ihrer Verw~ltung 
beuaul wird; 
b) Nalionalisierung und Enteignung aller NaturreichtOmer und der sie 
ausbeutenden Unternehmen (Minen, ErdOl, Holz 1.15111'.); 
cl Nationalisierung und Enteig.nung aller Unternehmen rur den See­
und Lu(uransport sowie des Ofrentlichen Verkehrs auf dem Land und 
Grtlndung eines Ministeriums, das sie regelt und verwallet; 
d) Regelung der Preise der lebensnotwendigen GUter, um so der Spe­
kulation und den unkontrolIierten Preissteigerungen für Lebensmittel 
ein Ende zu bereiten; 
e) Ausarbeitung eines Nationalen WinschaflSplans. der die Sektoren 
der privaten und staatlichen Wirtschaft koordinien, um einen Fort­
schritt zu erreichen, der den sozialen BedUrfnissen aller Nikaraguaner 
enlSpricht. 
-4) Flnlnun: Die notwendigen Ressourcen, um eine Erfüllung der Ziele 
hinsichtlich der staatl ichen Finanzen zu gewlihrleisten, werden beson­
ders aus drei Quellen gewonnen werden: 
I) allgemeine Revisilln aller direkten und indirekten Steuern und Auf­
hebung derjenigen, die der Mehrheit der Verbraucher schaden, beson­
ders die, die direkt Nahrun,smittel und Artikel bet~cffen, die im Erzie· 
hungswesen, in der Meditin, dem Sport und der Freizeil und bei kultu­
rellen Tätigteiten benutzt werden; 
b) Verstaatlichung des gesamten nationalen und ausIandischen Bank-
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systems und Reglementierung der institutionalisierten Formen der Fi· 
nanzoperationen, die dem privaten Sektor vorbehalten sind, und 
c) Revision aller von der Somoza-Regierung im Ausland aufgenomme­
nen Kredite und ihrer Anwendung, Aufnahme von Verhandlungen zur 
Neufestlegung von Fristen und Bedingungen derjenigen Kredite, die 
wirklich für Werke, die für das Volk nutzbar und von nationalem in­
teresse sind, eingeselZl wurden. 
Die Regierung wird auch Verhandlungen zur Gewährleistung ausländi­
scher Hilfe mit jedem Land der Welt, unabblingig von seiner Ideologie, 
aufnehmen, wenn die Bedingungen die gUnstigsten sind. 
5) Der Nationale Plan wird der nationalen Industrie Richtlinien geben, 
um sowohl im verstaatlichten als auch im privaten Sektor der Wirt· 
schaft die nationalen Ziele zu erreichen. Die private Beleiligung in der 
Wirtschaft wird unterstützt und auf jene Bereiche der Produktion ge­
lenkt werden, die einer Technologie bedürfen, die von privaten Unter­
nehmen unter besseren Bcdiqunaen erreicht werden kann und deren 
Produktion nicht im Widerspruch zu den kollektiven und nationalen 
Interessen tritt. Für den staat lichen und privaten Bereich wird von allen 
aktiven Krlften (Regierung, Gewerkschaften, Unternehmer usw.) eine 
umfassende Indusuialisierungspoliuk ausgearbeitet werden, so daß die 
wirtschaftlichen Subjekte konkrete Kenntnisse ober die perSOn lichen 
Aussichten und die nationalen Interessen erhalten. 
6) Haodd: Die RegieruDJ wird die archaischen Handclsformen von 
Waren, die die Grundbedurfnisse des Volkes befriedigen, beseitigen 
und die Preise so regulieren, daß für jeden Nikaraguaner der hOchste 
Lebensstandard gewahrleistet wird, den die nat ionalen Ressourcen er­
lauben. Der Handel wird zu einer wahren Umvcrteilungsfunktion der 
GUter gemacht werden, um die Bedürfnisse der breiten Massen zu be­
friedigen, die fast ein halbes Jahrhundert lang am Rande des Konsums 
gelebt haben, ohne die elementarsten Rechte auf Gesundheit, Ernäh­
rung, Wohnung, Sport, Kultur und Erholung. Dazu wird eine Organi­
sation geSrUndet werden, die damit beauftragt wird, den Binnen- und 
Außenhandel zu regulieren und deren Aufgabe darin bestehen wird, die 
besten Kauf- und Verkaufsbedingungen zu erreichen und Pfeisgaran­
tien zu schaffen fUr den nationalen Produzenten, der Waren produ­
tiert, die im internationalen Markt Preisspekulationen unterworfen 
sind. 
7) t.aadwlrtsc:hafl: Es wird ein Programm einer integralen Agrarre­
form entwkkell werden, das der Bildung von Latifundien ein Ende 
setzt und - mit den der Familie Somoza enteigneten LandgOIern - ein 
Programm von Genossenschaften und staatlichen Unternehmen be­
ginnt, an dem alle landlosen Bauern und diejenigen beteiligt werden, 
deren Land wirlschaftlkh unzureichend ist, um eine Familie zu unter­
halten. Im Agrarsektor wird der Akzent auf die Produktion von Getrei­
de gesetzt werden und auf die Produkte, die fIIr eine ausgewogene 
Volksemllhrung notwendig sind (HUlsenfrtlchte, Frtlchte usw.). 
Die Regierung wird Uber ein staatliches Finanzierungssyslem alle gro­
ßen, kleine und mittleren Produzenten Kredite für die Agrarproduk­
tion gewllhren; besonders die kleinen Landwirte werden technische Hil­
fe erhalten, um den Ertrag der Ernten z.u erhöhen und ihnen ein Ein­
kommen zu pranlieren, das es ihnen ermöglicht, die BedUrfnisse der 
Familie zu befriedigen (Erziehung, Wohnung, Gesundheit, Ernahrung 
UI W.). 

I) Arbeli: Man wird ein Arbeitsgesetzbuch ausarbeiten, das Arbeitern 
und Bauern Garantien bietet. Die Arbei tszeit wird 48 Wochenstunden 
betragen, die $O.verteilt werden, daß sie den Erfordernissen jedes Wirt­
schaftsbereiches en15prechen, wobei die Zeiten rur Erholung und rur 
kollektive gewerkschaftliche Tlitigkeiten zu respektiert sind. Man wird 
der Arbeitslosigkeil und der Unlerbeschlftigung ein Ende setzen und 
Arbeit rur alle garantleren. Die "schwarzen Listen" werden aufgeho­
ben und jedem Arbeiter ein Lohn garantiert werden, mit dem er seine 
persönlichen Bedürfnisse und die seiner Familie decken kann. Der Dis-



kriminierung der Frau im Arbeirsleben wird ein Ende gesetzt werden, 
und sie soll massiv in die wirtschaftlichen, politischen, sozialen und 
kulturellen Tltitkeiten integriert werden (es soll der Grund:;alz gelten: 
"Gleicher Lohn rur gleiche Arbeit"). Die Ausbeutuna durch Kinderar­
beit wird verboten und für die Kinder wird der Schulbesuch zur Pflicht 
gemacht werden; auch der verwahrlosten Kinder und der Kinder der 
Märtyrer, die im Kampf gegen die Somoza-Diktatur fielen, wird man 
sich besonders annehmen, sie unterstOtzen und ihnen eine Ausbildung 
garantieren. 
9) Erziehung: Es werden sofort die notv.:endigcn Schritte getan wer­
den, um durch einen gigantischen Plan auf nationale: Ebene das Anal· 
phabetentum zu beseitigen, an dem sich alle Studenten, Lehrer und 
freiwillige Arbeiter beteiligen werden, die die Erziehuna bis in die ent­
ferntesten Winkel des Landes tragen. Hierfür wird die Ausbildung von 
Lehrern und der Bau von Schulen so intensiviert werden, daß kein ein· 
rises Tal oder Gebiet ohne Zugang zur EniehullJ bleibt. Das Universi­
tlrsbudsel wird erhöht werden, um der großen Nachfrage derjenisen 
enlsesenzukommen, die fOr eine Mhere Bitduns die Fahigkeiten besit­
zen, denen dazu jedoch die notwendisen Mittel fehlen, besonders unter 
den Arbeitern und Bauern. Außerdem werden die technischen, wissen­
schaftlichen und kulturellen Kenntnisse aller Erzieher in der Primarstu­
fe, der Sekundarstufe, den technischen Schulen und Universitlten ver­
mehrt werden, um den Zielen des sozialen Fortschritts:tu entsprechen. 
Die Erziehung wird zur Pflicht semacht und alle Nikaraguaner werden 
Zusang zu ihr haben. 
10) Gesundhd l: Die EinheilSfcsierung wird Gesundheits- und Hygie­
neprosrammc einleiten, die die breiten Massen der an den Rand der Ge­
sellschaft sedrtngten Arbeiter und Bauern sowie auch die indianischen 
Gruppen erreichen, um die Krankheiten aU$Zurotten, die sich heute bei 
den Kindern verheerend auswirken und die breite Volksschichten befal· 
len; es sind besonders Magen- und Darmentzllndugen, Malaria, Tuber­
kulose und andere Krankheiten, die bei UllIerernlhruns und Hunser 
auftreten. Die Medizin wird einen sozialen Charakter erhalten und al­
len Nikaraguanern und AusJandern, die im Land wohnen, zuglinglich 
sein. Oie Regierung wird den Wer! der ärztlichen Dienstleistungen rur 
diejenigen Ärzte und Fachlrzte reglementieren, die nicht delU nationa-

len System der sozialen Sicherheit angeMren, um so unverzUglich den 
Handel mit der Gesundheit des Volkes auszurOllen. Um diese Ziele im 
Bereich des Gesundheiuwesen:tzu·verwirklichen, werden auf dem Land 
"Gesundheitszentren" und regionale Kliniken für erste Hilfe und Klin· 
ken mit Fachlrzten zur Behandlung schwerer Falle gebaut werden. Das 
Studium für Ärzte und Krankenschwestern wird reformiert und neu 
strukturiert werden, um schnell Personal ausbilden zu kOnnen, dM den 
neuen Bedürfnissen einer Masstnmedizin entspricht. 
I t) Wohnung: Die Regierung des Vereinigten Volkes wird Programme 
vorantreiben, die eine Wohnung ror jede Familie garanlieren werden, 
wozu sofort neue Bauprogramme in den $tlldtischen wie lIndliehen Ge­
bieten zu entwickeln sind. Damit werden die Prosmiskuitlt und Raum­
not ausgerottet werden, deren soziale und moralische Folgen die geisti­
ge Armut des Volkes ist. Oie Wohnungen werden aus gutem Material 
sein und alle hygienischen Einrichtunaen, ßicßend Wasser und Strom 
haben, die ror ein bequemes und gesundes Leben notwendig sind. Die 
Höhe der Mieten wird so geregelt werden, daß sie nicht wie heute zu ei­
ner unertrliglichen LaSI und stlndigen Drohung werden, von denen, die 
mit den Bedürfnissen des Volkes handeln, auf die Straße geworfen zu 
werden. 
n ) Streitkriftr: Oie Regierung des Vereinigten Volkes wird unmiltel· 
bare Schritte unternehmen, um eine nationale Armee zu bi lden, die die 
Interessen des Volkes schOtzt und das Vaterland verteidigt. Mi t ihr als 
ein Repressionsiustrument in den HInden einer Familie, die es benutzt 
hat, um sich an der Macht zu halten. muß Schluß sein. Bei der Bndung 
einer Armee, aus der alle schlechten und korrupten Elemente ausge­
merzl werden sollen, wird man den Rang derjeniten Offitiere respek­
tieren, die eine aktive Haltung gegen die Diktatur einnehmen. Das pl­
dagogische, technische und berußiche Niveau aller Soldaten ohne 
Rang, minieren Ranges und der Offiziere wird angeho])en werden. Die 
Pfrllnde und Privilegien der Miliulrs hOherer und niedriger Grade wer­
den aufgehoben werden. Dem Parasitismus innerhalb ihrer Reihen 
wird ein Ende gesetzt werden und man wird sie aktiv Im Entwicklung­
sprozeß des Landes teilhaben lassen. 
(Quelle: Programa dei Movimiento Pueblo Unido. Coalicion Popular, 
Nikaragua, November 1978) 

Gründungsmanifest der MPU 
Nach einem langen Prozeß fruchtbarer Diskussion Unter den 22 OrS8-
ni:;ationen, aus denen sich das "Komjtee für die Freiheit aller politi· 
schen Gefangenen und für ein Ende der Unterdrllckung" zusammen· 
setzt, haben wir, die unterzeichnenden Organi:;ationen, uns geeinigt, 
auf dem Weg zu einem einheitlichen Kampf gegen das Somoza-Regime 
gemeinsam voranzuss:hreiten. Aus diesem Grunde sind wir zu folgen· 
dem Schluß gekommen: einen einzigen Block der Volkskrlifle mit der 
Bezeichnung Vereinigte Volksbewegung (MPU) zu bilden. 
Im Interesse der Arbeiterklasse. Bauern, Studenlen und der großen 
Masse der Arbeiter und aller Menschen Nikaraguas Detrachten wir dies 
als den Kristallisationspunkt der Bewegung ror Aktionseinheit im Oko. 
nomischen, politischen und sozialen Kampf in allen gesellschaftlichen 
Bereichen. 
Kanip(z.iele der Vereinigten Volksbewegung (MPU) 
1. Mobilisierung des Volkes für den ersehnten Sturz des Somoza­
Regimes. 
2. Anhebung des Organisationsgrades und der Einheit breiter BevOlke­
rungskreist. 
3. UntcrstOtzunll der Entwicklung der Einheit unter den revolutionII­
ren Kräften. 
In der Situation der akuten Krist, in der das Somoza-Regime sich jetzl 
befindet, haben sich unserem Volk größere Aussichten einer revolutio. 
nlren Entwicklung angeboten. Diese AnknOpfungspunkte haben sich 
in vielflhigen und erfolgreichen Kundgebunaen manifestiert, was nicht 
mit der isolierten Arbeit irgendeiner Partei oder Organi:;ation hatte er­
reicht werden kOnnen. 
Oie MPU ist sich dessen bewußt und tritt in Aktion, um die dringend­
sten auf die Aktionseinheit gerichteten Aufgaben zu erfllUen, mit Blick 
auf die Arbeiterklasse, Bauern, Studenten und andere soziale Schichten 
der Bevölkerunll und um die politische Unabhangigkeit dieser Volks· 
massen im Kampf legen die Dynastie des Diktators zu garantieren. 
Wir sind davon überzeugt, daß wi r mit dem Voranschreiten in der Ent· 
wicklun, der Aktionseinhei t, wie im 3. Punkt der oben genannten 
Kampfziele formu liert, dieses Treffen mit der Annahme eines volls!!n­
digen Proa.ramm5 und einer polilischen Linie erfoiJreich beschließen 
können, in der sich die Bildung eines festen Blocks der revolutionIren 

Krllfte ausdruckt. 
Schließlich rufen wir das Proletariat, die Arbeiter allgemein, die Stu­
denten und alle Bereiche und Organisationen des Volkes auf, die Rei­
hen der MPU, der großen Front des Volkskampfes, zu füllen, die die 
hOchsten Ziele und Hoffnungen dieses Prozesses verkörpert und die 
auf diese Weise volle Unabhangigkeit der Klassen, der Masstnpartei 
und Kampforllanisationen garanliert. 

Managua, Nikaragua, 17. Juli 1978 
Die unterzeichnenden Organisationen sind die Grilndungsmitglicder 
der MPU: 
Kommunistische Partei Nikaraguas (PCN) 
Sozialistische Partei Nikaraguas (PSN) 
Rtvolution::l.re Studentische Front (FER) 
Marxistisch-Leninistische Studentische Front (FER-ML) 
RevolutiOnlire Bewegung der Arbei ter (MORE) 
Sozialistische Jugend Nikaraguas (JSN) 
Revolutionäre J ugend Nikaraguas (IRN) 
Zentrum für Gewerkschaftl iche Aktion und Einheit (CAUS) 
Unabhängiger Allgemeiner Bund der Arbei! (CGT I) 
UniversitltszentrUm der Nationalen Universitlt (CUUN) 
Vereiniguna der OberschUler (AES) 
Bewegung der Obersc"Oler (MES) 
Studentisches Zentrum der Polytechnischen Universität (CEUPOLl) 
Organi:;ation der Demokratischen Fra\\en Nikaraguas (OMDN) 
Organi:;ation der Professoren der Rul*n-Oario-Universi!!t (APRUD) 
Arbeitendes Volk (Pl) 
Nationale Union der Angestelhen (UNE) 
Komitee Kampf ror Gewerkschaftliche Freiheit (CLLS) 
Union der Fortschrittlichen Intellektuellen und KOnstler Millelameri­
ku (UIAPCA) 
Vereinigung der Demokratischen Anwa lte Nikaraguas (AADN) 
Bund der Jugendbewegungen Managuas (FMJM) 
Komitee der Müller und Familien Poli tischer Gefansener 

(Quelle: Manifesto of Formation of the United People's Movement 
(MPU), Nikaragua 1978) 
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Rezensionen 

Neokolonialismus in der Krise? 

In der glnsigen entwicldungspolitischen Debatte der BRD wird der 
Neokolonialismus-Vorwurf in der Rcgcllediglich auf einzelne Prakti­
ken und Erscheinungsformen in den Beziehungen zwischen kapitalisti· 
schen Indu$trieJandern und Emwicklungsilindern bezogen. Er bleibt so 
notwendigerwcise im Symplomhaflcn st«kcn (VII. Rezension in AlB 
1/ 1979). ~rade unter diesem Aspekt verdient die Auseinandersen:ung 
mit einem Buch Beachtung, das die Neokolonialismusproblemalik aus 
der Sicht der politischen Ökonomie des Kapitalismus im historischen 
Zusammenhang von Entwicklung, Krise und Zerfall des imperialisti· 
schen Kolonialsystcms behandel!: 
H . Schilling, Krise und Zerfall des im~rl.1isllschfn Kolonl.Jsys tems, 
Dielt-Verlag. Bertin 1977, 127 S., 1,60 DM 
Das Bandehen besticht keineswegs nur durch seinen niedrigen Preis, 
sondern vor allem durch die kreative Weiterentwicklung von Erkennt· 
nissen der marxistischen Kolonia lismus· und Neokolonialismustheorie 
in einem Ausmaß, das in der Regel von Lehrheft· Publikalionen (Reihe 
"Politische Ökonomie des Kapi talismus") wie der vorliegenden nicht 
erwJrtet wird. Dabei flUt nicht nur SchilHnas BemUhen um Prlzision 
in der Verwendung von Begriffen auf. Lesenswert wird das Buch vor 
allem auch du rch die anregende Periodisierung des Entwicklunpver­
laufs des Kolonialsystems vom frllhkapitalistischen und vormonopoli· 
tistischen Kolonialismus llber sein imperialistisches Stadium bis hin 
lUm Zusammenbruch des "klassischen" Kolonialsystems. Als beson­
ders fruchtba r erweist sich dabei die konsequent durchgehaltene met­
hodologische Ausungsfrage, die Antwort auf d ie vielfl ltigen Wand­
lungen in den Formen der imperialistischen Vorherrschaft gegenüber 
der Drillen Welt in der Weiterentwicklung der kapitalistischen Produk­
tionsverhä ltnisse zu suchen. Für die im Neokolonialismus zutage tro­
tenden Modifikationen, auf die der Schwerpunkt der Untersuchung ge­
legt wird, heißt dies, stringent von der Leninschen These "Das ökono­
mische Monopol - das Ist der Kern der ganzen Saehe" auszugehen. 
Das Lehrheft gliedert sich in die Darstellung do:s Wesens und der Ent­
wioldungsstufen des Kolonialismus (Kap. I) , den Niedergangsprozeß 
des imperialistischen Kolonial$yslems als Grundzug und Bestandteil 
der allgemeinen Krise des Kapitalismus (Kap. 2), die ökonomischen 
G rundzUge des Neokolonialismus (Kap. 3), und schließlich die u. a. 
durch die Forderung der Entwicklungsländer nach einer Neuen Inler­
nationalen Wirtschaftsordnun8 angezei8te weitere Verteifung der Krise 
der Beuehungen zwischen kapitalistischen Indust riellIndern und Ent­
wicklungslIndern, die nunmehr auch ihre ökonomische Seite erfaßt 
(Kap. 4). 
Vor dem Hintervund der seit Nr. 7-8/ 1978 im AlB laufenden Unter­
sllchung und Diskussion zum Thema BRD-Neokolonialismu$ soll be­
SOllders der Beitrag des Verfassers zum Neokolonialismusproblem her­
vorgehoben werden. Schilling definiert den Neokolonialismus als "das 
Staatsmonopolist ische System der Auspillnderung und poli tischen Bee­
innussung der Entwicklungslander durch das Monopolkapital und die 
imperialistischen Machte, die sich ihren grundlegend verlnderten 
Existenz- und Wirkungsbedingungen anpassen." (So H) Das WC$C' n du 
Neokoloniallsmul sieht der Verfasser in " der Realisieruns des objekti­
ven imperialistischen Dranp nach dem Kolonialmonopol unter den Be­
dingungen der gegenwartigen Epoche." 
In Anlehnung an $Owjetlsche Wissenschaft ler vetritt Schilling die The­
se, daß die entscheidende Formverinderunl der Uaterordnua l der Ent· 
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wicklun8slander Unter die industriell entwickelten imperialistischen 
Zentren in der Herausbildung eines "neuen Typus der Abhllngigkeit" 
bestehe, "der dem Entwicklunpniveau der Produktivkrllfte und Pro­
duktionS\'erhaltnisse in den kapitalist ischen Metropolen entspricht." 
In den Vordergrund tritt "die ö konomische Herrschaft der ,Industrio­
metropolen' Uber die winschaftlich zUlilckgebliebene Rohstoff-Agrar­
Peripherie der kapitalistischen Weltwirtschaft, die sich allmlhlich zu 
einer komplementiren Rohstoff- Indust rie-Peripherie wandelt." 
(S. 56). Auch das strategische Hauptziel der Expansion erflhrt im Neo­
kolonialismus eine Modifikation: " War es im ,klassischen' Kolonialis­
mus unmillelbar ökonomisch bestimmt als Maximierung des Kolonial­
profiu ohne jegliche Einschrllnkung der dazu notwendigen Millel, so 
kommen im Neokolonialismus die existenziellen Aspekte der Systemer­
haltung dazu und erlangen größeres Gewicht. Strategisches " auptlle! 
des Neokolonialismus ist es , ein Ausscheiden der Entwicklun8slander 
aus dem kapitalistischen Weltwirtschafusystem, ihre Hinwendungzum 
Sozialismus zu verhindern und sie auf den Weg einer begrenzten, ab­
Mngigen kapitalistischen Entwicklung zu dringen ... (5.51). 
Aus dieser differenzierten Zielsetl:un, des Neokolonialismus ergibt sich 
ein pirmanenter "Zielkonnikt zwischen dem auf Systemerhaltung So­
richteten imperialistischen Gesamtinteresse und dem Interesse des Ein· 
ulmonopols an der unmittelbaren Profi tmaximierunS." (S.S8). 
Macht man sich Schillings Neokolonialismus-Interprelation zu eiSen, 
$0 erhllt man einen Leitfaden für die Dritto-Welt-Politik der kapitaliti­
schen Industrielinder. der eine d ifferenzierte Sicht ihrer einzelnen. oft­
mals widersprOchlichen Maßnahmen sestattet, ohne den Blick für den 
Systemcharakter dieser Politik zu verlieren. 

Die zwei te hier zu besprechende Veröffentlichung 
P . • -riedlinder/ G. Llebscber, NeokolonlaU.smu5 in der Kri5e, Stlal$­
ven a, der DDR, ~ri i n , 1971, 208 S., 12,10 DM 
weist ,egenllber der Arbeit von Schilling entscheidende Nachteile auf. 
Diese bestehen ~'eniger darin , daß wichtige Probleme der Neokolonia­
lismusproblematik einfach ausgeklammert werden. In den Einzelfra· 
gen. die behandelt werden, (etwa in der Analyse der Modifikation der 
internationalen Arbeitstei luns unter dem Einfluß der wissenschaftlich­
te<:hnischen" Revolution, der neokolonialen Industrieauslagerun,. der 
Darstelluns der Leitlinien der entwicklungspolitischen Strategie der 
BRD usw.) selangen d ie Autoren zu oft aufschlußreichen Ergebnissen. 
Der Informationsgehah des Buches wird im übrigen durch einen aus­
füh rlichen Dokumentenanhang erhöht, der neben der gemeinsamen Er­
kll rung soualistischer Lander zur IV. Tagung der UNCT AD (die in der 
BRD bislang Uberhaupt nicht oder nur verzerrt zur Kenn tnis ,enom­
men wurde) wichtige Dokumente der V. Konferenz der Nichtpaktgo­
bundenen in Colombo enthllt. 
Der gravierendste Einwand kann gegen die An und Weise erhoben wer· 
den, wie die Krise des Neokolonialismus (das eigentliche Thema des 
Buches) behandelt wird. Im Gegensatz zu Schilling verslumen es die 
Autoren, das Verhlltni! von Kolonialismus und Neokolonialismus s0-

wie den Übergang vom erSteren zum letzteren naher zu untersuchen. 
Sie bc:lassen es bei der banalen Feststellung: . ,An die Stelle des Kolonia· 
lismus trat der Neokolonialismus ... (So 6) Dami t hingt zusammen, daß 
Friedllinder/Liebscher den Neokolonialismus anscheinend nicht von 
vornherein als latent krisenhaften Zustand des Systems der imperialist i­
schen Vorherrschaft gegenUber der Dritten Welt begreifen, wodurch 
d ie konstat ierte Krise des Neokolonialismus wiederum als relat iv I05So­
löst von der Si tuation des Imperialismus insgesamt erscheint, die in der 
marxistischen Theorie im Iligemeinen mit dem Terminus"aJlgemeine 
Krise des Kapitalismus" lekennzeichi wird. Unklar bleibt dem Leser 
auch, warum der Beginn der 70er Jahre zum Beginn einer neuen Etap­
pe, nlml ich der Krise des Neokolonia lismus werden mußte, eines Sy­
stems, das sich ers t in den 60er J ahren (mit dem endgOltigen Zusam· 
menbruch des Kolonialsystems) definitiv herausbildete und nun schon 
wieder verschlissen scheint. Die Folge dieser unprlsusen BestimmunS 
des Neokolonialismus ist, daß dessen aUsemeine WesenszUge und die 
seit Beginn der 70cr Jahre tatsIchlich neu entwickelten Methoden und 
Inst rumente der BeherrschunS nicht mehr genau unterschieden werd,en 
können. Dadurch aber wird die Erkenntnis des historischen Entwick­
lungsverlaufs der Beziehungen zwischen den kapitalistischen Industrie· 
Ilndern und der Dritten Welt gerlde fOr ihre segenwlnise Phase ent­
scheidend erschwert. R. Fl lk 



Kurzinformationen 
Kuba 
Kuba will 3001) politische Gefangene, darunter alle weiblichen Gefange­
nen, freilassen. Wtiterc 600 Inhaftierte, die gegen die Auswanderungs­
geselze versloßen haben. sollen ebenfalls das Land verlassen dOrfen. 
Mindestens 400 Gefangene sollen monatlich freigelassen werden. Das 
ist - neben der Frage der FamilienzusammenfUhnlllg und der Besuchs­
möglichkeiten der im Ausland lebenden Menschen kubanischer Staa ts­
angehörigkeit oder Herkunft - das Ergebnis des Dialop zwischen Fi­
del Caslro und l' Vert~lern der Exilkubaner aus den USA, Venezuela, 
Spanicn, Panama und PuerlO Rico Ende November in Kuba. 90 '1. der 
Gefangene hauen - so ein US-Journalist, der kürzlich Kuba besuchte 
- den von Fidel Caslro vorgeschlagenen Dialog beifÜß1. Der promi­
nenteste Gefangene H uber Matos jedoch unterzeichnete mit 137 ande­
ren Gefangenen am 10. 10, 1978 eine politische ErkLarung, in der der 
Dialog als "politischer Kuhhandel" tituliert und eine "bedingunglose 
Freilassuns" (Le Monde, Paris, 23. 12. 1978) gefordert wird. Denn 
nicht vorteitis frei selassen werden alle HIlftlinse, die außerordentlich 
schwere Verbrechen währeTid der Diktatur Bat iSU15 besangen haben so-­
wie jene, die terrosistischen Gruppen anSehört haben - darunter eben 
auch Huber Mat05. 

Namibia 
Wie nicht ander~ zu erwarten ging die südaftikanische MarionCltmor­
ganisation Demokratische T umhallen·Allianz (DTA) als "Sieger" aus 
der Wahlfarce von Anfang Dezember 1978 hervor. In der neuen "Ver­
fassunUebenden Versammluns" verfilst sie über 41 von SO Sillen. Wie 
Beobachter unterschiC'dJicher politischer Richtungen feststellten, ist die 
Bevölkerung mit massiven Methoden der Eins:chüchterung zur "richti­
gen" Stimmabgabe veraTllaßt worden. Mit deTi Wahlen unter "orgehal­
tenem Gewehr hat das südafrikaTiische Kolonialregimc seiner TurnhaI· 
lenlösuns nunmehr einen AnscheiTi demokratischer Legitimität ve rli e­
hen. Als illegal und für null und nichtig erkllncn demsellcnüber die 
UNO und die Sildweslafrikanische Volksorsanisation von Namibia 
(SWAPO) das Manöver. In drei am Schlußtas der 11. SitzuTigspcriode 
der UN-Vollversammlung "ersabschiedeten Resolut ionen wird die in­
terne Namibia-LOsung u. a. a ls Bedrohung des internationalen Friedens 
und der Sicherheit gegeißelt. Der Sicherheitsrat wird dringend ersucht, 
umfassende uTid bindende Wirtschaftssankt ionen gegen Sildafrika 
"einschließlich eines Handels- und Ölembargos und eines vollstlndigen 
Waffenembargos" gegen Südafrika zu beschließen. Den filnf West­
mlchten (USA, BRD, Frankreich, GroßbritaTinien und Kanada) , d ie 
sich der Stimme enthielten, wird erneut vorgehalten, daß ihre diploma­
tischeTI, wirtschaftl ichen und anderen Beziehungen eine ErmuTiterung 
de r sildafrikanischen Manöver in Namibia darstellen. Das Jahr 1979 
hat die UN-Vollversammlung zum " Internationalen Jahr der Solidari­
tlt mit dem Tlamibischen Volk" proklamiert. Die SWAPO hat in ver­
schiedenen Erkllrungen ihrc.\ Prisidenten Sam Nujoma erneut klarge­
ma<:ht, daß sie "als einzige legitime Vertreterin des namibischen Volkes 
nur bereit ist an Wahlen teilzunehmen, die unter UNO-Kontrolle ver­
laufen." Der bewaffnete Befreiungskampf bleibt bis dahin das einzige 
Mittel zur Erklmpfung der Unabhänsiskeit Namibias. 

OPEC 
Die Mitg lieder der Organisat ion ErdOlexporticrender Under (OPEC) 
haben auf der MinisterralSlagung in Abu Dhabi am Persischen Golf be­
schlossen, 1979 die Weltmarktpreise für Rohöl SC hrittweise anzuheben. 
Die Ö lpreiserhöhuTig trat am I. JaTluar 1979 mi t einer füTlfp rozentigen 
Steigerung in Kraft und wird im April, Jul i und O ktober voraussicht­
lich auf insgesamt 14, 'l, aufg~tockt werden. Dem Treffen der 13 Öl­
minister waren Versuche des amerikanischen Finanzministers Blumen­
thaI und anderer ""estlicf1eT Politiker vorauslegangen, mit dem H in ... 'eis 
auf die desolate Weltwirtschaftslage uTid die Auswirkungen auf die ln­
nations rate, eine geringere ErMpung zu bewirken. Unmillclbar nach 
Verkündigung des O PEC-Beschlusses mußte der amerikanische Dol­
lar - du Zahlungsminel für Rohöl - erneu te Kursverluste hinneh­
men, die sich im Januar stabilisierten. Die OPEC-Staaten mußten 
durch die in den Industricllndern produzierte Innat ion und die andau­
ernde Dollarabwertung seit Anfa ng 1977 einen Kaufkraftverlusl von 
37-53 '/, hinnehmen (Financial T imes, London, 15 . 12. 1978); ihre In­
dustrialisierungprogramme sind damit gefährdet. Demgegenüber ko­
stet die Tonne Rohöl nach gegenwllrtigen Wechselkursen auf dem 
Weltmarkt kaum mehr a ls 1974. Die P reise fOr Benzin und Heizöllie­
gen jedoch heute weit Mher als damals. Dies erklärt die steigenden 
Profitt der Mult is in dieser Branche, d ie nunmehr neuerliche Preisstei­
lI,erungen als zwingend notwendig angekllndigt haben. 

Algerien 

Der Tod Houari Boumedi~llnc) 3111 27. Dczember 1978 ist ein schwerer 
Verlust fü r die algerische Revolution uTid die arabisch-afrikanische Be­
freiunpbewegung. Der 53jährige Boumedienne sta rb nach einem fünf­
... ·(khigen Koma an einer Blutkrankheit. Seit den Anfängen des - 1954 
erOffneten - Befreiunpkrieges der Nationalen Befreiu ngsfront Alge­
riens (FLN) stand der Sohn eines armen LandplIchters mit an der Spi tze 
der lesen die französische Kolonialherrschaft kllmpfenden Guerillaver­
blInde. 1%0 wurde er zu ihrem Generalstabschef ernanTlt, eiTle Funl..­
tion, die er nach Erringung der Unabhängigkeit im J uli 1962 als Venei· 
diSungsminister und erster Stellvertreter des Ministerprllsidenten Sen 
Sella weiler innehielt . Seit Ben SeHas Stun am 19. Juni 1965 fü hrte er 
als Staatsprlsident, P rlside Tli des neugeschaffenen Revolutionsrates 
und FLN·Vorsitzcnder die sozialistisch orientierten Umwälzungen in 
der Dcmokratischen Volksrepublik Algerien (siehe AlB 111977) an. Fe­
derführend war er an der ErarbeimnIl und Umsetzung der National· 
charta und neuen Verfassung (1976) beteiligt, die nach seiner Auffas· 
S\lnl in die Formierung der FLN zu einer avantgardistischen Partei 
mOnden sollte. Eine hervorragende Rolle spielte Boumedienne auch bei 
der anti impcrialistischen Profil ierung der Nich tpaktgebundenen, der 
UnterstOtzung des pallstiTiensischen und westsahraouischen Befrei­
ungskampfes, zuletzt bei der Schaffung der Arabischen Front der 
Standhaftigkeit geSen die amerikanisch·lgyptisch-israclische Separat­
politik. ZwiSChenzeit lich leiteten der achlköpfige RevoJutionsrat und 
die Nationalve rsammlung vcrfassunssgemaße Schritte für die Wahl ei­
nes neuen Staatspräsidenten eiTl. Die Benennung eines Kandidaten wird 
von dem zum 25. Januar anberaumten FLN-Kongreß erwartet. Der al­
gerische Revolutionsrat, aus dessen ReiheTi er kommen dürfte, bekrif· 
tiste in einer Grundsatzerklä rung vom 3. 12. 1978 seine Verpnichtung 
"auf die Nationakharta und die sozialist iSChe Option" (Afrique Asie, 
Paris, 11. 12. 1978). 

USA-China 
Am I. JaTluar 1979 erfolste die Aufnahme diplomatischer Beziehungen 
zwischen den USA und der Volksrepublik China als vo rläufiger Höhe­
pUTIkt und konsequente FortfUhrung der mit Beginn der 70cr Jahre ein· 
setzeTIden Annlherung zwischen beiden Staaten. Dieser diplomatische 
Akt ist wesentlich Veränderu Tige Ti in der Pol iti k der PekiTiger Führung 
geschuldet, die durch eine zusehends offenere Frontstellung gegen die 
soz.ialistischen RGW·Under und Befreiungsbewegungen sowie durch 
wi rtschaftlich-militlrische Kooperation mit den imperialistischen 
Hauptmlchten (siehe zulellt den Vertrag mit J apan) gekennzeichTlet 
ist. Das große "Nachsehen" hat hierbei der bisher umhegte Schützling 
der USA, d ie nationakhinesische RegierunS Taiwans, zu der Washilli' 
ton nun alle Verbindungen bis auf die nichtamtlichen Handels-, Kultur· 
und WirtschaftsbeziehungeTi einstellte und den militlrischen Beistands. 
pakt aufkündigte. Dieses ZugestAndnis der USA an die VR C hina hat 
zur Folge, daß von nun an du Verhältn is China-Taiwan a ls "inTler­
chiTiesische" Angelegenheit betrachtet wird. Welches Ziel die als "Nor­
malisierung der Beziehungen" deklarierte Polit ik verfolgt, drUckte 
jUngst unmißverstlndlich der Leiter des chinesiSChen Konsulau in den 
USA Tschai Tse-min aus, der ih r "eine akt ive Rolle , im Kampf legen 
Expansionismus und Auression des Hegemonismus'" zuschrieb 
(Frankfurter Allgemeine Zeitung, 3. I . 1979). Was hierunter zu verste­
hen ist, zeigl die chinesische DrohpOlitik legen die SR Vietnam. 
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,---------Pinochets unperfekte Verbrechen ------, 

Das letzte Vierteljahr 1978 war in Chile reich an Ereigniss(ß, die den 
wa~hsendcn Widerstand und die zunehmende Schwachung der Dikta­
tur bewiesen. Man Sl;:hriH langsam aber sicher auf dem Weg der Bil­
dung der notwendigen breiten antifaSl.:hiSlischen Fronl voran. 
Am 6. September 1978 übergaben twei Gewerkschaftszcnlralcn -
das Nationale Gewerlr::schafts-Koordinationskomite1: und die Ein­
heitsfront der Werktatigen - Pinochel ein Dokument, in dem Lö­
sungen roT die Probleme der Arbeiter lind die Rllckkehr zu einem de­
mokratischen Regierungssyslem gefordert wurden. Dieses Dokument 
(im Wortlaut in: Chile-Info des ASK, FrankfLirl/M., Nr. 3/1978, 
S. 13-28), das Gewerkschaftsführer der Unidad Papillar. Christde­
mokraten und Sozia ldemokraten unterzeichnet hauen, drUckte den 
einheitl ichen Geist und die Kampfbereitschaft der chilenischen Werk­
tätigen aus und markierte den Höhepunkt einer Periode wichtiger 
Massenaktionen, von denen besonders der Streik in der Kupfetmine 
Chuquicamata (siehe AlB 11-121 1978) großes Aufsehen erregte. Es 
wurde einmal mehr deutlich, daß es auch nach fUnf Jahren Terror­
herrschaft der Diktatur nicht gelungen war, die Gewerkschaftsbewe­
gung in die Knie zu zwingen (vgl. I . Ljubetii;, Chiles Arbeiter im Wi­
derstand, Frankfurt/M. 1978). 
Pinochet reagierte mit weiteren Repressionsmaßnahmen. Am 20. Ok­
tober 1978 gab sein Innenminister die Aunösung von sieben Gewerk­
schaftsverbanden bekannt, die 526 Einzelgewerkschaften mit Ober 
400000 Mitgliedern umfassen. Eine Woche splter, am 27. Oktober 
verkOndete sein Arbeitsminister die A uflösung aller Gewerkschafts· 
vorStände im privaten Sektor und rief zu "Neuwahlen" auf, die vier 
Tage später staufinden sollten. Bei dieser Wahlfarce haben etwa 
400000 der I 1/2 Mio gewerkschaftlich organisierten Arbeiter und 
Angestellten annähernd 7500 GewerkschaftsfOhrer gewählt. Kein zu­
vor amtierender Gewerkschafts~Ohrer durfte kandidieren (auch nicht 
die, die von der Junta selbst eingesetzt worden waren), sowie nie­
mand der in den letzten zehn Jahren GewerkschaftsfOhrer gewesen 
war oder irgend einer politischen Partei angehört hatte. Es wurden 
keine Kandidatenlisten aufgestellt. Fast I Mio Arbeiter du rften sich 
an den Wahlen nicht beteiligen, unter ihnen auch die 400000 der sie­
ben aufgelösten Gewerkschaftsverbande. 
Diese Maßnahmen stießen auf die Ablehnung der großen Mehrheit 
der Chilenen. Sie wurden u.a. von fast allen Gewerkschaftsführern 
(sogar von einigen Anhängern der Junta), von der Katholischen Kir­
che und \On allen demokratisc~n politischen Parteien verurteilt. 
Entspr~hend war auch die Reaktion der Weltöffentlichkeit. Sogar 
die Regionale Interamerikanische Organisation der Werktätigen 
(ORIT), die eine klare antikommunistiSl.:he Haltung einnimmt, be­
schloß in ihrer Versammlung vom 26. bis 19. November in Lima den 
Bo~kott allcr Waren von und nach Chile. 
Die Diktatur vcrsuchte diesen Bo~kou zum Anlaß zu nehmcn, um be­
stimmte Kreise auf ihre Scite zu ziehen. Sie startete eine aufwendige 
nationalistische Propagandakampgne und rief zu einer Kundgebung 
gegen den Boykott auf. Diese wurde ein totaler Mißerfolg. Nach An· 
gaben der faschistischen Polizei versammelten sich 6000 Menschen. 
In Wirklichkeit waren es weit weniger. Dabei ist zu bedenken, daß 
während der Volksregierung bis zu I Mio Menschen allein in Santiago 
zusammenkamen, um ihre Unterstützung für die Regierung auszu­
drücken. Es kann nicht mehr verschleiert werden, daß die Faschisten 
keinerlei Ma~'cnr(idhalt haben. 

---
Leidlerllundorl bei Scmfrago 

Dafür findet Pinochet seine Helfershelfer außerhalb der Landesgren­
zen. Das faschistische Sprachrohr EI Mercurio informierte am IS. 11. 
1978: "Mit dem Ziel, dem Präsidenten der Republik, General Augu: 
510 Pinochet, eine persönliche Botschaft des bayrischen Ministerprä­
sidenten und Führers der deutschen Christdemokralie, Franz-Jo.sef 
Strauß, zu übergeben, sowie um' die Einzelheiten eines Projekts zur 
gewerkschaftlichen Schulung der neuen, kürzlich gewählten ~werk­
schaftsfOhrer im Privatsektor zu besprechen, ist der Generalbevoll­
mächtigte der Hans-Seidel-Stiftung für gewerkschaftl iche Fragen, 
Siegfried Lengl, in Chile eingetroffen". Im gleichen Moment, da P i­
nochet den Arbeitsorganisationen in Chile neue Schläge versetzte, 
wurde sein Außenminister in Peking mit großer Herzlichkeit empfan­
gen und neue Handelsabkommen zwischen der VR China und Chile 
unterzeichnet. 

Die Öffentlichkeit in Chile und in der Welt, durch die ständigen muti· 
gen Aktionen der Angehörigen der Verschwundenen Ober dieses d ra­
matische Problem informiert, wurde durch zwei Nachrichten erschüt­
ter!. Am 9. November gab das Ständige Komitee des Chilenischen 
Episkopats eine Erklärung heraus, in der es u. a. hieß, daß "die Per­
sonen, die Verschwundene-Verhaftete genannt werden und die meh· 
rere hundert sind, mit einigen mOglichen Ausnahmen unserer Ansicht 
nach von den Sicherheitsdiensten der Regierung verhaftet wurden ... 
Wir bedauern, erklären zu müssen, daß wir auch zur überzeugung 
gekommen sind, daß viele wenn nicht alle Verschwundenen-Verhaf· 
teten außerhalb der Gesetze umgekommen sind." (EI Mercurio, 10. 
I I. 1978). Am I. Dezember erstattete das Vikariat der Solidarität der 
Katholischen Kirche vor dem Obersten Gerichtshof Anzeige über d ie 
Entdeckung eines Mru;sengrabes in einem verlassenen Kalkbergwerk 
in der Nähe von Santiago. 

Spektakuläre Leichenrunde 

Auf die Existenz dieses Massengrabes hatte ein Mili tär bei der Beichte 
hingewiesen und sich damit einverstanden erklärt, daß die Katholi­
sche Kirche eine Untersuchung einleitet. Bei den Ausgrabungen fand 
man d ie verwesten Restevon mindestens 27 MenschenZahlreiche lee­
re Kugelhil lsen lagen in der unmittelbaren Umgebung und an einer 
Mauer waren deutliche Spuren von EinSl.:hüssen zu sehen. Wenige Ta· 
ge später infor mierte die Kirche über einen weiteren geheimen Fried­
hof. Er befindet sich auf dem Weg zwischen Santiago und Valparai-

'0-
Niemand zweifelt daran, daß es sich bei den gefundenen Leichen um 
einige der von der J unta verschleppten und seitdem verschwundenen 
Pat rioten handelt. Langsam beginnt sich der Schleier zu lüften von 
dem, was Pinochet a ls das perfekte Verbrechen geplant hatte. 

Ab September 1978 kam es an den chilenischen Universitäten "Zu meh­
reren Protestbewegungen der Studenten. Einen Höhenpunkt mar­
kierte der viertätige Streik (13.-16. 11.) in der Theologischen Fakul· 
tät der Katholischen Universität in Santiago als Protest gegen die 
Ausweisung von zwei Studenten. Er wurde durch eintlltige Solidari­
tätsstreiks der Studen ten der Abteilungen ror Philosophie, Geschich­
te und Sozialarbeit unterstOlJ:t. An dieser Studentenbewegung betei· 
ligten sich alle demokratischen Richtungen. 
Ähnliches kann man von der Kommission der 24 sagen, die ein Ver· 
fassungs projekt ausarbeitet, als Alternative zum faschistischen 
Machwerk. In der Kommission finden sich Konservative bis hin zu 
Kommunisten. 
Die Kritik der Katholischen Kirche der Junta gegenüber wird immer 
entschiedener und härter. Zu ihren vielen Aktivitäten zur Verteidi­
gung der Menschenrechte in Chile gehört auch ein Symposium, das 
vom 22.-25. November in der Kathedrale in Santiago stattfand, und 
an dem sich etwa 2 000 Chilenen und 100 auslandische Gäste beteilig­
ten. Es endete mi t lau ten Rufen nach " Freiheit, Freiheitl", "Brot, 
Gerechtigkeit und Freiheit!". 
1978 endete mit der .verurteilung der Verbrechen Pinochels durch die 
XXX III. Vollversammlung der UNO mit 96 gegen 7 Stimmen. Es war 
der Beweis ror das Scheitern der vielen Bemühungen der Faschisten 
und ihrer Komplizen, das blu tige Antlitz der Diktatur unter demago­
gischer Schminke zu verbergen. Es war ein neuer Erfols der interna­
tionalen Solidarität, die den Kampf des chilenischen Volkes unter­
StOllt, und wird für den T yrannen sehr negative Folgen haben. 

I, LjubelW: 


